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Sie lesen in dieser Ausgabe

„Ein gutes Gespräch ist der
Kompromiss zwischen Re-
den und Zuhören“, meint die
Vorzimmerperle und bezieht
sich dabei auf die Veranstal-
tungsreihe ihres Chefs „Der
Bürgermeister im Gespräch“,
bei denen die Leute auch
wirklich zu Wort kommen
und ihre Anliegen ernst ge-
nommen werden. Seite 15
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Fachkonferenz von DStGB und Bundesfamilienministerium:

Wirksamer
Kinderschutz

Herausforderungen für die Kommunen
Kooperation beim Ausbau Früher Hilfen

Bund, Länder und Kommunen kooperieren beim
Ausbau der Frühen Hilfen für gefährdete Kinder.
Wie groß das Interesse an einer lückenlosen Vernet-
zung gerade bei den zuständigen Behörden vor Ort
ist, zeigt eine bundesweite Bestandsaufnahme zu Ko-
operationsformen im Bereich Früher Hilfen. Erste
Ergebnisse der Bestandsaufnahme wurden in Berlin
auf der Fachkonferenz „Wirksamer Kinderschutz -
Herausforderungen für die Kommunen“ vorgestellt.

Im Rahmen der vom Bundes-
familienministerium und dem
Deutschen Städte- und Gemein-
debund veranstalteten Tagung
diskutierten 250 Beteiligte aus
Politik, Praxis und Wissenschaft
über Strategien eines wirksamen
Kinderschutzes. Im Fokus der
Veranstaltung standen drei Säulen
eines effektiven Kinderschutzes:
Frühes Erkennen von Belastun-
gen und Frühe Hilfen, notwendi-
ge Interventionen zum Schutz
von Kindern und das Lernen aus
Fehlern im Kinderschutz.

„Ein Drittel aller Kinder, die
vernachlässigt und misshandelt
werden, sind jünger als ein Jahr.
Es sind die Allerkleinsten und
Schwächsten, die besonders ge-

fährdet sind. Sie brauchen unse-
re Aufmerksamkeit und unseren
Schutz in besonderem Maß“, be-
tonte die Bundesministerin für
Familien, Senioren, Frauen und
Jugend, Ursula von der Leyen.

Dichtes Netz von Hilfen

„Wir müssen deshalb ein dich-
tes Netz von Hilfen knüpfen, das
gefährdete Kinder sicher auf-
fängt und trägt. Die frühen Hil-
fen müssen lückenlos in ganz
Deutschland zwischen der Ju-
gendhilfe, dem Gesundheitswe-
sen, Erziehungs- und Schwange-
renberatung, Kindergärten und
der Polizei vernetzt werden.“

Entscheidend sei, dass die Ver-

antwortlichen miteinander ko-
operieren, „damit Kinderschutz
nicht dem Zufall überlassen
bleibt“, so von der Leyen. Hier
könne und müsse man aus den
Fehlern der Vergangenheit lernen.
„Wir brauchen aber auch den un-
missverständlichen rechtlichen
Rahmen, um Kinder wirksam zu
schützen. Die Bundesregierung
hat deshalb das Kinderschutzge-
setz auf den Weg gebracht, um
zum Beispiel zu verhindern, dass
Familien, die auffällig geworden
sind, durch einen Umzug einfach
abtauchen können.“

Beratung und Schutz

Erste Ergebnisse einer vom
Deutschen Institut für Urbanistik
(DIfU) erstellten Bestandsauf-
nahme zeigen, dass 89 Prozent
der Ämter, die daran teilgenom-
men haben, bereits im Bereich
Früher Hilfen aktiv sind. Dabei
arbeiten die Jugendämter beson-
ders eng mit Trägern der Famili-
enhilfe, Familienberatungsstel-
len, Kinderschutzzentren und

(Fortsetzung auf Seite 4)

Dr. Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des DStGB, Dr.
Ursula von der Leyen, Bundesministerin für Familien, Senio-
ren, Frauen und Jugend, Moderator Stefan Rupp, Christine
Haderthauer, MdL, Bayerische Staatsministerin für Arbeit
und Sozialordnung, Familie und Frauen (v.l.).

Bundesregierung legt Handlungskonzept vor:

Ländlicher Raum ist mehr
als ein Urlaubsparadies

Von Klaus Hofbauer MdB, landwirtschaftspolitischer Sprecher
der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag

Mehr als die Hälfte der Bayern wohnt außerhalb der großen Städ-
te. Sie profitieren dort von den besseren Möglichkeiten des Eigen-
heimbaus und den engeren sozialen Kontakten. Der ländliche
Raum nimmt in Bayern 88 Prozent der Fläche ein. Mit seinen oft
familiär geprägten High-Tech-Firmen und den bäuerlichen Land-
wirtschaftsbetrieben hat er eine hohe wirtschaftliche Bedeutung
für Deutschland. Auf der anderen Seite leiden die Menschen im
ländlichen Raum unter den zum Teil selten verkehrenden Bussen
und langsamen Internetanschlüssen. Viele Landarztpraxen
schließen, weil sie keinen Nachfolger finden und Krankenwagen
sind längst nicht so gut ausgerüstet wie in der Stadt.

In der Vergangenheit wurde
von den Gemeinden regelmäßig
eine stärkere Vernetzung gefor-
dert. Ein Vorschlag war, die Ren-
tabilität von Gewerbegebieten zu
erhöhen, indem diese gemein-
deübergreifend angelegt werden.

Die Breitbandstrategie
ist ein erster Erfolg
der besseren Vernetzung

Diese Vernetzung ist jedoch
nicht nur auf der kommunalen
Ebene notwendig. Auch die Ak-
tivitäten der beteiligten Bundes-
ministerien müssen besser auf-
einander abgestimmt werden.
Insbesondere sollen die ver-
schiedenen Förderprogramme so
gestaltet werden, dass sich ein
stimmiges Gesamtbild ergibt.

Um den ländlichen Raum aus

einer solchen verknüpften Ge-
samtperspektive zu entwickeln,
wurde auf Initiative der CSU ei-
ne interministerielle Arbeits-
gruppe eingerichtet. Insgesamt
neun Bundesministerien haben
sich jetzt auf ein Handlungskon-
zept zur Weiterentwicklung der
ländlichen Räume geeinigt.

Es geht im Grunde um die Fra-
ge, wie trotz der geringen Bevöl-
kerungsdichte im ländlichen
Raum die Leistungen des öffent-
lichen Nahverkehrs, der Aus-
und Weiterbildung, der medizi-
nischen Versorgung, der Tele-
kommunikation, der Kinderbe-
treuung und der Altenpflege zu-
friedenstellend erbracht werden
können. Schon die gemeinsame
Arbeit am Handlungskonzept
trägt Früchte, wie das Beispiel
der Breitbandstrategie zeigt.

Damit dieses Handlungskon-
zept erfolgreich umgesetzt wer-
den kann, müssen die Politikbe-
reiche auch in Zukunft stärker
als bisher vernetzt werden.

Enge Zusammenarbeit

Deshalb sollen die Ministerien
für Wirtschaft, Verkehr, Finan-
zen, Umwelt, Arbeit, Bildung,
Familie auch bei der Umsetzung
des Konzepts unter der Koordi-
nierung des Bundesministeriums
für Landwirtschaft eng zusam-
menarbeiten.

Deutscher Städtetag:

Ruf nach
verlässlichen
Perspektiven

Jobcenter - Konjunkturpaket - Behördennummer
Der Deutsche Städtetag fordert, dass kurzfristig Klarheit über
die dauerhafte Struktur der Jobcenter und die Zukunft der Op-
tionskommunen geschaffen wird. Der Präsident des kommuna-
len Spitzenverbandes, Münchens Oberbürgermeister Christian
Ude, stellte nach einer Präsidiumssitzung inAachen klar: „Nach
dem Scheitern der Verhandlungen über eine Verfassungsände-
rung muss sichergestellt werden, dass die Zusammenarbeit der
Kommunen und der Arbeitsagenturen in den Arbeitsgemein-
schaften so nahtlos wie möglich fortgesetzt werden kann.“

Die Jobcenter benötigen laut
Ude in den nächsten Wochen ei-
ne verlässliche Perspektive, da-
mit ein reibungsloser Übergang
innerhalb der vom Bundesver-
fassungsgericht vorgegebenen
Frist bis Ende 2010 gewährlei-
stet werden kann. Das Gericht
hatte im Dezember 2007 die Ar-
beitsgemeinschaften in ihrer
heutigen Form wegen der damit
verbundenen Mischverwaltung
für verfassungswidrig erklärt.

Kommunen müssen
einbezogen werden

Falls die Unsicherheit über die
Zukunft der Jobcenter fortbeste-

he, befürchten die Städte, dass
das Hilfesystem für etwa sechs
Millionen betroffene Menschen
seine Aufgaben nicht mehr ange-
messen erfüllen kann, erklärte
Ude: „Auch angesichts der aktu-
ellen Finanz- und Konjunktur-
krise brauchen die Langzeitar-

Christian Ude.

beitslosen ein funktionierendes
System von Hilfen statt endloser
Diskussionen um Organisations-
fragen. Es wäre unverantwort-
lich, eine Lösung auf die Zeit
nach der Bundestagswahl zu ver-
tagen.“ Der Deutsche Städtetag
vertritt die 116 kreisfreien Städ-
te, die neben den Kreisen ge-
meinsam mit der Bundesagentur
für Arbeit Träger der Hilfen nach
dem Sozialgesetzbuch II sind.

Der kommunale Spitzenver-
band zeigte sich empört über das
Scheitern der Verhandlungen.

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bücher aus
dem Feuer

Aufruf zum Mitmachen:

Bücher aus
dem Feuer

Lesungen zum Jahrestag der
Nazi-Bücherverbrennung

am 10. Mai

Verbrannt, verboten, ver-
bannt - die Namensliste der
Autorinnen und Autoren ist
lang. Unzählige Intellektuel-
le, Künstlerinnen und Künst-
ler wurden ihrer Heimat und
Arbeit beraubt, viele wur-
den ermordet oder in den
Tod getrieben. Das darf nicht
vergessen werden.

Deshalb finden alljährlich
am 10. Mai zahlreiche Ge-
denkveranstaltungen statt.
„Viele bayerische Kommu-
nen unterstützen seit Jahren
die Aktion Bücherlesung“,
bedankt sich der Initia-
tor, TV-Moderator Gerhard
Schmitt-Thiel.

Zum 76. Jahrestag der
Bücherverbrennung werden
auch heuer zahlreiche Le-
sungen aus den Werken je-
ner Autoren stattfinden, de-
ren Vernichtung die Nazis
beschlossen hatten. Schmitt-
Thiel konnte wieder viele
prominente Mitstreiter ge-
winnen.

Weitere Informationen gibt
es im Internet unter www.
buecherlesung.de.
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AAbb iinn ddiiee SSoonnnnee!!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen

direkt im Internet unter
www.1a-preisvergleichreisen.de

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Adolf Berger

94369 Rain
am 24.4.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hermann Dumbs

83527 Haag i. OB
am 1.5.

Bürgermeister Günther Jakob
97535 Wasserlosen

am 21.4.

Bürgermeister
Wolfgang Widmaier
97469 Gochsheim

am 22.4.

Bürgermeister Heinz Hilger
85551 Kirchheim

am 22.4.

Bürgermeister Robert Finster
97447 Frankenwinheim

am 29.4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Miehling

91785 Pleinfeld
am 28.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jörg Nowy

93348 Essing
am 21.4.

Bürgermeister Thomas Zinnecker
86447 Aindling

am 29.4.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerald Rost

84177 Gottfrieding
am 1.5.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind

unsere Daten nicht vollständig.
Wir bitten deshalb um rechtzeitige
Bekanntgabe der bevorstehenden

runden Geburtstage.

Landtag verabschiedet den Etat 2009/2010:

Ein Haushalt mit mutigen Visionen
Keine neuen Schulden, aber Nachtragshaushalt für den Herbst angekündigt

Opposition spricht von Schaumschlägerei

Im Zeichen der Konjunkturkrise hat der Bayerische Landtag
den Doppelhaushalt 2009/2010 mit den Stimmen der CSU-FDP-
Koalition verabschiedet. Er umfasst für heuer fast 40,9 Mrd. Eu-
ro und für das kommende Jahr zunächst 41,1 Mrd. Euro. Im
November wird es nach der Herbst-Steuerschätzung einen
Nachtragsetat geben. Darin stimmen Koalition und Opposition
überein. Schon im Mai wird die Frühjahrsprognose der Exper-
ten aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft erste, erwartungs-
gemäß negative Zahlen zur Entwicklung der Steuereinnahmen
ergeben. Ministerpräsident Horst Seehofer sprach von einem
Haushalt „mit ganz mutigen Visionen“. Für die Opposition be-
treibt die Staatsregierung Schaumschlägerei, wie Franz Maget
(SPD) zusammenfasste.

Die drei Tage beanspruchende
Schlussberatung der zehn Haus-
haltsbücher für die Fachministe-
rien, dazu die Allgemeine Fi-
nanzverwaltung und der Kom-
munale Finanzausgleich, kumu-
lierte wie üblich beim Etat des
Ministerpräsidenten. „Wir wol-
len Zukunft gestalten und nicht
Vergangenheit reparieren“, sagte
Seehofer. Dafür gebe der Haus-
halt die Gesamtkonzeption mit
ganz mutigen Visionen.

Konjunkturförderung

Finanzminister Georg Fahren-
schon ergänzte dies dann bei der
Aussprache zum Allgemeinen Fi-
nanzhaushalt und zum Haushalts-
gesetz mit den Worten, der Dop-
pelhaushalt „ist unser Instrument,
um dem Konjunkturabschwung
die Tiefe zu nehmen und ihn
schneller wieder in den Auf-
schwung übergehen zu lassen“.

Kommunen sind
entscheidende Akteure

Die Situation der Kommunen
spielte eine wichtige Rolle. Sie
„kennen die Sorgen und Bedürf-
nisse ihrer Bürger am besten und
sind der Lösung am nächsten“,
Städte, Landkreise und Gemein-
den sind jetzt entscheidende Ak-
teure“, so der Minister. Dafür
stehe der Finanzausgleich. Er
steigt gemäß den Vereinbarun-
gen mit den kommunalen Spit-
zenverbänden vom Dezember
heuer um rund 226 Mio. Euro (+
3,6%) auf ein „Rekordniveau“
von 6,8 Mrd. Euro (davon 6,3
Mrd. reine Landesleistungen)
und macht, so der Minister, fast
17% des Ausgabevolumens des
Freistaats aus. Schwerpunkte
sind Straßenbau, Schulen und
Sanierung öffentlicher Gebäude.
Auf den FAG 2010 ging Fah-

renschon noch nicht näher ein.
Er und CSU-Haushaltsspre-

cher Georg Winter betonten be-
sonders, dass es gelungen sei,
den Etat heuer ausgeglichen und
ohne Neuverschuldung zu ge-
stalten. Sie räumten ein, das sei
nur mit Hilfe der Rücklagen ge-
lungen, die jetzt freilich weitge-
hend aufgebraucht seien. Die 10
Mrd. Euro, mit denen der Frei-
staat in die marode BayernLB
eingestiegen ist, wird im Ge-
samthaushalt gesondert ausge-
wiesen. Dass es die Rücklagen
gab, sei Dank der soliden Haus-
haltspolitik der letzten Jahre -
ohne Neuverschuldung ab 2006
mit gleichzeitiger erhöhter Schul-
dentilgung - gelungen. Die von
der Opposition aktuell an Mehr-
ausgaben geforderten mehr als
drei Milliarden Euro seien uto-
pisch.

Tafelsilber verkauft

Maget und Thomas Mütze für
die Grünen ließen das nicht gel-
ten. Sie sprachen von Selbstherr-
lichkeit, unseriösen Verspre-
chungen und geschönten Be-
rechnungen: In den guten Jahren
habe die Regierung Stoiber das
Tafelsilber verkauft, aber nicht
die nötigen Akzente gesetzt.
Dass hierzu Bildung, Klima- und
Umweltschutz sowie Investitio-
nen gehören, war wiederum übe-
reinstimmende Meinung von
Koalition und Opposition. Ma-
get und Mütze meinten, wenn
die CSU-Regierungen im ver-
gangenen Jahrzehnt auf die Vor-
schläge der Opposition einge-
gangen wären, sähe es u. a. im
Bildungssektor heute besser aus.
Auch die Oppositionssprecher
verwiesen auf die wichtige Rolle
der Kommunen, die von der
Staatsregierung nicht im not-
wendigen Umfang gewürdigt

Feuerwehr-Führerschein:

Bundesregierung beschließt
Sonderregelung

Der Appell des Bayerischen Gemeindetags an Bundesver-
kehrsminister Wolfgang Tiefensee hat gefruchtet. Das
Straßenverkehrsgesetz wird so geändert, dass Feuerwehr-
dienstleistende Einsatzfahrzeuge bis 7,5 t zulässiges Ge-
samtgewicht mit ihrem Pkw-Führerschein fahren dürfen.

Das Bundeskabinett hat nunmehr beschlossen, eine Sonder-
fahrberechtigung für Einsatzfahrzeuge zu schaffen. „Das ist sehr
erfreulich“ sagte Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl in
München. „Jetzt geht es darum, eine unbürokratische und ko-
stengünstige Lösung für die Feuerwehren und anderen Hilfs-
dienste zu finden. Wir erwarten, dass der Bund dem Freistaat
eine Ermächtigung für großzügige Ausnahmen gibt.“ Brandl
wies darauf hin, dass der Bayerische Gemeindetag seit der
Neuregelung der Fahrerlaubnisklassen im Jahre 1999 auf das
immer drängendere Problem hingewiesen hatte, dass den Feu-
erwehren nach und nach die Fahrer ausgehen, die noch den
„alten“ Führerschein der Klasse 3 (bis 7,5 t) haben. Jahrelang
habe die Politik das Problem negiert, jetzt sei offenbar der
Druck groß genug geworden.

werde. Sie appellierten an die
FDP, sich in den Punkten besser
durchzusetzen, in denen sie im
Landtagswahlkampf die CSU
kritisiert habe.

Gezielte Hilfen

Die Freien Wähler bemühten
sich um konstruktive Oppositi-
on, wie sie Fraktionsvorsitzender
Hubert Aiwanger umriss. Er
schloss sich weitgehend der
SPD/Grünen-Kritik an, bot dem
Ministerpräsidenten unter Ge-
lächter der CSU aber konstrukti-
ve Hilfe an. Aiwanger forderte u.
a. gezielte Hilfe für die Kommu-
nen. Sein finanzpolitischer Spre-
cher Manfred Pointner verwies
auf FW-Anträge, unter anderem
den Kfz-Steuerverbund von 51
% auf 55% zu erhöhen.

Das Leben ist kein
Wunschkonzert

FDP-Fraktionsvorsitzender
Thomas Hacker warf der Oppo-
sition unseriöses Handeln vor.
Zwar sei vieles wünschenswert,
„aber das Leben ist kein Wunsch-
konzert“. Die FDP habe dem
Zahlenwerk jedoch einen „libe-

Verdoppelung der staatlichen Zuschüsse für Breitbandausbau:

Schnelles Internet und
weniger Bürokratie
Anregungen der Kommunen aufgegriffen

Bayern macht Tempo beim
Breitbandausbau in der Fläche.
Der Ministerrat hat eine deut-
lich höhere Förderung des be-
sonders schnellen Internets be-
schlossen: Der Höchstbetrag
für den staatlichen Zuschuss
steigt von 50 000 Euro auf nun
100 000 Euro pro Gemeinde.
Zugleich wird der Fördersatz
von 50 Prozent auf 70 Prozent
angehoben. Außerdem wird
durch die Zusammenlegung
einzelnerAntragsschritte künf-
tig auch das Förderverfahren
für die Kommunen erleichtert.

Optimierte Bedingungen

Bayerns Wirtschaftsminister
Martin Zeil: „Mit der deutlichen
Anhebung der staatlichen Zu-
schüsse und des Fördersatzes kön-
nen die bayerischen Gemeinden
den Ausbau von schnellem Inter-
net zu optimierten Bedingungen
verstärkt in Angriff nehmen. Wir
haben dazu auch die Anregungen
der Kommunen aufgegriffen.“ Er
sei sicher, dass die Verbesserun-
gen am Förderprogramm die
Breitbanderschließung gerade in
den ländlichen Regionen Bayerns
beschleunigen werden. Ziel der
Staatsregierung ist es, so Zeil, bis
Ende 2010 die bisher noch nicht
versorgten Gebiete in Bayern mit
schnellem Internet zu erschließen.

Mit der Breitbandförderinitia-
tive unterstützt Bayern seit 2008
den Ausbau von schnellem Inter-
net in den Kommunen. Bisher
standen dafür 19 Millionen Euro

Fördermittel zur Verfügung.
Über das Zweite Konjunkturpa-
ket kann, laut Zeil, der staatliche
Förderbetrag für den Breitband-
ausbau in Bayern nun auf rund
38 Millionen Euro verdoppelt
werden. Davon wurden bereits
1,3 Millionen Euro für Planun-
gen und Infrastrukturvorhaben
von über 300 Gemeinden geneh-
migt und in 20 Gemeinden hat
die Staatsregierung den konkre-
ten Ausbau finanziell unterstützt.
„Das Bayerische Förderpro-
gramm hat sich gut entwickelt.

Bestandteil der
Bundesstrategie

Allerdings haben zuletzt viele
Gemeinden wegen vielverspre-
chender Ankündigungen der
Bundesregierung zur Breitband-
strategie gezögert, das bayerische
Förderprogramm zu nutzen“, so
Zeil. Mittlerweile sei allerdings
klar: Ein eigenständiges Förder-
programm des Bundes wird es
nicht geben. Vielmehr hat der
Bund das Förderprogramm Bay-
erns als Bestandteil seiner eige-
nen Breitbandstrategie bestätigt.

Zügige Genehmigung

„Zu den weiteren Verbesserun-
gen des Bayerischen Breitband-
programms haben wir intensive
Vorgespräche mit der Europäi-
schen Kommission geführt. Ich
rechne daher mit einer zügigen
Genehmigung“, so Zeil ab-
schließend.

CSU steht zu
Kommunen

Parlamentarischer Abend
mit Georg Schmid beim

Bayerischen Gemeindetag

„Die CSU-Landtagsfrakti-
on ist und bleibt ein verlässli-
cher Partner der Kommunen
und des Bayerischen Gemein-
detags“ sagte Georg Schmid,
Vorsitzender der CSU-Frakti-
on im Bayerischen Landtag,
bei einem Parlamentarischen
Abend des Bayerischen Ge-
meindetags in München.

„Wir nehmen die Anliegen
der Gemeinden und Städte
ernst und tauschen uns mit
dem Bayerischen Gemeinde-
tag regelmäßig über aktuelle
kommunalpolitische Themen
aus.“ Gemeindetagspräsident
Dr. Uwe Brandl dankte für
den steten Dialog, nutzte aber
auch die Gelegenheit, aktuel-
le Themen kritisch anzuspre-
chen. Er führte die unter-
schiedliche Umsetzung des
Konjunkturpakets II in den
sieben Regierungsbezirken
sowie die ungelösten Pro-
bleme beim Landesentwick-
lungsprogramm an. „In die-
sen Bereichen besteht Hand-
lungsbedarf. Die kreisange-
hörigen Gemeinden und Städ-
te erwarten hier mehr Rück-
sicht auf ihre Belange.“

ralen Stempel“ aufgedrückt. Wirt-
schaftsminister und Stellvertre-
tender Ministerpräsident Martin
Zeil hatte Seehofer nach dessen
Grundsatzrede demonstrativ die
Hand geschüttelt. rm

Bayerns Klinikchefs fordern:

Rasche Auszahlung der
Finanzierungshilfen

Vertreter der Großkrankenhäuser tagen in Bayreuth

Die Finanzierungshilfen für die Krankenhäuser, die die Koaliti-
onsregierung Ende letzten Jahres beschlossen hat, müssen
schnellstens bei den einzelnen Kliniken ankommen. Dies ist eine
zentrale Forderung der bayerischen Großkrankenhäuser, die
sich am Donnerstag und Freitag dieser Woche im Klinikum
Bayreuth zu ihrer jährlichen Arbeitstagung treffen.

Der Gastgeber der Tagung, der
Geschäftsführer der Klinikum
Bayreuth GmbH, Roland Ranftl,
wies darauf hin, dass die Kran-
kenhäuser in den Jahren 2008
und 2009 um rd. 8 % gestiegene
Löhne und Gehälter schultern
müssten. „Die für die Kranken-
häuser vorgesehenen finanziel-
len Mittel dürfen jetzt nicht bei
den Krankenkassen liegen blei-
ben, sondern müssen schnellst-
möglich bei den Kliniken an-
kommen.“ Hintergrund der Dis-
kussion ist das Krankenhausfi-
nanz ie rungsre formgese tz
(KHRG), das der Bundestag
nach über einem Jahr heftigen

politischen Streits wenige Tage
vor Weihnachten letzten Jahres
beschlossen hat.

Verhandlungen dauern an

Die zentrale Forderung der
Kliniken, eine Finanzierungs-
grundlage für die letzten Tarifab-
schlüsse zu schaffen, erfüllte der
Gesetzgeber jedoch nur zum
Teil. Die Koalition hat beschlos-
sen, dass die Krankenhäuser
grundsätzlich eine Finanzierung
in Höhe von 50 % erhalten. Ei-
nen konkreten Zuschlag müssen
auf der Bundesebene der Spit-
zenverband der gesetzlichen
Krankenkassen und die Deut-
sche Krankenhausgesellschaft
(DKG) vereinbaren.

Auch Siegfried Hasenbein, der
Geschäftsführer der Bayerischen
Krankenhausgese l l schaf t
(BKG), fordert deshalb eine
schnelle Einigung: „Die im Ge-
sundheitsfonds für die Kranken-
häuser bereitgestellten Mittel
werden monatlich an die Kran-
kenkassen ausbezahlt, während
die Krankenhäuser enorme unge-
deckte Kosten schultern müssen.
Die Mittel müssen auch an die
Kliniken fließen“, fordert er. Und
die Verhandlungen hierüber dro-
hen sich in die Länge zu ziehen.

Mehr Mittel für Kliniken

Bisher war die Anpassung der
Krankenhausbudgets in Gänze
abgekoppelt von der Lohnent-
wicklung. Die jährlich gewährte
Budgetsteigerung war völlig un-
zureichend und der Sachverhalt,
dass Personalkosten der Haupt-
kostentreiber in Dienstleistungs-
betrieben sind, hätte auch dem
Gesetzgeber bekannt sein müs-
sen. Ohne eine betragsmäßige
Festsetzung des landesweiten
Basisfallwertes, der die Grundla-
ge für die Berechnung von Kran-
kenhausbudgets bildet, können
die Kliniken eigentlich gar keine
Kalkulation vornehmen. Der Ba-
sisfallwert wird in Bayern noch
hart verhandelt und wäre bei ei-
ner Festlegung auf zu niedriger
Basis ein elementarer Faktor,
Krankenhäuser in die roten Zah-
len zu treiben.

In einer ausführlichen Analyse
der jüngsten Krankenhausreform
stießen den bayerischen Klinik-
managern noch weitere Punkte
auf. Neben steigenden Patienten-
zahlen führt auch ein höherer
Schweregrad der Erkrankungen
zu einem Absinken der Vergü-
tung. „Damit wird das Morbi-
ditätsrisiko der Bevölkerung bei
den Krankenhäusern abgeladen,
dies ist eine besonders perfide
Form der Budgetierung“ kritisie-
ren Ranftl und Hasenbein. Auch
ein mehr an Patienten wird nicht
in vollem Umfang vergütet.

Die Vergütung von Mehrlei-
stungen muss vorab mit den
Krankenkassen auf dem Ver-
handlungswege vereinbart wer-
den. Sollte keine Einigung er-
zielt werden, erhält die Klinik
nur 35 % der regulär dafür vor-
gesehenen Erlöse. Die anfallen-
den Kosten können damit natür-
lich nicht gedeckt werden. Trotz
alledem werden die kommuna-
len Krankenhäuser auch weiter-
hin versuchen, ihrem Auftrag
zur umfassenden Versorgung
der Bevölkerung gerecht zu
werden.

Fahrenschon:

Sonderförderprogramm
für Ganztagsschulen

„Mit der Zustimmung des
Landtags zum Doppelhaushalt
kann das bayerische Sonder-
förderprogramm für den zu-
kunftsorientierten Ausbau von
Ganztagsschulen starten“, er-
klärte Finanzminister Georg
Fahrenschon.

Beim Bildungsgipfel im Fe-
bruar hatten sich die Bayerische
Staatsregierung und die Kom-
munalen Spitzenverbände darauf
verständigt, den Ausbau von
Ganztagsschulen in allen Schul-
arten voranzutreiben. So sieht
das Ausbaukonzept der Staatsre-
gierung unter anderem bis 2013
gebundene Ganztagszüge für
insgesamt 540 Grundschulen,
600 Hauptschulen und alle 186
Förderzentren sowie Schulen zur
Lernförderung grundsätzlich in
allen Jahrgangsstufen, ebenso
für alle Realschulen und alle
Gymnasien in den Jahrgangsstu-
fen 5 und 6 und für alle Wirt-
schaftsschulen in einer Jahr-
gangsstufe vor.

Mit dem nun aufgelegten Son-
derförderprogramm werden die
regulären Fördersätze um 15
Prozentpunkte angehoben, eine
Kommune mit landesdurch-
schnittlichen Finanzdaten erhält
damit eine Förderung von 50
Prozent ihrer Baukosten. Außer-
dem wurde die Bagatellgrenze,
ab der Bauvorhaben förderfähig
sind, auf 50.000 Euro abgesenkt.

Grundlage für die Förderung
ist ein individuell abgestimmtes
pädagogisches Konzept. Geför-
dert werden Baumaßnahmen.
Die Kommunen können Anträge
zum sofortigen Maßnahmebe-
ginn ab sofort bei den Bezirksre-
gierungen stellen.
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Alle gängigen Kommunika-
tionsmodelle lehren uns, dass
Verständigung nur dort mög-
lich ist wo „Sender“ und
„Empfänger“ über einen ge-
meinsamen „Code“ verfügen.
Zeichen, Gestik und Mimik
müssen ausreichen, wenn der
Informationsaustausch non-
verbal bleibt. In aller Regel
nutzen wir für Dialoge die Sprache. Doch selbst
wenn wir die gleiche Sprache sprechen, können
Dialekt, Soziolekt, Ideolekt, oder was die Lin-
guisten sonst noch alles erforscht haben, dazu
führen, dass wir aneinander vorbei reden und
es nicht einmal merken.

Ich möchte mein Problem anhand einer klei-
nen Geschichte erläutern. Als kürzlich Prof. Dr.

Thiess Büttner bei der Fachkonferenz des
Bayerischen Städtetags in der Politischen Aka-
demie Tutzing über die Zukunft des Kommuna-
len Finanzausgleichs referierte, kam die
schwierige Kassenlage der Kommunen zur
Sprache. Die Gemeinden, Städte, Landkreise
und Bezirke brauchen zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben der öffentlichen Daseinsvorsorge die
entsprechenden Mittel. Im Fachjargon „Zooef-
fekt“ genannte Ausgaben kosten die Städte sehr
viel Geld.

Den Vorschlag des Referenten, an eine be-
stimmte Steuer - ich mag gar nicht wiederholen,
welche - heranzugehen, lehnten Städtetagsvor-
sitzender Hans Schaidinger und mit ihm die an-
wesenden Kommunalpolitikerinnen und Kom-
munalpolitiker rundweg ab, weil diese Steuer
die Beziehung zwischen Wirtschaft und Kom-
mune ganz empfindlich beeinträchtigen würde.

Für mich interessant in diesem Zusammen-
hang ist jedoch die Wortwahl des Referenten,
sprach er doch tatsächlich - und ich zitiere
wörtlich - von der „Zahlungsbereitschaft der
Bürger“, die „abzugreifen“ möglich sei.

Meine Bedenken, dass die meisten Steuerzah-
ler nicht differenzieren, welche öffentliche
Hand ihnen in die Tasche greift, wurden schnell
weggewischt. Auch mein Hinweis, dass sich der
Präsident des Bundes der Steuerzahler, Rolf
Baron von Hohenhau, kürzlich in seiner Em-
pörung über die Steuerfindungskreationen der

Politik zu sehr derben Formu-
lierungen verstiegen hat, fruch-
tete nicht. „Zahlungsbereit-
schaft abgreifen“ sei nämlich,
so Büttner, einfach ein Fachter-
minus. Da lasse sich gar nichts
machen. Die Fachleute der
Steuergesetzgebung wüssten
darüber Bescheid.

Als „kleine BWLerin“ habe
ich vor 32 Jahren mein Examen
abgelegt. Aus meiner Fachdis-
ziplin kenne ich die Definition
der abgreifbaren Zahlungsbe-

reitschaft im Zusammenhang mit Marketing-
strategien. Man betreibt ein Angebots- und
Preismanagement, bei dem die Kundennachfra-
ge zum größtmöglichen Eigennutzen optimiert
wird. Dafür gibt es immer neue aufregende
Formulierungen: Kundenfokussierung, Custo-
mizing, Ertragswertorientiertes Kundenmana-
gement, Clienting, Systematisches Kundenbin-
dungsmanagement oder Relationship Manage-
ment. Das hört sich alles toll an; läuft aber da-
rauf hinaus, dass sich die Unternehmen bei ih-
rer Kunden-Orientierung nicht nach Kunden-
Wünschen richten, sondern danach, auf mög-
lichst einfache, billige Weise möglichst viel von
dieser Zahlungsbereitschaft abzugreifen, also
„Kohle zu machen“. Wer als Kaufmann so
agiert, macht meist nur einmalige Geschäfte.
Wer hingegen seine Kunden langfristig an sich
binden möchte, tut gut daran, sich an deren
echten Bedürfnissen zu orientieren.

Eine freiwillige „Bereitschaft“ zu weiteren
Zahlungen seitens der Bürger an ihren Staat
oder an die Kommune kann ich nicht ausma-
chen. Und der Begriff „abgreifen“ findet im
nicht-wirtschaftswissenschaftlichen Sinn nur
sehr umgangssprachliche Verwendung. Da gibt
es zum Einen die Bedeutung des (unsittlichen)
Berührens und Begrapschens, zum Anderen ist
das Wort negativ belegt, denn es steht für be-
klauen, stehlen, entwenden oder stibitzen.

Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Wis-
senschaft der Politik einen guten Dienst er-
weist, wenn sie ihr eine Diktion oktroyiert, die
negative Assoziationen bei den Bürgern ver-
stärkt. Wie eingangs erwähnt: Kommunikation
findet dort statt, wo man sich eines gemeinsa-
men Codes bedient. In diesem Sinn haben die
Bürger bestimmte Vorstellungen, wie groß ihre
„Zahlungsbereitschaft“ ist und was „abgrei-
fen“ bedeuten kann.

Das sollten die Politiker nicht vergessen. Und
noch mehr sollten sie daran denken, woher die
Bereitschaft so vieler Mitbürger kommt, nach -
nicht immer legalen - Möglichkeiten zu suchen,
um Steuern zu sparen.

KolumneGZ Anne-Marie von Hassel

Kommunikation ist nur
dort möglich, wo man

die gleiche Sprache spricht

Positionspapier des Deutschen Städtetags:

Klimaschutz in den Städten
Der Deutsche Städtetag hat vor dem Hintergrund der weltwei-
ten Debatte ein Positionspapier zum Klimaschutz erarbeitet, in
dem sowohl Empfehlungen für lokale Aktivitäten zur Begren-
zung des Klimawandels dargelegt als auch Forderungen der
Städte gegenüber Bund und Ländern formuliert werden. Das
Papier trifft insbesondere Aussagen zu den Schwerpunktthemen
Energieerzeugung, Energieeinsparung/Energieeffizienz, Entsor-
gungsinfrastruktur, Stadtentwicklung, Bauleitplanung, Woh-
nungswesen, Verkehr und Öffentlichkeitsarbeit.

1. Energie

Der Ausbau der Erneuerbaren
Energien im Strombereich muss
laut Städtetag massiv vorange-
trieben werden. Die Novelle des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG) ist zu nutzen, um weitere
Marktanreize zu schaffen. Zu-
dem sind die Förderung des
Neubaus und der Modernisie-
rung von KWK-Anlagen sowie
der Ausbau der Nah- und Fern-
wärmenetze durch den Bund
massiv zu verstärken. Zudem
müssen Mechanismen geschaf-
fen werden – ggf. im Rahmen
der Netzentgeltregulierung –, die
verstärkte Investitionen in Ener-
gieeffizienz auch bei der Netzin-
frastruktur ermöglichen.

2. Wohnungswesen und
Gebäudesanierung

Die Inanspruchnahme zinsver-
günstigter Kredite aus dem CO2-
Gebäudesanierungsprogramm
ist vielen Städten mit angespann-
ter Haushaltslage und Haushalts-
sicherungskonzepten verwehrt.
Im Bereich des Wohngebäu-
debestandes sollte vorrangig auf

insbesondere z. B. Fassadensa-
nierungen und Fenster. Notwen-
dig sind auch eine Verstetigung
des Investitionspaktes zwischen
Bund, Ländern und Gemeinden
zur energetischen Modernisie-
rung der sozialen Infrastruktur
und eine räumliche Konzentrati-
on der KfW-Förderung auf die
Innenentwicklung zentraler Or-
te. Bund und die Länder müssen
darüber hinaus ihren Beitrag leis-
ten, um die Gemeinden da-
bei zu unterstützen, beispielhaft
Möglichkeiten zum Klimaschutz
aufzuzeigen, z. B. in Form von
Broschüren und Arbeitshilfen
oder durch Unterstützung von
Initiativen und Modellprojekten,
die an energetischen Zielen ori-
entiert sind.

5. Verkehr

Bei der Förderung des Ge-
meindeverkehrs und damit letzt-
lich auch der alternativen Ver-
kehrsträger ÖPNV, Rad- und
Fußverkehr ziehen sich Bund
und Länder zunehmend aus ihrer
auch klimapolitischen Verant-
wortung zurück. So wurde im
Zuge der Föderalismusreform

haben im Schienenwegebau vor-
behaltene 20 %-Anteil am ge-
samten GVFG-Volumen von
jährlich 1,67 Mrd. Euro ist von
Inhalt und Volumen bis 2019 ge-
sichert. Die sog. Landes-GVFG-
Mittel, die immerhin 80 % des
GVFG-Topfes ausmachen, sind
seit 2007 in die Verantwortung
der Länder übergegangen und
nur bis zum Jahre 2013 hinsicht-
lich ihrer Höhe und verkehrli-
chen Zweckbindung gesichert.
Hier sollten sich laut Städtetag
die Länder frühzeitig zur Förde-
rung des Gemeindeverkehrs
auch in Zukunft bekennen und
dabei gleichzeitig eine größere
Flexibilität hinsichtlich der fi-
nanziellen Unterstützung auch
von Investitionen zur Grundsa-
nierung von Verkehrsanlagen so-
wie bei der Radverkehrsförde-
rung praktizieren.

SPNV und ÖPNV

Im Bereich des Schienenperso-
nennahverkehrs hat der Bund sei-
ne Verantwortung an die Länder
übertragen, die im Gegenzug
vom Bund die Regionalisierungs-
mittel zur Bestellung des SPNV
und für die Schieneninfrastruktur
erhalten. Mit den beschlossenen
Kürzungen der Regionalisie-
rungsmittel wird der Bund seinen
Verpflichtungen schon jetzt nicht
mehr im vollen Umfang gerecht.
Eine solche Entwicklung konter-
kariert die beschlossenen Klima-
schutzziele der Bundesregierung.
Umso wichtiger ist es deshalb,
dass der kommunale Querver-
bund, der mit 1,3 Mrd. Euro zur
Finanzierung des ÖPNV einen
wesentlichen Beitrag leistet, er-
halten bleibt.

Als notwendige Schritte zur
Veränderung der steuerrechtli-
chen und technischen Rahmen-
bedingungen sind neben einer
Beseitigung aller steuerlichen
Anreize zum Siedeln und Pen-
deln ins Umland vor allem die
verbindliche Vorgabe stadtver-
träglicher Emissionsgrenzwerte
bezüglich des Lärm- und Schad-
stoffausstoßes, insbesondere die
verbindliche Anordnung von
Partikelfiltern für Pkw und
LKW, eine steuerliche Förde-
rung der Nachrüstung und
Neuanschaffung emissionsarmer
Fahrzeuge sowie die Orientie-
rung der Kraftfahrzeug-Steuer
an der Höhe der CO2-Emissio-

eine Verstetigung und den Aus-
bau vorhandener Förderanreize
gesetzt werden.

3. Entsorgungsinfrastruktur

Im Abwasserbereich muss das
EEG so novelliert werden, dass
Klärgasanlagen mit dem glei-
chen Fördersatz wie Biogasanla-
gen gefördert werden. Darüber
hinaus sollte das EEG ebenfalls
Anreize z. B. zur gemeinsamen
Vergärung organischer Substrate
oder zur Einführung neuer Tech-
nologien wie z. B. der Geother-
mie setzen. Um die Potentiale
moderner Müllverbrennungsan-
lagen noch besser auszuschöp-
fen, ist es notwendig, die Müll-
verbrennung weiterhin aus dem
Emissionshandel herauszuhal-
ten, da die Art der Vorbehand-
lung keine jährliche Reduzie-
rung der Emissionen erlaubt und
die von der MVA substituierte
Primärenergie weder bei Wärme
noch bei Strom gutgeschrieben
wird.

4. Stadtentwicklung

Die Städtebauförderung von
Bund und Ländern muss sich
weiter konzentrieren auf die
Stärkung von Innenstädten und
Ortsteilzentren, Maßnahmen der
Sozialen Stadt, Wiedernutzung
brachliegender und brachfallen-
der Flächen, z. B. im Rahmen
des Stadtumbaus, Förderung des
Umbaus und der Umnutzung
von Gebäuden sowie der In-
standsetzung und Modernisie-
rung des Gebäudebestandes,

das Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz zum Auslaufmodell
erklärt; lediglich der dem GVFG-
Bundesprogramm für Großvor-

nen so schnell als möglich einzu-
leiten. Die Verantwortung hier-
für liegt in erster Linie beim
Bund und den Ländern, so der
Deutsche Städtetag. DK

Auftakt zum Stromsparpreis der Gemeinde Buttenwiesen:

Ab jetzt wird gespart
Energiesparen schont nicht nur Klima und Geldbeutel, sondern
kann sogar richtig spannend sein. So lautet das Fazit des
Buttenwiesener Energiesparabends, der Auftaktveranstaltung
zum Stromsparpreis, zu dem die Gemeinde geladen hatte. Unter-
stützt wurde die Veranstaltung von der Lechwerke AG (LEW).

Die Gemeinde Buttenwiesen
ist beim Thema Energie bereits
seit einigen Jahren aktiv. Um nur
einige Schlagworte zu nennen:
Solarpark am Maierhof, Fern-
wärme, Bürgersolardächer auf
allen geeigneten öffentlichen
Dachflächen, 3. Platz in der So-
larbundesliga.

2009 ist Energiesparjahr

Weil der Einsatz regenerativer
Energien und Energiesparen
dem Klima doppelt nutzen, hat
die Gemeinde das laufende Jahr
mit der Auslobung des Strom-
sparpreises nun zum Energie-
sparjahr erklärt. Um was es da-
bei geht, erläuterte Bürgermei-
ster Norbert Beutmüller zum
Auftakt. „Die drei Buttenwiese-
ner Haushalte, die ihren Strom-
verbrauch im Vergleich zum
Vorjahr am stärksten senken und
am effizientesten mit Energie
umgehen, gewinnen attraktive
Preise im Gesamtwert von 1000
Euro.“ Als Anerkennungspreise
stellt LEW zehn so genannte En-

ergiesparkoffer zur Verfügung:
Sie enthalten spezielle Stecker-
leisten, Energiesparlampen und
Strommessgeräte.

Viel Potenzial bei Heizung

Wie man ohne Einschränkung
von Wohnkomfort und Lebens-

qualität Energie einsparen kann,
erfuhren die Besucher des Ener-
giesparabends von LEW-Ener-
gieberater Bernhard Janka: „Das
größte Energiesparpotenzial hat
ein Durchschnittshaushalt bei
der Heizung. Hier gibt es zahl-
reiche Möglichkeiten, den Ener-
gieverbrauch zu senken: Vom
Einbau entsprechender Technik
über entsprechende Dämmung
bis hin zum Ändern der tägli-
chen Gewohnheiten“, erklärte
der Fachmann. Aber auch beim

Stromverbrauch spielt die Hei-
zung eine größere Rolle, als die
meisten Hausbesitzer vermuten:
„Eine alte Umwälzpumpe ver-
braucht zwischen 500 und 800
Kilowattstunden Strom pro Jahr,
eine neue Hocheffizienzpumpe
dagegen nur etwa 60 bis 150 Ki-
lowattstunden.“

Verhaltensänderungen
im Alltag

Darüber hinaus zeigte der
LEW-Energieberater weitere Al-
ternativen zum Stromsparen im
Haushalt auf: Von ausschaltba-
ren Steckerleisten, die den ver-
steckten Stromverbrauch von
Elektrogeräten im Stand-by un-
terbinden, über den Einsatz von
Energiesparleuchten bis hin zu
Verhaltensänderungen im Alltag:
„Jeder Haushalt kann hier einen
Beitrag leisten. In der Summe
kann das eine große Wirkung ha-
ben“, so Janka.

Verborgene Stromfresser

Bürgermeister Beutmüller
konnte diese Einschätzung nur
bestätigen: „Wir haben im Rat-
haus in den vergangenen Wochen
Strommessungen durchgeführt.
Obwohl wir schon immer spar-
sam mit Energie umgehen, ist das
Ergebnis verblüffend. Es gibt
viele verborgene Stromfresser,
deren Verbrauch man mit ein bis-
schenAchtsamkeit deutlich redu-
zieren kann. Sein eigenes Verhal-
ten energieeffizient zu optimie-
ren, macht sogar Spaß. Ich freue
mich, dass LEW uns bei diesem
Projekt unterstützt.“

Energiesparen leicht gemacht: Bürgermeister Norbert Beut-
müller (links) und LEW-Energieberater Bernhard Janka prä-
sentieren zwei Energiesparlampen. Bild: LEW/Annette Zöpf

Handwerkskammer warnt:

Milliardenkosten
durch Umweltzone

Vor existenzbedrohenden Fol-
gen für viele Handwerksbetriebe
warnte der Präsident der Hand-
werkskammer für München und
Oberbayern, Heinrich Traublin-
ger, MdL a. D., sollten die ange-
strebten Verschärfungen der
Münchner Umweltzone umge-
setzt werden. In einer aktuellen
Umfrage erklärten 36 Prozent
der oberbayerischen Hand-
werksbetriebe, dass ihre betrieb-
liche Existenz davon abhänge, in
die Münchner Innenstadt einfah-
ren und dort Aufträge ausführen
zu können.

Allein im oberbayerischen
Handwerk müssten hochgerech-
net 43.700 Fahrzeuge umgerü-
stet und 47.700 ersetzt werden.
Dabei komme man schnell auf
Milliarden schwere Investitions-
beträge, die das Handwerk in
konjunkturell schwieriger Zeit
schultern müsse. Hier dürfe das
letzte Wort deshalb noch nicht
gesprochen sein.

Alle Informationen über den
Stromsparpreis der Gemeinde
Buttenwiesen unter www.but-
tenwiesen.de. Dort kann man
auch den Fragebogen downloa-
den, der bis zum Einsende-
schluss am 26. Februar 2010
mit Kopien der Stromrechnun-
gen der Jahre 2008 und 2009 an
die Gemeinde Buttenwiesen
einzusenden ist.
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(Fortsetzung von Seite 1)
„Obwohl die Politik seit dem Ur-
teil des Bundesverfassungsge-
richtes 15 Monate Zeit hatte, ist
es ihr bisher nicht gelungen, kla-
re Perspektiven für die Jobcenter
zu schaffen. Das stößt bei den
Städten auf großes Unverständ-
nis“, so Ude.

Die Kommunen müssten in
den weiteren Prozess zur Reform
der Jobcenter eng einbezogen
werden, forderte der Präsident.
Die Qualität der Betreuung und
Vermittlung der erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen sei nur mit bür-
gernahen, serviceorientierten und
leistungsfähigen Organisations-
strukturen möglich, die Verant-
wortung des Bundes für die
Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit müsse beibehalten
werden und der kommunale Ein-
fluss auf die regionale Arbeits-
marktpolitik gesichert werden.
Außerdem sei es auch in Zukunft
notwendig, die Arbeitsmarktpoli-
tik eng mit der kommunalen Wirt-
schafts-, Sozial-, Familien- und
Bildungspolitik zu verzahnen.

„Wir fordern Bund und Länder
auf, gemeinsam mit den Kom-
munen funktionsfähige und prak-
tikable Lösungen zu entwickeln,
wie künftig die Hilfen für die
Langzeitarbeitslosen und ihre Fa-
milien erbracht werden können.
Dabei müssen die mit einer ge-
trenntenAufgabenwahrnehmung
zwangsläufig verbundenen Pro-
bleme auf ein Minimum redu-
ziert werden“, sagte Ude. Ar-
beitslosengeld II und Unter-
kunftsleistungen seien stark mit-
einander verschränkt. Die Tren-
nung in zwei Verwaltungsverfah-
ren bringe deshalb zum Beispiel
Doppelarbeiten mit sich.

Kommunale Investitionen

Neben einer Lösung für die
347 Arbeitsgemeinschaften aus
Kommunen und Arbeitsagentu-
ren setzt sich der Deutsche Städ-
tetag dafür ein, die Tätigkeit der
69 Optionskommunen, die die
Arbeitsvermittlung und die so-
zialen Leistungen nach dem So-
zialgesetzbuch II allein erbrin-
gen, unbefristet zuzulassen. An-
dernfalls könne deren Arbeit ab
2011 nicht fortgeführt werden.

In punkto Konjunkturpaket II
hat der Deutsche Städtetag an-
gekündigt, dass die Mittel nun
rasch in kommunale Investitionen
fließen und auch finanzschwache
Städte davon profitieren werden.
Für Investitionen stellt der Bund
den Kommunen mehr als 7 Milli-
arden Euro in den nächsten zwei
Jahren zur Verfügung.

Wie die Vizepräsidentin des
Deutschen Städtetages, Frank-
furts Oberbürgermeisterin Petra
Roth, erläuterte, „werden immer
mehr konkrete Bau- und Sanie-
rungsvorhaben von den Ratsver-
sammlungen der Städte be-
schlossen“. Besonders Schulen
und Kindergärten stünden an er-
ster Stelle. Die Planungen in den

(Fortsetzung von Seite 1)
der Polizei zusammen, während
die Gesundheitsämter vor allem
mit Frühförderstellen, Schwan-
gerenberatungsstellen, Kinderta-
geseinrichtungen und dem Sozi-
alpsychiatrischen Dienst koope-
rieren. Die Arbeit in den Netz-
werken führt zu einer deutlichen
Verbesserung der Kommunikati-
on und Kooperation der beteilig-
ten Institutionen. Die Ergebnisse
der Befragung zeigen aber auch,
dass die Zusammenarbeit von
Gesundheitswesen und Jugend-
hilfe noch weiter ausgebaut wer-
den muss.

Erziehungskompetenz
verbessern

Mit dem Bundesprogramm
„Frühe Hilfen für Eltern und
Kinder und soziale Frühwarnsy-
steme“ soll der Vernachlässi-
gung und Misshandlung von
Kindern wirksam vorgebeugt
werden. Ziel ist es, Risiken für
Kinder möglichst frühzeitig zu
erkennen und die Erziehungs-
kompetenz ihrer Eltern zu ver-
bessern. Im Fokus des Pro-
gramms stehen vor allem Kinder
bis zu etwa drei Jahren, sowie
Schwangere und junge Mütter
und Väter in belastenden Le-
benslagen.

Bayerns Familienministerin
Christine Haderthauer erklärte in
Berlin, gelingender Kinder-
schutz brauche neben einer

Wirksamer Kinderschutz
„Kultur des Hinsehens“ auch ei-
ne „Kultur des Miteinander“.
Haderthauer zufolge helfen
Schuldzuweisungen nicht weiter.
Stattdessen müsse gemeinsam
mit den Kommunen ein Qua-
litätsmanagement geschaffen
werden, „das aus Fehlern lernt,
aber vor allem auch Beispiele
guter Praxis aufnimmt“. Kinder-
schutz sei nicht nur - wie das
Motto der Konferenz es aus-
drückt - eine Herausforderung
für die Kommunen, sondern
auch eine Chance. Gerade bei
den frühen Hilfen könnten Kom-
munen das Thema positiv beset-
zen. Bayern sei hier im Länder-
vergleich Vorreiter.

Finanzielle Anreize
für Kommunen

Ab 2009 biete der Freistaat
den Kommunen mit dem För-
derprogramm „Koordinierende
Kinderschutzstellen“ finanzielle
Anreize. Im Verantwortungsbe-
reich der Jugendämter sollen
Netzwerke zum Schutz von Kin-
dern aufgebaut werden, die alle
relevanten Berufsgruppen ein-
schließen. Die Eckpunkte des
Förderprogramms seien gemein-
sam mit den Kommunen ent-
wickelt worden.

Abschließend wies Hadert-
hauer auf die schwierige Kinder-
schutzarbeit vor Ort hin: „In der
Berichterstattung über tragische
Einzelfälle kommt häufig zu

kurz, dass die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in der Kinder-
und Jugendhilfe tagtäglich hoch-
sensible Abwägungen im Sinne
des Kindeswohls treffen. Dafür
gebührt ihnen höchste Anerken-
nung. Diese Wertschätzung für
soziale Arbeit betone ich beson-
ders - denn über die guten Bei-
spiele wird kaum berichtet!“

Informationsaustausch
optimieren

„Die Initiative, mit gemeinsa-
mer Kraft und auf allen Ebenen
die Qualität im Kinderschutz in
Deutschland weiterzuentwickeln,
begrüße ich sehr“, bemerkte Dr.
Gerd Landsberg, Geschäftsfüh-
rendes Präsidialmitglied des
Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes. „Das wichtige Ziel, den
Kinderschutz zu verbessern, wer-
den wir nur erreichen, wenn wir
alle Beteiligten in die Pflicht neh-
men und den Informationsaus-
tausch optimieren. Auch die
wichtige Rolle der Eltern, die
nicht nur Rechte, sondern auch
Pflichten haben und in erster Li-
nie die Verantwortung für ein ge-
deihliches Aufwachsen ihrer
Kinder tragen, darf nicht aus dem
Blickfeld geraten. Kinderschutz
ist eine wichtige gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, der wir uns
dauerhaft stellen müssen.“

Rechtliche
Rahmenbedingungen

Ein wirksamer Kinderschutz
braucht rechtliche Rahmenbedin-
gungen, die den Verantwortlichen
Sicherheit durch eindeutige Ver-
fahren geben. Deshalb hat das
Bundesfamilienministerium das
Kinderschutzgesetz auf den Weg
gebracht, das vom Bundeskabi-
nett am 21. Januar 2009 be-
schlossen wurde. Es sieht vor,
dass sich die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Jugendämter
bei einem Verdacht auf Miss-
handlung oder Vernachlässigung
einen persönlichen Eindruck vom
Kind verschaffen müssen und
auch sein Umfeld überprüfen sol-
len. Weiterhin müssen die Jugend-
ämter die Informationen über Fa-
milien, die unterstützt werden
müssen, bei deren Umzug an die
Behörde am neuen Wohnort wei-
terleiten. Das Kinderschutzgesetz
stellt außerdem klar, dass bei-
spielsweise Ärztinnen und Ärzte
ausdrücklich befugt sind, bei ei-
ner Gefährdung des Kindes das
Jugendamt zu informieren, wenn
ein Gespräch mit den Eltern nicht
hilft. DK

Bundes-Wettbewerb Bioenergie-Regionen:

Vier Sieger aus Bayern
Bundeslandwirtschaftsministerin Ilse Aigner hat bei einer Fest-
veranstaltung in Berlin den Gewinnern des Wettbewerbs Bioen-
ergie-Regionen gratuliert. Die 25 Preisträger hätten mit ihren
Konzepten gezeigt, wie man beispielhaft die energetische Nut-
zung nachwachsender Rohstoffe voranbringen kann. „Energie
aus der Region für die Region ist das Grundkonzept“, betonte
Aigner, die auch die vier bayerischen Bioenergie-Regionen
Achental, Bayreuth, Oberland und Straubing-Bogen auszeich-
nen konnte. Insgesamt hatten sich 210 Regionen, darunter über
40 bayerische Bewerber, mit einer Ideenskizze am zweistufigen
Auswahlverfahren des Wettbewerbs beteiligt.

Mit dem Anstoß für nachhalti-
ge Bioenergie-Strukturen wird
der Aufbau regionaler Wert-
schöpfungsketten und Wirt-
schaftskreisläufe unterstützt. Das
BMELV unterstützt diese Regio-
nen in den nächsten drei Jahren
bei der Umsetzung ihres Bioener-
gie-Konzeptes mit bis zu 400.000
Euro je Region. Die Erfahrungen
der Bioenergieregionen werden
in einem bundesweiten For-
schungsvorhaben wissenschaft-
lich ausgewertet. Die beste Pro-
jektumsetzung wird nach Ablauf
der Förderperiode prämiert.

Wirtschaftsimpuls

Der Geschäftsführer des Bio-
massehofs Achental, Wolfgang
Wimmer, berichtete, dass ab
Mai/Juni 2009 im Achental die
Detailplanung für zahlreiche
Maßnahmen beginnen, die in ei-
nem Regionalen Entwicklungs-
konzept beschrieben sind. Dieses
Konzept war Grundlage der Be-
werbung. Es zeigt auf, dass Bio-
energie nicht nur bedeutend zum
Klimaschutz beiträgt, sondern
auch der Wirtschaft große Impul-
se verleihen kann. Die vorge-
schlagenen Projekte können den
regionalen Kohlendioxidausstoß
vermindern und denAnteil der re-
gional erzeugten Bioenergie am
Endenergieverbrauch der Privat-
haushalte von aktuell 15 % er-
höhen. Dadurch werden Arbeits-
plätze gesichert bzw. neu ge-
schaffen. Die Installation von
Biomasseheizungen und eine
gleichzeitige Gebäudesanierung
können die Wertschöpfung
nochmals um ein Vielfaches er-
höhen. Neben dem bereits errich-
teten Biomassehof steht der Auf-
bau einer Fernwärmeversorgung
für Grassau kurz vor der Realisie-
rung, so Wimmer.

Große Freude herrschte auch
bei der Bayreuther Delegation.
Landrat Hermann Hübner und
Oberbürgermeister Dr. Michael
Hohl sehen in der Auszeichnung
eine große Entwicklungschance
für die Region. Nach dem Motto
„Kunst ist Energie – in ihrer
schönsten Form“ werden in der
Bioenergie Region Bayreuth sie-
ben Bioenergie-Fachvorhaben in-
itiiert und über das Kunstprojekt
„energyinart – Bioenergie | Info |
Netzwerk | Kunst“ symbolisch

verbunden. Der Brückenschlag
zwischen Bioenergieprojekten
und dem Themenkreis Kunst und
Kultur präsentiert das Thema
Bioenergie auf spektakuläre und
informative Weise in der Öffent-
lichkeit.

Geplant ist die Errichtung von
Kunstwerken in unmittelbarer
Nähe von Bioenergieeinrichtun-
gen und –projekten bzw. die
künstlerische Umgestaltung der
Anlagen selbst. Da das Bioener-
giepotenzial der Region lediglich
zu einem Drittel genutzt wird,
sollen unter anderem ein Stoff-
strommanagementsystem zur
energetischen Verwertung organi-
scher Abfallstoffe, die Erstellung
eines Kulissenplans Bioenergie –

Energie | Nahrung | Natur und ein
Umbauleitfaden „Aus Alt mach’
Neu“ realisiert werden.

Die vorgeschlagenen Projekte
können den regionalen Kohlendi-
oxidausstoß um jährlich 260.000
Tonnen vermindern und den An-
teil der regional erzeugten Bioen-
ergie am Endenergieverbrauch
der Privathaushalte von 18 auf 53
% erhöhen. Dadurch werden Ar-
beitsplätze gesichert bzw. neu ge-
schaffen. Mit der energetischen
Verwertung des Bioenergiepoten-
zials kann eine Wertschöpfung
von ca. 50 Mio. Euro jährlich in
der Region erzielt werden. Die
Installation von Biomasseheizun-
gen kann langfristig Investitionen
von 560 Mio. Euro auslösen.
Weitere Wertschöpfungseffekte
sind z. B. durch den Bau von Bio-
energieanlagen zu erwarten.

Energiewende Oberland

Der Landrat des Landkreises
Bad Tölz-Wolfratshausen, Josef
Niedermeier, machte - unterstützt
vom stellvertretenden Miesba-
cher Landrat Arnfried Färber, -

deutlich, wie sehr er sich freut,
dass beide Landkreise über die
Bürgerstiftung Energiewende
Oberland EWO einen von 25
Förderpreisen erhalten haben.
Laut Martina Raschke, Vor-
standsvorsitzende der Bürgerstif-
tung EWO, will die Stiftung mit
dem Geld Netzwerke aufbauen.
„Wir planen keine einzelnen kon-
kreten Dinge“, erklärte Raschke.
Vielmehr sollen Kommunikati-
onsstrukturen geschaffen werden,
um dem erklärten Ziel der Ener-
giewende Oberland näher zu
kommen, bis 2035 in den beiden
Landkreisen Energie aus nach-
wachsenden Rohstoffen statt aus
fossilen Brennstoffen zu erzeugen.

Als erstes Projekt soll eine
Koordinationsstelle eingerichtet
werden, die sich voraussichtlich
schon ab Mai um kommunale
Bioenergie-Konzepte kümmert.

Münsing und Weyarn sind zu
Pilotgemeinden auserkoren, mit
denen die nächsten Schritte auf
dem Weg zur Energieautarkie
beispielhaft vorbereitet werden.
Modellhaft für alle 38 Gemein-
den sollen die Bioenergie-Kon-
zepte gelten und ihnen helfen,
längerfristig zu planen. Statt ein-
zelner Spontanaktionen, wie sie
bisher oft vorkämen, soll jeweils
ein gezieltes Vorgehen Ziel sein.
„Gemeinden sollen in einem

größeren Zeithorizont planen
können“, sagte Raschke.

Schließlich will die Vorsitzende
eine Initiative für ein Nahwärme-
netz starten. Insgesamt hat die
Energiewende ein Dutzend Ein-
zelprojekte in der Bewerbung
aufgelistet.

Regionale Wertschöpfung

Wie schließlich Straubings
Landrat Alfred Reisinger und
LAG-Managerin Rita Kienberger
bei der Auszeichnung hervorho-
ben, will der Landkreis u. a. den
Einsatz von Bioenergie in den
Sektoren Bau und Mobilität for-
cieren. Damit sollen die regionale
Wertschöpfung erhöht, die Ver-
wertung vorhandener Biomasse
intensiviert, Forschung und Know-
how-Transfer gewährleistet und
die Motivation von regionalenAk-
teuren erhöht werden. Die Ge-
meinde Ascha will eine 100%ige

Energieautarkie erreichen, regio-
nale Versorgungsqualität auf der
Basis von Bioenergie für ihre Bür-
ger gewährleisten, mit dem „NA-
WARO-Haus“ ein Zentrum für
Qualifizierung und Netzwerkar-
beit schaffen und kommunale Bio-
energie-Netzwerke initiieren.

Der Zweckverband Industrie-
gebiet mit Donauhafen Strau-
bing-Sand wiederum will u. a. ein
Ansiedlungsmanagement für
Unternehmen im Bereich nach-
wachsender Rohstoffe, vor allem
im neu geschaffenen BIOCam-
pus aufbauen. Weiter ist es Ziel,
eine aktive Moderation der Stan-
dortentwicklung im Bereich Bio-
energie zu betreiben und den
Ausbau der Region Straubing-
Bogen als überregional bekannte
„Marke für Bioenergie“ voran zu
bringen. Das Kompetenzzentrum
für nachwachsende Rohstoffe
wird die Prozesse beratend un-
terstützen. DK

Stadtverwaltungen seien oft
schon fortgeschritten. Die Städte
wollten die Mittel aus dem Kon-
junkturpaket zügig einsetzen und
so aktiv Arbeitsplätze vor Ort si-
chern. Schon in wenigen Wochen
könnten Handwerker und mittel-
ständische Unternehmen mit den
ersten Aufträgen rechnen.

Mehr Rechtssicherheit und
größere Flexibilität verspricht
sich der Städtetag durch eine von
der Föderalismuskommission
vorgeschlagene Änderung des
Grundgesetzes. Danach müssten
die Kommunen den Einsatz der
Bundesmittel zum Beispiel in
Schulen nicht auf die energeti-
sche Sanierung beschränken. Die
Städte hoffen, dass der Bund hier
in Kürze Klarheit schafft, damit
diese Regelung auch rückwir-
kend für das Konjunkturpaket
angewendet werden kann.

Serviceversprechen

Einen ersten Überblick gab Pe-
tra Roth über die Umsetzung des
Investitionsgesetzes in den Län-
dern. Die Städte bewerteten es
positiv, dass viele Länder ihren
Kommunen mehr als die 70 Pro-
zent der Gelder zur Verfügung
stellen, die in der Verwaltungs-
vereinbarung festgelegt wurden:
Die Bandbreite reicht hier bis zu
84 Prozent. Einige Länder geben
die Konjunkturmittel pauschal an
die Kommunen weiter. Andere
stocken die Mittel für bereits be-
stehende Landesförderprogram-
me auf oder richten neue ein, für
die sich die Kommunen Projekte
bewilligen lassen müssen. Viele
mischen beide Verfahren.

Alle Länder beabsichtigen, Re-
gelungen zu treffen, die auch fi-
nanzschwachen Kommunen Zu-
gang zu den Mitteln des Kon-
junkturpakets verschaffen. „Da-
zu zählen beispielsweise geringe-
re Eigenanteile bei Investitionen
als üblich oder ein überdurch-
schnittliches Kontingent an För-
dermitteln für diese Kommunen.

Mit Blick auf den Start des Pi-
lotprojekts „Einheitliche Behör-
denrufnummer D-115“, bei dem
nun etwa 10 Millionen Bürgerin-
nen und Bürger unter der Tele-
fonnummer 115 die Behörden
erreichen können, wies der
Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Städtetages, Dr. Stephan
Articus, darauf hin, dass die
Behördenrufnummer vorerst in
über 30 Modellregionen frei ge-
schaltet wird. Im Rahmen eines
„Serviceversprechens“ wird das
Anliegen der Bürger innerhalb
kürzester Zeit und nach Möglich-
keit abschließend beim ersten
Anruf erledigt, unabhängig da-
von, ob das Anliegen eine
Dienststelle der Kommune, des
Landes oder des Bundes betrifft.

Der Pilotversuch, an dem u.a.
Städte wie Berlin oder Hamburg
als auch kleinere Städte und
Landkreise teilnehmen, ist
zunächst auf zwei Jahre ange-
legt. DK

Ruf nach...
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Ein Stück Bayern
Wir sind rund um die Uhr im Einsatz, um eine sichere Versorgung

mit Energie zu gewährleisten. E.ON Bayern – immer in Ihrer Nähe.

www.eon-bayern.com

E.ON Bayern:

Energiesparendes Gelblicht
für die Straßenbeleuchtung

Im Auftrag der Gemeinden Bischberg, Kunreuth, Hiltpoltstein,
Altendorf und Stadelhofen rüstet E.ON Bayern derzeit Straßen-
leuchten von Weißlicht auf energiesparendes Gelblicht (Natri-
umdampf-Hochdrucklampen) um. Die Arbeiten werden im Zu-
ge der turnusmäßigen Leuchtmittelauswechslung durchgeführt.

Diese Modernisierung der
Straßenbeleuchtung durch das
Energieunternehmen bedeutet für
die Kommunen ökonomische
und ökologische Vorteile.

Konzentration auf
Kernkompetenz

Sie müssen sich weder um die
Planung für die neuen Beleuch-
tungsanlagen noch um den Er-
werb oder die Installation der
Leuchtmittel kümmern und kön-
nen sich ganz auf ihre Kernkom-
petenz konzentrieren. Zudem pro-
fitieren sie von einer spürbaren
Energieeinsparung: Mit einer 70
Watt Gelblicht-Lampe kann die

gleiche visuelle Beleuchtungsstär-
ke erzielt werden, wie mit einer
125 Watt Weißlicht-Lampe.

Durch die Umrüstung von
298 Leuchten spart die Gemein-
de Bischberg beispielsweise bei
gleicher Ausleuchtung ungefähr
30 Prozent der verbrauchsab-
hängigen Stromkosten für diese
Leuchtstellen.

Beitrag für die Umwelt

Durch die Einsparung amorti-

siert sich die kommunale Inve-
stition rein rechnerisch bereits
nach cirka fünf Jahren. Weiter-
hin leistet die Kommune einen
Beitrag für die Umwelt: Die
Umrüstung auf Gelblicht-Lam-
pen bringt in Bischberg eine
CO2-Minderung von circa 23,8
Tonnen pro Jahr.

Erhebliche CO2-Minderung

In Kunreuth wiederum darf
mit einer CO2-Minderung von
etwa 13,6 Tonnen pro Jahr, in
Hiltpoltstein von etwa 6 Ton-
nen, in Altendorf von circa 21
Tonnen und in Stadelhofen von
circa 2,6 Tonnen pro Jahr ge-

rechnet werden. „Wir bieten
der Kommune die Sicherheit
für eine Straßenbeleuchtung
nach dem neuesten Standard
ohne technisches Risiko bei gut
kalkulierbaren Kosten“, be-
schreibt der für Oberfranken
zuständige Regionalleiter von
E.ON Bayern, Ludwig Schieb-
ler, dieses Dienstleistungskon-
zept.

Austausch erfolgt
alle fünf Jahre

Die Umrüstung erfolgt im
Rahmen der turnusmäßigen Aus-
wechslung der Leuchtmittel. Der
Austausch erfolgt alle fünf Jahre,
um eine gleichmäßige Ausleuch-
tung der Straßen zu gewährlei-
sten, Ausfälle zu vermindern und
somit die Sicherheit im Straßen-
verkehr zu erhöhen. Die an-
schließende Kontrolle der Ar-
beiten wird bei eingeschalteter
Straßenbeleuchtung durchge-
führt.

Poinger Geothermie-Projekt:

Auch zweite
Bohrung

erfolgreich
Ergebnisse für Plieninger
Tiefenbohrung liegen vor

Die Ergebnisse für die zweite
Bohrung des Geothermie-Pro-
jekts der E.ON Bayern Wärme
GmbH an der Ecke Grießfeld-
straße/Ottersbergerweg in Plie-
ning liegen vor. Nachdem die
Bohrarbeiten nach dem Errei-
chen der Zieltiefe von 3.049 m
Ende Januar erfolgreich abge-
schlossen wurden, konnte in
den gründlichen Untersuchun-
gen eine Thermalwassertempe-
ratur von ca. 80 °C ermittelt
werden. Die förderbare Menge
liegt bei ca. 100 l/s.

Verwendungsmöglichkeiten

Die Untersuchungen beim er-
sten Bohrloch in Poing hatten
zunächst ergeben, dass die Tem-
peratur des zur Verfügung ste-
henden Thermalwassers etwa
80 °C beträgt. Eine Nachmes-
sung ergab inzwischen eine
Temperatur von ca. 83 °C. Die
förderbare Menge liegt dort
ebenfalls bei ca. 100 l/s. Auf-
grund dieser Rahmendaten wären
beide Bohrungen grundsätzlich
als Förderbohrung geeignet.

Die jeweils angetroffenen
hervorragenden Durchlässigkei-
ten eröffnen aber genauso gut
eine Verwendungsmöglichkeit
als Reinjektionsbohrung. Wel-
che der beiden Bohrungen –
die südliche in Poing oder die
nördliche auf Plieninger Grund
– schließlich als Förder- bzw.
Reinjektionsbohrung zum Ein-
satz kommt, wird in naher Zu-
kunft entschieden.

Fortgesetzte Bauarbeiten

Der Bau der Thermalwasserlei-
tung zwischen den Bohrlöchern
wurde Mitte März fortgesetzt. Die
insgesamt 2,5 km lange Trasse er-
streckt sich von der Bohrung an
der Senator-Gerauer-Straße an der
Poinger Westtangente nahezu ge-
rade über vorwiegend landwirt-
schaftliche Nutzflächen bis zur
Bohrung auf Plieninger Gemein-
degrund. Nach einer fünfwöchi-
gen Bauzeit wurde davon kurz
vor Weihnachten ein ca. 800 m
langes Teilstück fertig gestellt.

Die Bauarbeiten für die restli-
che Strecke und die 750 m lange
doppelte Anbindungsleitung zum
Blockheizkraftwerk in der Gru-
ber Straße sind inzwischen wie-
der aufgenommen worden.

Gefragter Service für Bauherren
Telekom und E.ON Bayern realisieren 50.000 Hausanschlüsse

Die Deutsche Telekom AG und die E.ON Bayern AG arbeiten
bei der Erstellung von gemeinsamen Strom- und Telefonhausan-
schlüssen eng und erfolgreich zusammen. Mittlerweile konnten
die Partner den 50.000.Anschluss verbuchen. Bauherren erhalten
zu ihrem Stromanschluss auch den Telekom-Anschluss sozusagen
„aus einer Hand“ vom regionalen Energiedienstleister E.ON
Bayern geliefert. Alle Anschlüsse im Rahmen dieses Kooperati-
onsvertrages erfolgen über Erdverkabelung.

Die 2002 geschlossene Verein-
barung gilt für das gesamte Netz-
gebiet der E.ON Bayern AG in
den Regionalleitungen Oberbay-
ern, Oberfranken, Ostbayern und
Unterfranken. E.ON Bayern ver-
legt parallel zum eigenen Strom-
kabel die Telekom-Erdkabel von
der Straße oder Grundstücksgren-
ze bis ins Haus und montiert auch
die Telefonbuchse in Absprache
mit dem Bauherrn. Der Kunde
muss später beim Einzug nur noch
den Auftrag für die Freischaltung
desAnschlusses erteilen.

Die Bauherren bzw. Bauträger
ersparen sich mit dieser Dienst-
leistung durch E.ON Bayern die
oft aufwendige Koordination
Stromanschluss/Telekommuni-
kation. Von der Angebotslegung
über die Bauausführung bis hin
zur Inbetriebnahme liegt alles in
der Verantwortung des Energie-
versorgers E.ON Bayern. Die
Telekom sieht ihrerseits einen
weiteren Vorteil darin, dass der
Telekommunikationsbedarf oft-
mals früher bei der Baustellen-
planung erkannt wird.



Die Umwelt-Heizung, die Kosten einspart! Eine Wärmepumpe beheizt
Ihr Haus und erwärmt das Brauchwasser über Jahrzehnte. Dabei
reduziert sie die jährlichen Kosten erheblich und schont auch noch
die Umwelt. Sie ist eine Investition, die sich in jeder Hinsicht lohnt.
Wir beraten Sie gerne.

Weitere Infos erhalten Sie unter www.lew.de oder
unter der kostenfreien Telefonnummer 0800 539 539 1.

NATÜRLICH: WÄRMEPUMPE
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„Deutschlands neue Kleider“
Umwelt-Symposium auf Schloss Wiesenfelden diskutierte globale

Klimaänderungen, regionale Herausforderungen und künftige Energie-Landschaften

Die Klimaerwärmung bringt die gewaltigsten Veränderungen seit
der Eiszeit. Landschaften wandeln sich. Neue Energieformen wer-
den erprobt. All das erfordert Mut zum Umdenken und innovati-
ve Strategien, um die Veränderungen abzufangen und negative
Folgen zu lindern. Vor diesem Hintergrund gingen Experten ver-
schiedenster Fachbereiche während eines Symposiums des Um-
weltzentrums Schloss Wiesenfelden in Niederbayern auf die Su-
che nach den „Energie-Landschaften“, deren Bilder die Heimat
künftig prägen könnten. Kooperationspartner waren die Münch-
ner Rück Stiftung, der Deutsche Naturschutzring (DNR) und die
Regensburger OSTWIND-Gruppe.

„Die Natur kümmert sich nicht
um die Finanzkrise.“ Mit dieser
ebenso knappen wie zutreffenden
Feststellung eröffnete DNR-Prä-
sident Hubert Weinzierl das
dreitägige Seminar mit einer Rei-
he namhafter Referenten aus
ganz Deutschland. Trotz der Kri-
se, so Weinzierl, schreite der Kli-
mawandel schneller voran, als
bislang befürchtet. Daraus ergäbe
sich eine Reihe von Fragen.
„Neue Welten, unbekannte Per-
spektiven, eine offene Zukunft
liegen vor uns. Unsere Visionen
von künftigen Energie-Land-
schaften fordern einen Mensch-
heitswandel heraus, eine Denk-
wende, die zu nachhaltigen Le-
bensstilen hinführt“, erläuterte
der DNR-Präsident.

Optimaler Zeitpunkt

Das Thema des Seminars, so
sah es auch Wolfgang Lazik,
Amtschef des Bayerischen
Staatsministeriums für Umwelt
und Gesundheit, sei genau zum
richtigen Zeitpunkt gewählt wor-
den. Gerade in Zeiten der Wirt-
schaftskrise könnten nämlich kli-
maschonende Technologien eine
Chance und einen Ausweg bie-
ten. Obwohl in Bayern bereits
viel für den Klimaschutz getan
werde, so der oberste Umweltbe-
amte, gäbe es weitere sehr ehrgei-
zige Ziele. „Um einen 30 %-An-
teil erneuerbarer Energien beim
Strom zu erreichen, müssen wir
an allen Rädern drehen, auch an
den Windrädern“, erläuterte La-
zik die Position seines Hauses.
„Ein Ausbau muss im Einklang
mit Natur, Landschaft und den
Menschen vor Ort erfolgen, aber
bei der Windkraft gibt es noch
Potenzial.“

„Für Eisbären Geld sammeln –
das ist normal. Was wäre, wenn
wir für Bodenmilben sammeln
würden?“ Gelächter beim Publi-
kum des Symposiums. Doch der
renommierte Landschaftsökologe
der ersten Stunde, Prof. Wolfgang

Haber, machte schon mit dieser
Anfangsfrage deutlich, wie
schwer es aufgrund der Komple-
xität der Naturvorgänge für Wis-
senschaftler ist, die Auswirkun-
gen des Klimawandels auf Arten
und Landschaft zu vermitteln.
Vor allem ginge man beim Kli-
mawandel häufig nur von der Er-
wärmung aus, aber was sei mit
den Niederschlägen? „Es verdun-
stet mehr Wasser, und Wasser-
dampf ist das stärkste Treibhaus-
gas, das es gibt“, so Haber.

Der Klimawandel könne auf je-
den Fall die Verbreitungsgebiete
von Pflanzen und Tieren beein-
flussen. Und weil Individuen nicht
identisch seien, würden einige
überleben und andere nicht. Wich-
tig sei in diesem Zusammenhang
das Zusammenspiel von Klima-
wandel und veränderter Landnut-
zung, so der prominente Land-
schaftsökologe. Dazu lägen aber
noch zu wenige Daten vor. Doch
die Auswirkungen, wenn un-
scheinbare Bodenmilben abster-
ben, könnten in einem ungeahnten
Ausmaß gewaltig sein – auch was
die Nutzpflanzen betreffe.

Klimarat und
Katastrophenspezialist

Wie sich der Klimawandel auf
die menschliche Sphäre auswirkt,
führten Thomas Loster und Prof.
Peter Höppe von der Münchner
Rückversicherungsgesellschaft
mit Bildern und Statistiken vor
Augen. Höppe, der „Katastro-
phenspezialist“, der auch Mit-
glied des Klimarats der Bayeri-
schen Staatsregierung ist, machte
deutlich, dass aufgrund von Stati-
stikanalysen die Wahrscheinlich-
keit sehr hoch sei, dass der Kli-
mawandel Ursache der sich meh-
renden Naturkatastrophen in den
letzten 20 Jahren ist. Von 1980 bis
2008 hätten die verheerenden Ka-
tastrophen – wie beispielsweise
der Wirbelsturm Kyrill im Januar
2007 - um den Faktor drei zuge-
nommen.

Auch die gemessenen Jahres-
mitteltemperaturen seien in den
letzten 10 Jahren am höchsten ge-
wesen. Palmen also auch an nie-
derbayerischen Gewässern? Dies
sei nicht utopisch und in hundert
Jahren könne es in Berlin so
warm sein wie in Sizilien, be-
stätigte der Referent. Der Klima-
wandel hat bekanntlich auch eine
hohe ökonomische Relevanz. Ge-
winner und Verlierer durch den
Klimawandel machte der Klima-
experte aus: Die erneuerbaren
Energien und die Baubranche
werden boomen, die Automobi-
lindustrie und die damit zusam-
menhängende Wirtschaft wer-
den schrumpfen. Höppe mahnte:
„Der Klimawandel findet statt. Er
kann nur noch gebremst werden.
Wir können ihn nicht stoppen.“

„Effizienzlücke“

Gespannt waren die rund 40
Teilnehmer auf den Vortrag von
Stephan Kohler, dem Vorsitzen-
den der Geschäftsführung der
Deutschen Energie-Agentur, der
in Kürze zum Energiekonzern
RWE wechseln wird, um dort ei-
ne Energieeffizienzabteilung auf-
zubauen. Wie Kohler erläuterte,
beschäftige ihn die Frage: „Wie
kriege ich nicht nur einen kli-
mafreundlichen, sondern auch ei-
ne risikoarme Energieversorgung
hin?“ Um die oft beschriebene
„Energielücke“ zu überbrücken,
setze er einmal auf Energieeffizi-
enz, zum anderen seien für den
Übergang Mittellastkraftwerke
nötig, um den Strompreis im
Rahmen zu halten. Man solle bes-
ser von einer „Effizienzlücke“
sprechen, so Kohler: „Es ist nicht
akzeptabel, auf dem Hausdach ei-
ne Fotovoltaikanlage zu haben
und im Haus einen energiefres-
senden Kühlschrank.“

Dipl.-Ing. Günter Ratzbor, der
im DNR für die Kampagne
„Windkraft im Visier“ verant-
wortlich ist, setzte sich mit dem
Thema Windenergie zwischen
Nachhaltigkeit und Naturschutz
auseinander und stellte den DNR-
Fotowettbewerb „Ansichtssache
Windkraft“ vor. Sein Fazit: „Wenn
man dieAuswirkungen vonWind-
energieanlagen kennt, kann man
sie so platzieren, dass keine nach-
teiligen Auswirkungen für Men-
schen und Umwelt auftreten.“

Nachdem Landschaft immer
im menschlichen Kontext gese-

hen werden müsse, sei es wichtig,
dass die Verbindung von Land-
schaft mit neuen Elementen nicht
auf Rücksichtslosigkeit, sondern
auf Verantwortung basiere, erklär-
te Prof. Sören Schöbel-Rutsch-
mann, Leiter des Fachgebietes
Landschaftsarchitektur regionaler
Freiräume an der TU München.
Insofern könnten Windräder auch
als „Symbol der Verantwortung“
wahrgenommen werden, wie Be-
fragungen von Anwohnern erge-
ben hätten.

Einen kulturphilosophischen
Vortrag hielt der Künstler und
Autor Richard Schindler aus Frei-
burg. Er hinterfragte aktuelle Pro-
duktionen der Kulturindustrie
wie z. B. den Film „Unsere Erde“
oder Al Gores „Unbequeme
Wahrheit“. Die Bild-Welt erzeuge
mit modernster Technik ein Bild
von der Erde, das es außerhalb
der Kino-Welt nicht gebe. Solche
Filme würden Natur zum Theater
machen und könnten die notwen-
dige Achtsamkeit für Naturvor-
gänge nicht wirklich vermitteln.
Dazu seien echte Gefühle und
nicht medial vermittelte Emotio-
nen notwendig.

Beeindruckende Exkursion

Nicht nur in die Zukunft neuer
Landschaftsbilder, sondern auch
in tiefe Schneemassen führte die
abschließende Exkursion in den
Nationalpark Bayerischer Wald.
Wie wirken sich Landschaftsver-
änderungen auf den Tourismus
aus? „Lassen sich ‘Deutschlands
neue Kleider’ im Anblick bor-
kenkäfergeschädigter Hochlagen-
wälder überhaupt noch verkau-
fen?“, fragte dazu DNR-Präsident
Hubert Weinzierl. Aber der Leiter
des Nationalparks, Karl-Friedrich
Sinner, zeigte vor Ort eindrucks-
voll auf, wie sich der Fichtenwald
nach dem Borkenkäferbefall zu
einem neuen Mischwald ent-
wickelt. 97 Prozent der Touristen
finden diese Entwicklung nicht
störend, sondern eher interessant,
das Wunder einer neuen Waldbil-
dung miterleben zu können.
Außerdem sei der Nationalpark
ein beachtlicher Wirtschaftsfaktor.

Beate Seitz-Weinzierl, die Lei-
terin des Wiesenfeldener Um-
weltzentrums, erinnerte schließ-
lich daran, dass das Thema
zukünftiger Energie-Landschaften
aus ganz verschiedenen Blickwin-
keln zu sehen sei. Mit Thomas
Loster, dem Geschäftsführer der
Münchner Rück Stiftung, war sie
sich einig: „Wir brauchen den
Dialog. Bildungs- und Kommuni-
kationsmaßnahmen wie dieses
Symposium sind deshalb wichti-
ger denn je.“

Für das Seminar „Energie-Landschaften“ konnte eine Reihe
hochkarätiger Referenten aus dem ganzen Bundesgebiet ins
niederbayerische Umweltzentrum Schloss Wiesenfelden geholt
werden. Bild: USW/Retzer

Fachtagung des Bayerischen Landesamts für Umwelt:

Oberflächennahe
Geothermie

Rund 200 Teilnehmer aus ganz Deutschland verzeichnete eine
Fachtagung des Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU) in
München zum Thema „Oberflächennahe Geothermie“. Ziel
der Veranstaltung war es, Anwender, Kommunen und Über-
wachungsbehörden fit zu machen.

Wie LfU-Vizepräsident Rich-
ard Fackler eingangs erläuterte,
müsse beim Bau und im Betrieb
auch der Grundwasserschutz be-
achtet werden, damit die Geo-
thermie als heimische Energie
auf Dauer umweltgerecht bleibt.
Das LfU erarbeitet die fachli-
chen Grundlagen zur wasser-
wirtschaftlichen Beurteilung von
Geothermieanlagen. Zudem lie-
fere das LfU mit dem Großpro-
jekt IOGI, der Informationsoffen-
sive Oberflächennahe Geother-
mie, die benötigten geologischen
und hydrogeologischen Fachin-
formationen für die geothermi-
sche Nutzung des Bodens und
des Grundwassers in Bayern.

IOGI-Projekt

Das IOGI-Projekt, an dem
mehr als 40 Fachleute des LfU ar-
beiten, kostet rund 32 Millionen
Euro, rund ein Drittel davon sind
EU-Fördermittel. Damit werden
die anstehenden Arbeiten ganz
wesentlich beschleunigt: Bis
2015 sollen sie abgeschlossen
sein. Wie Fackler zudem feststell-
te, wird im Laufe des Jahres das
Geothermie-Portal fertig gestellt,
in dem sämtliche benötigten In-
formationen für eine optimale
Nutzung der Geothermie digital
angeboten werden.

Bei der oberflächennahen
Geothermie zum Heizen, Küh-
len und Klimatisieren ist seit ei-
nigen Jahren ein regelrechter
Boom zu beobachten: Innerhalb
von nur fünf Jahren hat sich die
Zahl der bundesweit verkauften
Wärmepumpen verfünffacht, der
Trend ist weiter steigend. Wo der
Untergrund als Energiequelle ge-
nutzt wird, bieten sich Heizko-
steneinsparungen und Vorteile
für den Klimaschutz. In der Pla-
nung, in der Bauausführung und
im Betrieb muss aber der Grund-
wasserschutz beachtet werden,
so die LfU-Fachleute, um zu
vermeiden, dass die umwelt-
freundliche Energie zu Lasten
des Grundwassers geht.

Wie Hannes Berger vom
Bayerischen Landesamt für Um-
welt hervorhob, kann dem Unter-
grund mittels Erdwärmesonden
zu Heizzwecken Wärme entzo-
gen bzw. zu Kühlzwecken Wär-
me zugeführt werden. Es müsse
darauf geachtet werden, dass die-
se Anlagen nicht nur energieeffi-
zient, sondern auch sicher und
mit dem Grundwasserschutz ver-
einbar sind. Dem Bauherrn und
den ausführenden Firmen obliege
die Pflicht, die ordnungsgemäße
Erstellung bzw. den ordnungs-
gemäßen Betrieb der Sonderanla-
ge sicherzustellen.

Aus Sicht des Umweltschutzes
sowie aus Sicht der Wirtschaft-

lichkeit sei sowohl bei der Aus-
wahl der Materialien wie auch bei
der Herstellung von Erdwärme-
sonden in besonderem Maße auf
Qualität zu achten, betonte Ber-
ger. Durch eine standortbezogene
Planung, die insbesondere die
wasserwirtschaftlichen Anforde-
rungen berücksichtigt, könnten
die Herstellungskosten gut abge-
schätzt werden. Nachträgliche
Änderungen oder die Reparatur
von Schäden an Erdwärmeson-
den seien praktisch nicht mög-
lich. Eine lange Lebensdauer der
Erdwärmesondenanlage sei ange-
sichts der Investitionskosten Be-
dingung für die Wirtschaftlichkeit
der Sonderanlage.

Laut Marcellus Schulze vom
Bayerischen Landesamt für Um-
welt ist nach einem starken
Anstieg der realisierten ober-
flächennahen Anlagen in den
Jahren 2004 und 2005 auch in
den darauf folgenden Jahren ein
stetig ansteigender Trend der fer-
tig gestellten Anlagen festzustel-
len. Dies belegten sowohl die
Statistiken der verkauften Wär-
mpumpen vom Bundesverband
Wärmepumpen als auch die An-
zahl der Anfragen und Anzeigen
von Vorhaben zur Realisierung
oberflächennaher geothermi-
scher Anlagen bei den bayeri-
schen Wasserwirtschaftsämtern
bzw. die Anzahl der erstellten
Gutachten der Privaten Sachver-
ständigen der Wasserwirtschaft
für die thermische Nutzung von
Grundwasser in Bayern.

Qualitätssteigerung

Einhergehend mit dem An-
stieg der Bautätigkeit kam es
Schulze zufolge besonders in
den starken Aufschwungsjah-
ren zu Qualitätsproblemen hin-
sichtlich der Planung und Aus-
führung von Erdwärmesonden-
anlagen. Gegensteuernde Maß-
nahmen wie der Erlass von
Bauauflagen, die Einführung
von Zertifikaten für Bohrunter-
nehmen, die Erarbeitung und
Veröffentlichung von Leitfäden
und Informationsbroschüren,
Arbeitsanweisungen und Merk-
blättern und einer verstärkten
Bauüberwachung brachten eine
deutliche Qualitätssteigerung.
Trotzdem müsse immer wieder
ins Bewusstsein gerufen wer-
den, dass es sich um eine „junge
Technologie“ handle, bei der
neue Werkstoffe, Flüssigkeiten
und Systeme zum Einsatz kom-
men, deren langzeitiges Verhal-
ten nicht grundlegend erforscht
und bekannt sei. Insbesondere
mit Blick auf den Grundwasser-
schutz gelte es die Technologie
kritisch zu begleiten, meinte
Schulze. DK
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Was sind Ideale ohne Taten?

Wie viel Unterstützung brauchen
Unterstützer?

In einer Gemeinschaft gibt
man seine Energie an andere.

Alle 120 Partner des Thüga-Netzwerks
engagieren sich in ihrer Region für eine
zuverlässige Versorgung mit Strom, Gas,
Wasser oder Wärme. Doch die 21.200 Mitar-
beiter leisten noch mehr: Viele von ihnen in-
vestieren ihre persönliche Energie in ein
soziales Projekt in den Städten und Gemein-
den, in denen sie leben. Das unterstützen wir
mit der Initiative „EFA – Energie für andere“.
Interessiert? Mehr Informationen erhalten
Sie unter: www.thuega.de

Hohes Gut Energiesicherheit
nicht aufs Spiel setzen

Festakt zum 25. Jubiläum der Blöcke B und C
des Kernkraftwerks Gundremmingen / Bündnis für längere Laufzeiten

Gundremmingen/Günzburg (jdt). Mit allem Nachdruck wurde
anlässlich des 25-jährigen Betriebes der Blöcke B und C des Kern-
kraftwerkes Gundremmingen die Sicherung längerer Laufzeiten
für die deutschen Kernkraftwerke und der für die Zukunft des
Landes so entscheidenden Energieversorgung gefordert. Beim
großen Festakt zum Jubiläum im Forum am Hofgarten in Günz-
burg gab es ein demonstratives Bündnis für die „sichere, verläss-
liche und klimafreundliche Versorgung unserer Bevölkerung mit
Strom“, wie Staatssekretärin Melanie Huml vom Bayerischen
Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit hervorhob.

Dr. Gerd Jäger, der Aufsichts-
ratsvorsitzende der Kernkraft-
werk Gundremmingen GmbH
und Mitglied des Vorstandes der
RWE Power AG, erklärte: „Dass
alle Länder um uns herum auf
die Kernenergie setzen, hat gute
Gründe... Noch steht Deutschland
an der Spitze, was Versorgungssi-
cherheit betrifft. Dieses hohe Gut
sollten wir nicht aufs Spiel setzen,
schon gar nicht aus ideologischen
Gründen.“

Dr. Helmut Bläsig, Technischer
Geschäftsführer des Kernkraft-
werks Gundremmingen, betonte

Euro jährlich angestiegen. Ein
Viertel dieser Summe verbleibt in
Bayerisch-Schwaben. Zusammen
mit der Kaufkraft der Belegschaft
ergibt sich somit eine Gesamt-
summe von rund 100 Millionen
Euro für die Wirtschaft im regio-
nalen Umfeld des Kernkraftwer-
kes“. Insgesamt arbeite man mit
über 1400 Firmen zusammen,
von denen knapp 300 in der Regi-
on ansässig seien.

InternationalerAustausch

Einen besonderen Stellenwert

des Kernkraftwerks Gundrem-
mingen zeigt, dass diese Politik
Erfolg hat.“ Die Nutzung der
Kernenergie sei eine der entschei-
denden Grundlagen für den ra-
santen wirtschaftlichen Aufstieg
Bayerns gewesen, wovon letzt-
lich alle profitierten.

Spitze in Europa

Kritisch auf die Ausstiegsbe-
schlüsse der früheren rot-grünen
Koalition aus der Kernenergie
eingehend, führte die Vertreterin
der Staatsregierung vor Augen,
dass in einem Industrieland wie
Deutschland die zuverlässige
Energieversorgung „die Schlüs-
selfrage schlechthin“ sei. Das
Beispiel des russisch-ukraini-
schen Lieferstopps von Gas im
letzten Winter habe deutlich vor
Augen geführt, „dass sichere und
bezahlbare Energie eine Überle-
bensfrage ist und gänzlich unge-
eignet als Spielwiese für Träumer
und Ideologen.

Aktuell seien die bayerischen
Kernkraftwerke mit einem Anteil
von mehr als 60 Prozent an der
Stromerzeugung in Bayern betei-
ligt. Zusammen mit der Wasser-
kraft würden damit über 80 Pro-
zent des Stroms in Bayern aus
umweltfreundlichen und nahezu
CO2-freien Energieträgern ge-
wonnen: „Wir nehmen mit dieser
Bilanz eine Spitzenposition in
Deutschland und sogar in Europa
ein. Darauf sind wir stolz.“

Hohe Anerkennung zollte
Staatssekretärin Huml dem hohen
Sicherheitsniveau der deutschen
Kernkraftwerke und dem hierzu-
lande großen Verantwortungsbe-
wusstsein. Den hoch motivierten
und bestens ausgebildeten Mitar-
beitern in Gundremmingen ge-
bühre Dank und Anerkennung.

Höchstes Niveau sichern

In Deutschland sei es unab-
dingbar, die kerntechnische Kom-
petenz auf höchstem Niveau zu
erhalten. Schweden habe, bisher
Vorbildland für den Ausstieg aus
der Kernenergie, im Februar
2009 seinen Beschluss zum Aus-
stieg rückgängig gemacht. Ver-
stärkte Nutzung von Kernkraft-
werken, auch mit Neubauten,
gebe es in den USA, Finnland,
Frankreich, Großbritannien, der
Schweiz, Tschechien, China und
Indien. Ihre Rede beendete Mela-
nie Huml mit der Hoffnung dar-
auf, dass im Herbst 2009 die Wei-
chen für eine Laufzeitverlänge-
rung der Kernkraftnutzung ge-
stellt werden.

Sicherer und
bezahlbarer Strom

Ulrich Gräber, Geschäftsführer
der AREVA Deutschland GmbH,
wies in seiner Ansprache auf gra-
vierende Nachteile für Volkswirt-
schaft und Klimapolitik bei Ver-
zicht auf Kernenergie hin. Zum
Jubiläum gratulierte auch Bürger-
meister Wolfgang Mayer, Gun-
dremmingen, zugleich Vorsitzen-
der der ASKETA, der Arbeitsge-
meinschaft der Standortgemein-
den mit kerntechnischen Anlagen
in Deutschland.

Das Kernkraftwerk Gund-
remmingen trage nachhaltig da-
zu bei, dass Strom für Industrie-
und Privatkunden sicher und
bezahlbar Tag und Nacht zur
Verfügung stehe. Ein Ausstieg
wäre, wie Mayer feststellte, eine
durch nichts vertretbare Ver-
schwendung von volkswirt-
schaftlichem Vermögen und ein
fataler Irrweg. Landrat Hubert
Hafner bezeichnete schließlich
die Kernkraft als eine „tragende
Säule im Energiemix“.

V. l.: Bürgermeister Wolfgang Mayer, Gundremmingen, Staats-
sekretärin Melanie Huml, der Technische Geschäftsführer des
Kernkraftwerks Gundremmingen, Dr. Gerd Jäger (Aufsichts-
ratsvorsitzender der Kernkraftwerk Gundremmingen GmbH
und Vorstandsmitglied der RWE Power AG), Kaufmännischer
Geschäftsführer Christoph Quick, Landrat Hubert Hafner und
Landtagsabgeordneter Georg Barfuß. Bild: -jdt-

in seiner Begrüßungsansprache
vor zahlreichen Ehrengästen, seit
der Inbetriebnahme der beiden
Blöcke 1984 habe es eine „Er-
folgsstory“ gegeben. Am Stand-
ort seien seitdem rund 470 Milli-
arden Kilowattstunden Strom er-
zeugt worden, mit einer Verfüg-
barkeit im Durchschnitt von 88
Prozent („...im internationalen
Vergleich in der Champions Lea-
gue“). Unverständlich nannte es
Bläsig, dass es Bestrebungen ge-
be, in Deutschland diese effizien-
te Form der Stromerzeugung auf-
zugeben und damit im Vergleich
zu den europäischen Nachbarlän-
dern hinterher zu hinken.

Job-Aufbau
statt Job-Abbau

Besondere Bedeutung habe das
Kernkraftwerk Gundremmingen
auch als Arbeitgeber, mit Job-
Aufbau statt Job-Abbau und rund
780 fest angestellten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern. Aktuell
kämen zum Stammpersonal noch
etwa 360 Kräfte aus Dienstlei-
stungs- und Serviceunternehmen.
Gesichert würden darüber hinaus
gut 1000Arbeitsplätze von Zulie-
ferfirmen in der Region, ganz ab-
gesehen von den bis zu 2000 Mit-
arbeitern von externen Fachfir-
men und Dienstleistungsunter-
nehmen, die das Werk bei den
zwei Revisionsstillständen pro
Jahr hier vor Ort unterstützten. Im
Herbst 2009 werde die Zahl der
Auszubildenden mit 43 Plätzen
einen neuen Rekord erreichen.
Aus- und Fortbildung erfolgten,
so der Redner, auf einem hohen
Niveau.

Die Kaufkraft aller am Standort
Beschäftigten bezifferte Bläsig
im Jahr auf mehr als 50 Millionen
Euro. Er fügte hinzu: „In den letz-
ten Jahren ist unserAuftragsvolu-
men auf 150 bis 200 Millionen

habe für das Kernkraftwerk
Gundremmingen der internatio-
nale Austausch von Informatio-
nen und Erfahrungen, so mit der
Schweiz, Schweden und dem rus-
sischen Partnerkraftwerk Novo-
voronezh. Unter Beifall begrüßte
Bläsig seinen russischen Kolle-
gen von der Rosenergoatom, Di-
rektor Viatcheslav Vikin.

Eng verbunden sei das Werk
mit der Standortgemeinde Gund-
remmingen mit Bürgermeister
Wolfgang Mayer und dem
Landkreis Günzburg mit Land-
rat Hubert Hafner, stellte Bläsig
heraus. Gundremmingen sei im
übrigen die einzige deutsche
Gemeinde mit dem Atomsym-
bol im Wappen.

Verlässliche Politik nötig

Staatssekretärin Melanie Huml
überbrachte zum Jubiläum die
Glückwünsche der Bayerischen
Staatsregierung und von Minis-
terpräsident Horst Seehofer. Die
Politikerin hob den ganz besonde-
ren Rang von Gundremmingen als
größtes deutsches Kernkraftwerk
hervor. Hier werde pro Jahr der
Ausstoß von rund 20 Millionen
Tonnen CO2 vermieden. Nach der
Bundestagswahl sei zu hoffen,
dass wieder mehr Realismus hin-
sichtlich der Nutzung von Kern-
kraft etabliert werden könne. Eine
sichere Energieversorgung brau-
che auch eine verlässliche Politik.

Aufstieg Bayerns gefördert

Schon vor einem Vierteljahr-
hundert habe die Bayerische
Staatsregierung, so Staatssekretä-
rin Huml, eine sichere Energie-
versorgung zu bezahlbaren Prei-
sen genau so im Blick gehabt wie
den Klimaschutz: „Bayern steht
für eine kontinuierliche Politik.
Und ein Blick auf die Leistungen
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Kennst Du schon unser

Bio-Erdgas?

➔ CO2-neutral

➔ regional produziert

➔ stärkt den Wirtschafts-

standort Schwaben

➔ rund um die Uhr

verfügbar

Noch Fragen ?

Wir beraten Sie gerne

Telefon 0821 9002-0

www.erdgas-schwaben.de

Sparsam und ökologisch fahren
Großes Interesse an Erdgasautos auf der Internationalen Handwerksmesse

in München
Stets dicht umlagert waren die Erdgasautos während der In-
ternationalen Handwerksmesse Mitte März auf dem Gelände
der Neuen Messe München Riem. Die große Sonderschau zum
alternativen Antrieb war Teil der Münchner Auto Tage und
stieß auf sehr positive Resonanz, wie der Mitveranstalter „In-
itiative Erdgas als Kraftstoff in Bayern“ mitteilt.

Neben dem IEK Bayern enga-
gierten sich auch die Stadtwerke
München GmbH, die Erdgas Süd-
bayern GmbH und gibgas consul-
ting für das Event rund ums Fah-
ren mit Erdgas. Am Gemein-
schaftsstand haben viele Men-
schen das Schild mit der Auf-
schrift „Tanken für umgerechnet
rund 65,3 Cent pro Liter“ zum
Stehenbleiben animiert, erzählt
Thomas Wöber von der Agentur
gibgas. „Damit wollten wir auf
die extrem niedrigen Tankkosten
aufmerksam machen.“

Verbesserte Klimabilanz

Viele Messebesucher erkundig-
ten sich auch nach Bioerdgas, das
weitgehend regenerativ erzeugt
wird und dem Kraftstoff Erdgas
beigemischt werden kann. Das
geschieht beispielsweise am
Münchner Flughafen, wo der
Erdgasfahrer bis zu 20 Prozent
Bioerdgas zapft. Das verbessere
die ohnehin hervorragende Kli-
mabilanz der Erdgasautos, die bis
zu 25 Prozent weniger CO2 aus-
stoßen als vergleichbare Benzi-
ner, erläutert Wöber.

Der Kraftstoff Erdgas und

Erdgasautos seien heute viel be-
kannter als noch vor ein paar
Jahren, so Juliane Gött von den
Stadtwerken München. Und das
gelte auch für die Vorteile des
alternativen Antriebs. „Viele
Messebesucher betrachteten uns
als zuständig für den Ökoan-
trieb. Genauso weiß aber mitt-
lerweile fast jeder um den kla-
ren Spareffekt beim Tanken von
Erdgas.“

Überblick gewinnen

Informiert haben sich laut
Gött sowohl Inhaber und Mitar-
beiter von Handwerksbetrieben
als auch viele, die sich privat
ein neues Auto anschaffen wol-
len. Die meisten wollten einen
Überblick über die aktuell ange-
botenen Modelle gewinnen und
sich zum Fahren mit Erdgas be-
raten lassen.

Ersparnis beim Tanken

Gefragt wurde zum Beispiel
nach der Höhe der Ersparnis beim
Tanken, die bei rund 50 Prozent
im Vergleich zu Benzin und rund
30 Prozent gegenüber Diesel

liegt. Von Interesse waren auch
Themen wie die Dichte des Erd-
gastankstellennetzes, das mittler-
weile flächendeckend ausgebaut
ist, sowie die neue CO2-Steuer,
die ab 1. Juli 2009 gilt und Erd-
gasautos gegenüber Benzinern
begünstigt.

Großes Interesse an
Turbo-Modellen

Besonders gut sei in München
der neue Opel Zafira 1.6 CNG
ecoFLEX Turbo angekommen, so
Gött. Opel hat diesem nicht nur
beachtliche 150 PS gegönnt, son-
dern auch eine Turboaufladung,
die dem familientauglichen Sie-
bensitzer enorme Dynamik ver-
leiht. Von den zwei für die Son-
derschau zur Verfügung gestellten
Fahrzeugen war eines ständig un-
terwegs, denn zahlreiche Besu-
cher nutzten die Möglichkeit zur

Probefahrt. Als weiteres Turbo-
Erdgasauto präsentierten die
Veranstalter den VW Passat 1.4
TSI EcoFuel. Der Direkteinsprit-
zer verfügt ebenfalls über 150 PS
und entwickelt bereits ab 1.500
Umdrehungen pro Minute ein
kraftvolles Drehmoment von 220
Newtonmetern, das bis 4.500
U/min aufrecht erhalten wird. Die
Spitzengeschwindigkeit liegt bei
210 Kilometern pro Stunde.

Flottenfahrzeug

Ihre Zielgruppen fanden auch
der Fiat Grande Punto Natural Po-
wer, der als relativ kleines Stadt-
auto unter anderem durch seinen
vergleichsweise niedrigen Preis
überzeugt, sowie im Segment der
Vans der VW Touran EcoFuel. In
erster Linie von Gewerbetreiben-
den stark beachtet wurde der
werkseitig auf Erdgasbetrieb um-
gerüstete VW Bus T5. Außerdem
habe diese Zielgruppe auch den
Erdgas-Passat nachgefragt, be-
richtet Wöber, „da ihn viele
als Flottenfahrzeug einsetzen
möchten“.

Gasabsatz der Bayerngas
leicht über Vorjahresniveau

2008 hat die Bayerngas GmbH 65,8 Milliarden
Kilowattstunden Gas verkauft

München. Die Bayerngas GmbH hat 2008 65,8 Milliarden
Kilowattstunden (Mrd. kWh) Gas verkauft. Das sind rund
1,5 Mrd. kWh oder 2,4 Prozent mehr als im Vorjahr (2007:
64,2 Mrd. kWh). Grund für das leichte Absatzplus waren die
im Vergleich zum Vorjahr etwas tieferen Temperaturen und
zwei neu gewonnene Industriekunden im Marktgebiet der Net-
Connect Germany (NCG).

„Bayerngas hat 2008 ihre
Marktposition behauptet. Für
das Gaswirtschaftsjahr 2009/
2010 erwarte ich, dass sich der
Wettbewerb verschärft und an
Vielfalt gewinnt“, sagt Marc
Hall, Geschäftsführer von Bay-
erngas.

Stärkere Präsenz

Als Antwort auf den zuneh-
menden Wettbewerb zeigt das
Unternehmen stärkere Präsenz
auf den europäischen Beschaf-
fungsmärkten, um seinen Gasein-
kauf auch unter den veränder-
ten Bedingungen optimieren zu
können. Marc Hall: „Wir sind

gut aufgestellt und haben Kon-
takte zu fast allen rele-
vanten europäischen Gasanbie-
tern. 2008 haben wir unser Port-
foliomanagement weiterent-
wickelt und ein leistungsstarkes
Handelsdispatching aufgebaut.
Wir werden uns zukünftig noch
schneller bewegen.“

Die Optimierungsmöglich-
keiten, die sich durch den
OTC-Markt und Energiebörsen
ergeben, werden von Bayern-
gas verstärkt genutzt. Diese
Geschäfte werden vom Portfo-
liomanagement der Bayerngas
gesteuert und vom Trading-
Floor actogas GmbH abge-
wickelt.

erdgas schwaben
Naturschutzstiftung gegründet

„Schwaben reden nicht von Umweltschutz – sie handeln.
Das nutzt der Umwelt und damit uns allen“, so Klaus Peter
Dietmayer, kaufmännischer Geschäftsführer erdgas schwa-
ben. Die neue erdgas schwaben Naturschutzstiftung ist ein-
gebettet in die Stiftung KulturLandschaft Günztal.

Im Rahmen der Fachtagung „STIFTERLAND BAYERN“
über Umweltstiftungen in Bayern, wurde die erste erdgas
schwaben Umweltstiftung vorgestellt: Die erdgas schwaben Na-
turschutzstiftung. Diese Stiftung zur Förderung wichtiger Um-
welt- und Naturschutzprojekte, ergänzt perfekt das Engagement
von erdgas schwaben für Menschen und Umwelt in unserer Hei-
mat Schwaben. erdgas schwaben stiftet 15.000 Euro.

Die Ausstellung der Initiative STIFTERLAND BAYERN des
Bundesverbandes Deutscher Stiftungen gastiert derzeit auf ihrer
Tour durch die Regierungsbezirke Bayerns im Unteren Fletz des
Augsburger Rathauses. Anhand anschaulicher Beispiele vermit-
telt die Ausstellung Einblicke in das Engagement von Stiftern
und Stiftungen des Freistaates Bayern, speziell aber auch in
Schwaben.

Natur zu schützen und zu erhalten ist eine gesellschaftliche
Aufgabe. Dieses Ziel ist nur zu erreichen, wenn es gelingt, die
Menschen für dieses Thema zu interessieren und zu begeistern.
Die Stiftung KulturLandschaft Günztal hat es sich zur Aufgabe
gemacht, neben der praktischen Naturschutzarbeit, vor allem die
Bevölkerung auf das Günztal und dessen Naturschätze auf-
merksam zu machen. Bis 19. April besteht für Interessierte die
Möglichkeit, die Ausstellung zu besuchen.
Mehr Infos unter www.guenztal.de

Neuartige Dimmer
für Straßenleuchten

Geräte nach knapp zwei Jahren
über Stromeinsparungen amortisiert

Die explodierenden Kosten für die Beleuchtung von Straßen
und Plätzen lassen sich derzeit praktisch nur durch eine deut-
liche Verbrauchsminderung im Bestand bremsen. Radikales
Abschalten verärgert jedoch die Bürger.

Etliche Firmen bieten deshalb
Dimmtechnik, stets nach dem
physikalischen Prinzip der
Spannungsabsenkung, an. De-
ren Funktionalität und Effekte
können jedoch meist nicht über-
zeugen. In über 100 Kommunen
bewährt sich inzwischen eine
alternative Spartechnologie der
KD Elektroniksysteme GmbH
aus Zerbst (Sachsen-Anhalt).
Ihre nachrüstbaren Dimmer re-
duzieren ohne Spannungsmin-
derung den Verbrauch von
Straßenleuchten funktionssicher
um bis zu 67 Prozent.

Protest gegen Finsternis

Um den ständigen Ausgaben-
anstieg zu stoppen, ließ Horst
Brand, Bürgermeister von Lan-
gewiesen, 2005 die Straßenbe-
leuchtung der thüringischen
Kleinstadt nachts abschalten.
Doch die Bürger protestierten
gegen die nächtliche Finster-
nis. Dank der Elektrotechnik-
Experten aus Zerbst fand sich
eine Lösung des Problems.
Deren kaum Schuhkarton
große Dimmlight-Steuerung
senkt den Verbrauch von bis zu
30 Quecksilber- oder Natri-
umdampfhochdrucklampen á
100 Watt innerhalb weniger Mi-
nuten stufenlos und frei pro-
grammierbar um maximal 67
Prozent ab. Sogar Einzelleuch-

ten lassen sich wirtschaftlich
damit regeln.

Die Lampenspannung bleibt
dabei unangetastet. Reagieren
Straßenleuchten doch im Ge-
gensatz zu Glühbirnen auf eine
Absenkung unter 190 Volt häu-
fig mit unkontrollierbarem Ver-
löschen. Selbst bei Idealbedin-
gungen führen die traditionel-
len Wege deshalb maximal zu
wirtschaftlich ungünstigen 30
Prozent Ersparnis. Bei der vom
Bundeswirtschaftsministerium
geförderten Innovation drosselt
stattdessen durch Verdopplung
der Wechselstromfrequenz ein
höherer Widerstand im Vor-
schaltgerät den Stromfluss.

Praktiker bestätigen
Funktion und Effekte

Zu Testzwecken ließ die
Stadtverwaltung von Langewie-
sen anfangs mit zwei Dimmern
in vorhandene Schaltkästen den
Verbrauch von 90 Laternen ei-
nes Straßenzuges absenken:
Von 20 bis 22 Uhr um 20, von
22 bis 5 Uhr um 67, danach
wieder um 20 Prozent. Die pro-
gnostizierten Einsparungen tra-
fen ein. Und die Bürger waren
selbst bei Maximal-Reduzie-
rung mit der verminderten
Lichtausbeute zufrieden. Weni-
ger Licht ist eben allemal besser
als Dunkelheit.

erdgas schwaben-Preise :

Heute schon 25 Prozent
günstiger als zum Vorjahr

Studie von Bündnis90/die Grünen unzutreffend

„erdgas schwaben hat heute schon 25,5 % niedrigere Preise als
zum 1.10.2008“, bestätigt Oliver Daun, Vertriebsleiter erdgas
schwaben gmbh. „Mit unserer bereits angekündigten Senkung
zum Juli diesen Jahres wird unser Erdgaspreis mehr als 30%
unter dem Preisniveau vom Winter 2008 liegen.“

Die aktuelle Studie der Grü-
nen zu den Gaspreisen spricht
von einer möglichen Preissen-
kung von 24 % für Erdgaskun-
den. „erdgas schwaben gibt alle
Preissenkungen im Erdgas-
markt an seine Kunden weiter“,
so Daun. „erdgas schwaben hat
an den Preisschwankungen kei-
nen zusätzlichen Cent ver-
dient!“ Dies wird seit 2004 auch
von dem renommierten Wirt-
schaftprüfer Deloitte&Touche
GmbH, Düsseldorf bestätigt.

Einladung für Bärbel Höhn

„Wir laden Bärbel Höhn,
stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende der Grünen, nach Schwa-
ben ein - denn hier läuft der
Wettbewerb im Gasmarkt. In
Schwaben gibt es heute schon

20 Mitanbieter, Tendenz stei-
gend!“, erläutert Oliver Daun.

Die Studie vergleicht 5 Gas-
anbieter und zieht daraus
Schlüsse für alle 750 Gasversor-
gungsunternehmen in Deutsch-
land. Ebenso problematisch ist
die Aussage für zukünftige
Preis-Senkungen - hier bewegt
sich die Studie im Bereich der
Spekulation.

Oliver Daun: „Bedauerlich ist,
dass der Klimaschutz von der
lautstarken Preisdebatte völlig in
den Hintergrund gedrängt wird.
Überfällige Innovationstechno-
logien erhalten nicht mehr die
nötige Aufmerksamkeit. Der
jetzige Preissturz der Energie ist
auch die Kehrseite der Kurz-
arbeit, der Arbeitslosigkeit, der
Firmenpleiten - der globalen
Wirtschaftskrise.“

Das bestätigt auch Christoph
Lütticke, Bauamtsleiter der
Stadt Drolshagen im Sauerland.
Dort wurden testweise elf
Leuchten ein halbes Jahr lang
mit einem Dimmer ZDM 3000
geregelt. Die Lichtausbeute war
nach Meinung des Experten
selbst bei voller Absenkung
„absolut in Ordnung“.

In nur 398 Betriebsstunden
wurden gegenüber dem Vorjahr
442 kWh bzw. 43 Prozent einge-
spart. Für KD Elektroniksysteme-

Chef Ralf Kleinodt ist das ein
typischer Wert: : Meist kommen
wir auf eine jährliche Gesamt-
einsparung von 42 bis 53 Pro-
zent.“ Die werde nach Vor-
ab-Berechnung auch garantiert.
Trete sie nicht ein, nähme sein
Unternehmen die Technik zu-
rück und erstatte sogar die In-
stallationskosten. Das sei aber
bei über 100 Referenzanwen-
dungen (www.dimmlight.de)
noch nie geschehen.

Beispiel Hirschau

Auch nicht im bayerischen
Hirschau. Dort hatte der Kom-
munale Energiebeauftragte und
Leiter des Bauhofs Richard Bir-
ner präzise Zählerstände, Ver-
bräuche und Abrechnung des
EVU für 14 Quecksilber- und
9 Gelblichtlampen samt Vor-
schaltgeräten verfolgt. Sein Fa-
zit: „Bei voller Dimmung über
ein Jahr liegt die Ersparnis bei
3.000 Watt Leistungsaufnahme
bei rund 900 Euro.“

Auch das Tiefbauamt Magde-
burg, bescheinigte den Energie-
sparern aus Zerbst unlängst: „Die
erzielte Einsparung beträgt pro
Jahr rund 850 Euro“ – allein bei
einem Testgerät. Entsprechend
schnell amortisiert sich die
Stromspartechnik, deren bisheri-
ge Anwendungen zusammen ne-
ben wiederkehrend über einer
halben Million eingesparten kWh
Energie auch den CO2-Ausstoss
um jährlich mehr als 363.000 Ki-
lo reduziert.
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Kathi surft mit Papas Strom...
... aus dem Erdgas-Heizkraftwerk im Keller!

Die neuen Blockheizkraftwerke im Miniformat versorgen Sie nicht nur mit Wärme, sondern auch mit Strom.

Werden auch Sie Ihr eigener Stromversorger !
Alle Informationen und Beratung zum kleinen Kraftwerk mit großer Leistung erhalten Sie
von Ihrem Kundenberater unter: 01801/565758
(3,9 Cent/Minute im deutschen Festnetz der Telekom, abweichender Mobilfunktarif)

Energiespar-Unterricht im Auftrag von Erdgas Südbayern:

So wird im Klassenzimmer
richtig gelüftet

Zahlreiche Finger schießen nach oben in Richtung Klassen-
zimmerdecke. Bei der Frage, wie im Klassenzimmer und zu
Hause Energie gespart werden kann, wollen viele der Schüler
mitreden. Auf die Antworten wartet aber diesmal nicht die
Kassenlehrerin, sondern eine Mitarbeiterin der Deutschen
Umweltaktion e.V.. Der Verein führt derzeit schon in zweiter
Auflage Energiespar-Unterricht im Auftrag von Erdgas Süd-
bayern durch. Und das an 20 Orten in ganz Südbayern.

Die Heizung nicht zu weit
aufdrehen und mehr zu Fuß ge-
hen. Diese und weitere Energie-
spartipps kommen wie aus der
Pistole geschossen von den
Kindern der teilnehmenden
Schulen. Insgesamt 1.500 Schü-
ler beteiligen sich am Projekt-
unterricht „Energiesparen“. Da-

bei erfahren die Schüler unter
anderem, dass Stoßlüften besser
ist, als die Fenster dauerhaft zu
kippen. Oder, dass Wassermal-
bilder besser nicht auf den Heiz-
körpern getrocknet werden, um
deren Wärmeabgabe nicht her-
abzusetzen.

Außerdem erarbeiten die Mit-

arbeiterinnen der Deutschen
Umweltaktion e.V. mit den Kin-
dern, aus welchen Haupt-Ener-
gieträgern in Kraftwerken
Strom und Wärme produziert
wird und wie die Brennstoffe
dort hin gelangen.

Dampfmaschine
sorgt für Spannung

Was dort passiert, wird im
Klassenzimmer exemplarisch
anhand einer Dampfmaschine
vorgeführt. Und wenn das „Mini
Kraftwerk“ genügend Energie
für eine angeschlossene Glühbir-
ne produziert, dann beginnen
auch viele Kinderaugen zu
leuchten.

Erdgas aus dem
Leitungsleck

Auch der Punkt Sicherheit
und Erdgas spielt eine große

Rolle. Mit so genannten Odorie-
rungskarten wird gezeigt, wie es
riecht, wenn Erdgas aus einem
Leitungsleck ausströmt.

Abschließend erhielten die
Grundschulkinder von Erdgas
Südbayern reflektierende Stoff-
mäuse zum Anhängen an den
Schulranzen – damit auch der
energiesparende Schulweg zu
Fuß sicher bleibt.

Projektunterricht
verlängert

Der Projektunterricht „Ener-
giesparen für Grundschulen“
startete bereits im vergangenen
Herbst. Da sich zu Beginn der
Aktion weit mehr Grundschu-
len bewarben, als berücksichtigt
werden konnten, entschloss sich
Erdgas Südbayern, zu einer Ver-
längerung.

Aktuell wird der Energiespar-
Unterricht an folgenden Orten
durchgeführt: Schweitenkirchen,
Fürstenfeldbruck, Moosburg,
Weßling,Alling, Schierling, Main-
burg, Aufkirchen, Waldkraiburg,
Mettenheim, Kraiburg a. Inn, Neu-
markt-St. Veit, Eggenfelden, Trif-
tern, Bad Birnbach, Simbach am
Inn, Fürstenzell, Plattling, Iffel-
dorf, Berg-Aufkirchen.

Spannender Energiespar-Unterricht vor Ort.

Übernahme sozialer Verantwortung:

ESB unterstützt
soziale Einrichtungen
München - Im Rahmen einer Frühjahrsaktion unterstützt
die Erdgas Südbayern (ESB) zahlreiche Bildungseinrich-
tungen mit Förder- und Lernmaterial in ganz Südbayern.

Soziale Verantwortung übernehmen - für die ESB ist dies seit
vielen Jahren eine Selbstverständlichkeit. Aktuell unterstützt
die ESB Förderzentren, Grund- und Sonderschulen sowie Kin-
dergärten in ganz Südbayern. Die ESB erfüllt Wünsche, die die
Einrichtungen selbst nicht ohne weiteres hätten stemmen kön-
nen. Beispielsweise ein mobiler Basketballkorb für den Pau-
senhof im Sonderpädagogischen Förderzentrum in Farchant
oder ein hochwertiges Jonglierset für das Caritas Kinderdorf in
Irschenberg.

„Die Arbeit mit den Kindern und Jugendlichen in den einzel-
nen Bildungseinrichtungen ist sehr beeindruckend. Sie erhalten
genau die Aufmerksamkeit, die sie dringend brauchen. Es ist
wichtig, dass wir als regionales Unternehmen soziale Ver-
antwortung übernehmen“, erklärt Martin Heun, Leiter Han-
del/Vertrieb bei ESB.

In der Vergangenheit konzentrierte sich die ESB bereits
mehrfach auf die Unterstützung von Schulen. Auf einen
Grundschulwettbewerb folgte ein Unterrichtsprojekt zum The-
ma Energiesparen. Aufgrund der großen Nachfrage läuft diese
Aktion sogar in der zweiten Auflage.

Die Erdgas Südbayern GmbH ist einer der größten Energie-
dienstleister in Bayern. Über 300 Mitarbeiter betreuen in Ober-
und Niederbayern mehr als 200.000 Haushalte, 250 Kommu-
nen, zahlreiche Industriebetriebe und 23 kommunale Weiter-
verteiler. Dafür stehen insgesamt 8.300 Kilometer Leitungs-
netz zur Verfügung. Neben der klassischen Erdgasversorgung
bietet ESB effiziente Contractinglösungen - auch mit regenera-
tiven Energien. Darüber hinaus fördert ESB die Entwicklung
innovativer Techniken wie Mini-Blockheizkraftwerke oder
Gaswärmepumpen. Für ihr soziales Engagement erhielt die
ESB 2008 ein europäisches Gütesiegel.

E.ON Bayern investiert rund 6,3 Millionen Euro:

Neue Energiezentrale
für Fripa

Hochmodernes Gasturbinenheizkraftwerk versorgt
Papierhersteller mit Strom und Prozesswärme

6,3 Millionen Euro hat die E.ON Bayern Wärme GmbH im
Zuge des Contractings in die Errichtung einer neuen Energie-
zentrale für den Hygienepapier-Hersteller Fripa investiert und
zudem alle Aufgaben von der kompletten Planung bis zum Bau
der Anlage übernommen.

Bei einer offiziellen Inbe-
triebnahmefeier mit zahlreichen
Gästen aus Politik, Wirtschaft
und Presse wurde das Gasturbi-
nenheizwerk der Öffentlichkeit
vorgestellt.

Die Partnerschaft zwischen
Unternehmen von E.ON Bay-
ern und Fripa besteht seit der
Aufnahme der Produktion am
Standort Miltenberg im Jahr
1948. Mit der Entscheidung, ei-
ne weitere Papiermaschine in
Miltenberg zu installieren, hat
die Eigentümerfamilie Queck
ein weit reichendes Zeichen für
den Standort gesetzt. Bei den
Planungen wurde deutlich, dass
die Energieversorgung eine ent-
scheidende Rolle spielen würde,
da durch die Produktionserwei-
terung der Bedarf an Strom um
rund 50 Prozent steigen und
auch der zu erwartende zusätzli-
che Wärmebedarf über die vor-
handenen Anlagen nicht mehr
zu decken sein würde.

Studie zu Energiekonzepten

Die E.ON Bayern Wärme
GmbH, in der seit 2004 das ge-
samte Geschäftsfeld Wärme
und regenerative Energien der
E.ON Bayern gebündelt ist,
führte in enger Abstimmung mit
Fachleuten der Fripa eine Stu-
die zu verschiedenen Energie-
konzepten mit unterschiedli-
chen Energieträgern. Ziel war
es, den steigenden Energiebe-
darf langfristig zuverlässig, ko-
stengünstig und umweltfreund-
lich zu decken.

CO2-Vermeidung

Die Entscheidung fiel für eine
Gasturbine mit Abhitzekessel
zur Dampferzeugung. Aus-
schlaggebend für diese Art der
Kraft-Wärme-Kopplungsanlage
war deren Zukunftsfähigkeit
durch die Gesamtwirtschaftlich-
keit und die Umweltverträglich-
keit. Zudem wird durch die ge-
koppelte Erzeugung von Strom
und Wärme gegenüber einer ge-
trennten Erzeugung deutlich
Primärenergie eingespart und
damit auch eine erhebliche Ver-
meidung des Treibhausgases
CO2 erreicht.

Die Fripa entschloss sich wei-
ter, die neue Energiezentrale
nicht selbst zu bauen, sondern
im Rahmen eines Wärme-Con-
tractings durch die E.ON Bay-
ern Wärme realisieren zu las-

sen. „Wärme und Strom sind
für die Papiererzeugung exi-
stenzielle Faktoren. Es war uns
wichtig, hier den unserer Mei-
nung nach sinnvollsten ökologi-
schen und ökonomischen An-
satz zu finden. Wir sind sicher,
mit der KWK-Anlage und unse-
rem Partner E.ON Bayern die
richtige Entscheidung getroffen
zu haben“, so Andreas Noack,
Mitglied der Geschäftsleitung
der Fripa.

Kraft-Wärme-Kopplung

„Auch wenn wir über unsere
Vertriebstochter naturgemäß
Strom und Gas verkaufen wol-
len, setzen wir alles daran, in
Sachen Energieeffizienz vor-
anzukommen. Auch das ist un-
ser Geschäftsfeld und ent-
spricht unserer Verantwortung
für Umwelt und Einsparziele.
Kraft-Wärme-Kopplung wie
hier ist ein sehr gutes Bei-
spiel dafür“, beschreibt Tho-
mas Barth, Vorsitzender des
Vorstands der E.ON Bayern,
das Konzept. „Beim Contrac-
ting realisieren unsere Exper-
ten schlüsselfertig. Finanzie-
rung, Planung, Projektierung
und Bau – und wenn ge-
wünscht auch die Betriebs-
führung – sind im Komplettser-
vice enthalten. Dies bietet dem
Partner die Möglichkeit, sich auf
seine Kernkompetenz zu kon-
zentrieren“, so Barth weiter.

Gedeckter Bedarf

Der in der Gasturbine er-
zeugte Strom von gut 50 Mil-
lionen Kilowattstunden pro
Jahr wird in das Firmennetz
eingespeist und deckt den über-
wiegenden Bedarf an Elektrizi-
tät für den ganzjährigen Be-
trieb der drei Papiermaschinen.
Die gleichzeitig produzierte
Prozesswärme von circa 100
Millionen Kilowattstunden pro
Jahr deckt den gesamten Be-
darf der Fripa.

Rein rechnerisch könnte mit
dem Strom eine Stadt mit rund
14.000 Einwohnern versorgt
werden. Die Wärme wäre für
die Versorgung von 4.000 Haus-
halten mit Wärme und Warm-
wasser ausreichend. Durch die
gekoppelte Erzeugung von
Strom und Wärme wird der
Brennstoff Erdgas mit einem
Wirkungsgrad von rund 80 Pro-
zent optimal verwertet.

Sicherheit der Energieversorgung:

Hohe Priorität in Bayern
Staatsminister Zeil: „Neue Lieferländer, Transportwege

für Erdgas und Gasspeicherkapazitäten erschließen,
Kernenergie weiter nutzen“

Bayerns Wirtschaftsminister Zeil hat im Kabinett Konsequen-
zen aus dem russisch-ukrainischen Gaskonflikt für die bayeri-
sche und deutsche Energiepolitik angekündigt. Zeil betonte,
dass die Sicherheit der Versorgung mit Energie für Bayern ho-
he Priorität hat. Zwar sei die Gasversorgung in Bayern
während des zweiwöchigen Lieferstopps aus Russland durch
die Ukraine nicht gefährdet gewesen.

Zeil: „Um die Risiken für die
Gasversorgung zu minimieren,
ist aber eine Diversifizierung
des Gasbezugs dringend erfor-
derlich. Ich setze mich dafür
ein, dass neue Pipelineprojekte
rasch realisiert werden. Dazu
gehört auch die Nabucco-Pipe-
line aus der kaspischen Region
nach Mitteleuropa.“ Der Wirt-
schaftsminister wird dazu die
notwendigen Gespräche mit
dem Bundeswirtschaftsministe-
rium und der Europäischen
Kommission führen und hierü-
ber noch vor Pfingsten im Mini-
sterrat erneut berichten.

Politische Unterstützung

Notwendig sei auch der Auf-
bau einer Infrastruktur für die

Lieferung von verflüssigtem
Erdgas (LNG) und die Erweite-
rung der Gasspeicherkapazität.
Zeil sicherte der Gaswirtschaft
politische Unterstützung für ih-
re Investitionsvorhaben zu.

Ein Stück Unabhängigkeit

Die Staatsregierung strebt
nach den Worten des Wirt-
schaftsministers außerdem an,
die Energieeffizienz und den An-
teil erneuerbarer Energien im
Wärmesektor deutlich zu stei-
gern. „Mit jedem Kubikmeter
Erdgas, den wir nicht verbrau-
chen, erzielen wir ein Stück
mehr Unabhängigkeit von Ener-
gieimporten“, so Zeil. Wichtig-
ste Strategie zum Erhalt der Ver-
sorgungssicherheit bleibt laut

Zeil ein breiter Energiemix. Da-
zu gehöre auch die Kernenergie.

Laufzeiten verlängern

Zeil: „Nach einem Ausstieg
aus der Kernenergie müsste
zwangsläufig Gas zur Stromer-
zeugung in Bayern eingesetzt
werden. Es ist sehr fraglich, ob

unser Gasbedarf dann noch si-
cher gedeckt werden kann.“
Auch zahlreiche europäische
Staaten setzten wieder verstärkt
auf die Kernenergie. Zeil: „Die
Verlängerung der Laufzeiten der
deutschen Kernkraftwerke ist
dringend notwendig, wenn unse-
re Energieversorgung auch in
Zukunft sicher bleiben soll.“
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LEW-Bilanzpressekonferenz:

Impulse für die Wirtschaft
Den Gefahren der Finanzkrise wird mit aktivem Risikomanagement begegnet

Die Finanzkrise und die damit einhergehende negative Kapital-
marktentwicklung machen auch vor der Bilanz der Augsburger
Lechwerke AG nicht halt. „Die Finanzkrise hat in der Bilanz der
LEW Spuren hinterlassen. Die Vermögensverluste im Bereich
der Finanzanlagen hielten sich jedoch dank der sehr konservati-
ven Anlagestrategie in Grenzen. Allerdings werden sich die Aus-
wirkungen auf den Stromabsatz im Zuge der Wirtschaftskrise
weiter verstärken“, erläuterte LEW-Vorstandsmitglied Ulrich
Kühnl bei der Bilanzpressekonferenz des Unternehmens. „Wir
begegnen diesen Gefahren mit einem aktiven Risikomanage-
ment. Neben den Risiken sehen wir aber Chancen, die durch den
neuen wachstumsorientierten Antritt unseres Mutterkonzerns
RWE unterstützt werden.“

Wachstumsmöglichkeiten für
die LEW sieht Kühnl im Bereich
der Energieeffizienz, bei regene-
rativer Energieerzeugung und in
der Kundenneugewinnung für
Strom und Gas. Auch die Bedin-
gungen für Netzkooperationen
dürften sich durch die Regulie-
rungssituation verbessern.

Ergebnisentwicklung

Die LEW-Gruppe konnte im
Geschäftsjahr 2008 einen Um-
satzanstieg um 15 Prozent auf
1,16 Milliarden Euro verzeichnen.
Diesem Anstieg liegen zum einen
Absatzsteigerungen bei Ge-
schäftskunden zugrunde; zum an-
deren ist er auf gestiegene Vergü-
tungen der nach dem Erneuerba-
re-Energien-Gesetz geförderten
Erzeugungsanlagen und die Wei-
tergabe gestiegener Beschaffungs-
kosten an die Kunden zurück zu
führen. Das Nettoergebnis lag mit
94 Millionen Euro in etwa auf
Vorjahresniveau. Insgesamt war

die Ergebnisentwicklung der
Lechwerke im Jahr 2008 noch
stärker als in den Vorjahren durch
Sondereffekte geprägt: Belastun-
gen ergaben sich durch eine Ver-
schlechterung des Finanzergeb-
nisses um 22 Millionen Euro im
Zuge der Finanzkrise.

Wegenutzungsverträge

Dafür zahlte sich nach 14 Jah-
ren erstmals das Engagement in
der Rhein-Main-Donau AG aus:
Das Beteiligungsergebnis ver-
besserte sich sprunghaft um rund
15 Millionen Euro. Im Saldo ha-
ben sich die Sondereffekte
annähernd ausgeglichen, so dass
das Nettoergebnis stabil gehalten
werden konnte. Die Dividende
will das Unternehmen nach Vor-
schlag des Vorstands und Auf-
sichtsrats mit 1,50 Euro je Stück-
aktie auf Vorjahresniveau halten.
Erfolg versprechend ist auch der
Einstieg in das Gasgeschäft, das
im vergangenen Jahr im Groß-

kundenbereich begann und schon
bald auf den Privatkundensektor
ausgeweitet werden soll. Ihre Ba-
sis im Stromgeschäft konnten
die Lechwerke im vergangenen
Jahr durch den Neuabschluss von
56 Wegenutzungsverträgen mit
Kommunen stärken.

Preisrisiken im
Geschäftskundenvertrieb

Im Geschäftskundenvertrieb
sieht LEW-Vorstand Kühnl
Preisrisiken, weil Stromkunden
in der aktuellen wirtschaftlichen
Situation Kurzarbeit fahren und
bereits beschaffte Mengen nicht
mehr abnehmen. „Seit Ende letz-
ten Jahres ist die Stromabgabe
um rund fünf Prozent zurückge-
gangen.“ Sollten Firmenkunden
ihre Produktion auch zukünftig
drosseln, werde ein weiterer
Rückgang erwartet. „Die LEW
stellt sich auf die Risiken ein.
Bei größeren Kunden wird die
Bandbreite der Abnahmemenge
vertraglich definiert und das Ri-
siko begrenzt“, so Kühnl.

Zusätzlich ergeben sich Chan-
cen, wenn der Vertrieb die gün-
stige Strompreissituation für
Neuabschlüsse nutzen könne.
Kühnl erwartet, dass sich die
Auswirkungen auf den Stromab-
satz und die Strompreise im Zu-
ge der Wirtschaftskrise weiter
verstärken. „Die Lechwerke sind
hier besonders betroffen durch
die künftig niedrigeren Ver-
kaufserlöse der Tochter BEW
am Terminmarkt.“ Bis vor kurz-
em noch habe die Erzeugung in
den Wasserkraftwerken der
Lechwerke vom hohen Energie-
preisniveau profitiert. Mit den
sinkenden Öl- und Gaspreisen
fielen aber auch die Strompreise
auf dem Großhandelsmarkt und
damit die Verkaufserlöse für
künftige Erzeugungsmengen.

Deutlich gestiegene
Strom-Beschaffungskosten

Demgegenüber stehen die deut-
lich gestiegenen Strom-Beschaf-
fungskosten in 2008, weshalb
die Lechwerke Anfang Februar
eine Anhebung des Grundversor-
gungstarifs um 11,4 Prozent be-
kannt geben mussten. Nur etwa
zwölf Prozent des verkauften
Stroms produzieren die Lechwer-
ke in ihren 34 Wasserkraftwerken
selbst. Die restliche Menge kau-
fen sie – oft ein bis zwei Jahre, be-
vor sie gebraucht wird – auf dem
Großhandelsmarkt ein. Dort war
Strom im vergangenen Sommer
extrem teuer. Mittlerweile hat sich
die Lage allerdings deutlich ent-
spannt. Der Preis pro MWh hal-
bierte sich innerhalb eines ¾ Jah-
res. Die Lechwerke rechnen des-
halb damit, dass ihre Kunden
langfristig entlastet werden. Aus
heutiger Sicht gehe man davon
aus, dass die Preise 2010 wieder
sinken.

Kühnl hält sich mit Prognosen
zur Wirtschaftskrise zurück.
Vielmehr plädiert er für eine
Rückbesinnung auf die eigenen
Stärken und die der Region.
„Wir sind in unserer Region mit
einer gut durchmischten, mittel-
ständischen Struktur gut auf-

gestellt.“ Auch die LEW-Ge-
schäftsstruktur überzeuge durch
eine gesunde Mischung aus eige-
ner Stromerzeugung, einem akti-
ven Vertrieb und einem effizien-
ten Netzbetrieb. „Stabilität ist in
der gegenwärtigen Situation für
uns ein wichtiger Punkt. Gerade
das regulierte Netzgeschäft er-
fährt heute mit Blick auf die
Wirtschaftskrise eine neue Wert-
schätzung als stabilisierender
Faktor. Außerdem verfügen wir
nach wie vor über eine erhebli-
che Finanzkraft - eine gute Vor-
aussetzung für Wachstumschan-
cen gerade in Krisenzeiten“, so
der Vorstand.

Regionale Wertschöpfung

Insgesamt belief sich die regio-
nale Wertschöpfung des Unter-
nehmens auf 473 Millionen Euro,
die die Kaufkraft der Region un-
mittelbar stärken und von der vor
allem kleine und mittelständische
Unternehmen der Region profitie-
ren. Die Ausgaben in die Ener-
gieinfrastruktur beliefen sich 2008
auf 73 Millionen Euro. Kühnl
kündigte an, gemeinsam mit der
Regierung von Schwaben einen
Weg zu suchen, durch schnellere
Genehmigungsverfahren ein ge-
plantes Auftragsvolumen von
zehn Millionen Euro auf 2009
vorzuziehen und damit der heimi-
schen Wirtschaft konjunkturelle
Impulse zu geben.

Kühnl begrüßte das staatliche
Konjunkturprogramm, denn es
führe zu Stabilität in der gegen-
wärtigen Situation. Darüber hin-
aus regte er an, zusätzliche kon-
junkturelle Impulse durch ein
Programm für mehr Energieeffi-
zienz und innovative umwelt-
freundliche Energieprojekte in
Bayern zu schaffen. „Eine steu-
erneutrale Finanzierungsmög-
lichkeit könnte durch ein Fonds-
modell im Zusammenhang mit
der diskutierten Laufzeitverlän-
gerung der Kernenergie erfol-
gen“, so Kühnl.

LEW steigt
ins Gasgeschäft ein

Erfreulich entwickelte sich
2008 der Einstieg von LEW in
das Gasgeschäft. Erste Ge-
schäftskunden konnten mit Gas
beliefert werden. Die Vertriebs-
aktivitäten sollen weiter ver-
stärkt und ausgebaut werden.
Für 2009 ist der Einstieg in den
Privat- und Gewerbekunden-
markt geplant.

„Wir haben 2008 mit der Be-
lieferung erster Geschäftskunden
begonnen und werden diesen
Geschäftsbereich zügig ausbau-
en. Bereits im ersten Jahr konn-
ten Verträge über Gaslieferungen
mit einer Absatzmenge von rund
835 GWh geschlossen werden.
Für dieses Jahr planen wir erste
Gasangebote für das Privatkun-
densegment“, erklärte Waning.

Beim Thema Geothermie gibt
sich Waning zurückhaltend. „Die
finale Entscheidung für ein Enga-
gement ist noch nicht getroffen.“
Bohrprojekte sind eine aufwendi-
ge, teure und mit Risiken behafte-
te Angelegenheit. Jeder Meter
Tiefenbohrung kostet 1.000 Euro.
Dazu kommen erhebliche Kosten
für Vorarbeiten und Einrichtung
der Bohrstelle. Neben der Tempe-
ratur muss die Fließrate des war-
men Wassers stimmen, damit sich
die Nutzung zur Wärmeversor-
gung lohnt. dsp

Die LEW-Vorstandsmitglieder Paul Waning und Ulrich Kühnl
(v. r., links LEW-Prokurist Rainer Müller) stellten in der Un-
ternehmenszentrale der Lechwerke die Bilanz der LEW für
das Geschäftsjahr 2008 vor. Bild: Bleier/LEW

V. l.: Staatsminister Helmut Brunner, Mauro Risi, Geschäfts-
führer von Agip Deutschland, Dr. Kurt Mühlhäuser, Vorsitzen-
der der Geschäftsführung der Stadtwerke München und Dr.
Michael Kerkloh, Vorsitzender der Geschäftsführung des
Flughafens München.

Neue Bio-Erdgas-Tankstelle
am Münchner Flughafen

Ab sofort können am Münchner Flughafen Erdgas-Fahrzeuge ei-
nen 80:20 Mix aus Erdgas und aufbereitetem Biogas tanken. Die
Tankstelle, die Landwirtschaftsminister Helmut Brunner am
Montag eröffnete, ist Bestandteil eines von mehreren „Leucht-
turmprojekten“ im Rahmen des Klimaprogramms Bayern 2020.

Das Bio-Erdgas stammt aus der
Anlage in Pliening im Landkreis
Ebersberg und wird von den
Münchner Stadtwerken bereitge-
stellt. Betankt werden können da-
mit für den Erdgasbetrieb geeig-
nete und zugelassene Fahrzeuge.
Im Vergleich zu Flüssigkraftstof-
fen wie Benzin und Diesel spart
der Einsatz von Bio-/ Erdgas 38
Prozent CO2 ein. Auch der Fein-
staubausstoß ist geringer.

In Bayern gibt es derzeit vier
bayerische Bioerdgas-Anlagen: in

Pliening, Graben, Maihingen
und Schwandorf. Sie erzeugen
eine Energiemenge, die 21 Mil-
lionen Litern Dieselkraftstoff
entspricht.

Noch heuer soll in Aiterhofen
bei Straubing eine weitere Anlage
dazu kommen. Allein mit dem
Ertrag aus einem Hektar Ener-
giepflanzen kann Brunner zu-
folge ein modernes Erdgasauto
rund 67.000 Kilometer fahren –
also gut eineinhalb Mal um den
Globus.

N-ERGIE Erdgaspreise
bestätigt

Das Bundeskartellamt hat das Verfahren gegen die N-ERGIE
Aktiengesellschaft eingestellt. Die Behörde folgte der Darle-
gung der N-ERGIE, dass für die Gestaltung der Erdgaspreise
in den Jahren 2007 und 2008 die Höhe der Bezugskosten
maßgebend waren und bestätigt damit, dass die Erdgaspreise
des Nürnberger Regionalversorgers nicht überhöht waren.

Auf der Grundlage von § 29 GWB (Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen) untersuchte das Bundeskartellamt die
Erdgaspreise für Standardlastprofilkunden von 33 Gasversor-
gungsunternehmen. Die N-ERGIE zählt zu den wenigen An-
bietern, deren Verfahren nach eingehender Prüfung ohne Auf-
lagen eingestellt wurde. Da die Erdgaspreise der N-ERGIE
nicht überhöht waren, muss das Unternehmen an seine Kunden
keine Gutschriften oder andere monetäre Zusagen leisten.

Bereits am 9. Dezember 2008 entschied das Oberlandesgericht
Nürnberg, dass die Preiserhöhungen der N-ERGIE für die Erdgas-
produkte zwischen Oktober 2004 undApril 2007 angemessen wa-
ren. Das Gericht wies in zweiter Instanz drei Klagen ab, die die Bil-
ligkeit der Erdgaspreiserhöhung in Zweifel gezogen hatten.

Thermografieaktion im Landkreis Rottal-Inn:

Fortsetzung folgt
Sichtlich erfreut zeigte sich Rottal-Inns Landrätin Bruni Mayer
mit dem Erfolg der Thermografieaktion 2008/2009 im Landkreis.
Durchgeführt wurde dieAktion von derWirtschaftsförderung am
Landratsamt zusammen mit den regionalen Banken, dem Bund
Naturschutz und einem spezialisierten Ingenieurbüro.

Bruni Mayer erinnerte an die
Beweggründe, die zur Thermo-
grafieaktion geführt hatten: „Es
ging uns zunächst einmal dar-
um, etwas für den Klimaschutz
zu tun. Denn letztendlich hat es
jeder von uns selbst in der
Hand, hier seinen Beitrag zu lei-
sten. Wir wollten Bürgern, die
Energie sparen wollen, zur Seite
stehen.“ Gerade die Besitzer äl-
terer Immobilien könnten durch
entsprechende Sanierungsmaß-
nahmen aber nicht nur den
Energieverbrauch drosseln und
damit die Umwelt schonen:
„Man schont auf Dauer auch
den eigenen Geldbeutel, wenn
man das Heizöl oder Gas nicht
mehr zum Fenster hinaus ver-
heizt“, so die Landrätin.

Profiteure der Aktion seien
außerdem die heimischen Hand-
werksbetriebe gewesen, die sich
einmal mehr als „kompetente
Partner“ erwiesen hätten. Mayers
Dank galt aber auch den Banken
der Region, denn die Sparkasse
Rottal-Inn und auch die VR-Ban-
ken hatten günstige Möglichkei-
ten angeboten, die erforderlichen
Sanierungsmaßnahmen zu finan-
zieren und auch die entsprechen-
den KfW-Darlehen vermittelt.

Viele Hausbesitzer hätten im-
mer noch Interesse an der durch
die gemeinsame Aktion sehr
günstigen Thermografie ihrer
Immobilie, bestätigte Monika
Hiebl von der Wirtschaftsförde-
rung am Landratsamt. Diese
Aufnahmen mit einer Spezial-
kamera, die nur in der kalten
Jahreszeit und bei Dunkelheit
möglich sind, zeigten jede
Schwachstelle eines Hauses,
durch die Wärme ungenutzt
nach außen dringt. „Die Infor-
mationsveranstaltungen waren
sehr erfolgreich, die Rückmel-
dung durch die Bürgerinnen

und Bürger war durchwegs po-
sitiv“, berichtete Hiebl. Großes
Lob habe es vor allem für die
schnelle und unbürokratische
Beratung gegeben, die letztlich
zu über 220 Hausuntersuchun-
gen geführt habe.

Heribert Ellinger, dessen In-
genieurbüro die Thermografien
durchgeführt hatte, bestätigte,
dass viele Hausbesitzer von den
Ergebnissen der Untersuchun-
gen überrascht gewesen seien.
Früher habe man ganz anders
gebaut und die Dämmung war
dank niedriger Energiepreise
nicht ganz so wichtig. Heute
wisse man, „dass richtige Däm-
mung und andere Maßnahmen
zu echten Spareffekten führen“.

Dass sie ihre Beteiligung an
der Aktion vor allem als Zei-
chen des Engagements ihrer
Geldinstitute in der Region ver-
standen sehen wollen, darauf
verwiesen die Direktoren Josef
Borchi (Sparkasse Rottal-Inn)
und Claudius Seidl (Kreisver-
band der VR-Banken). „Es wur-
den bei weitem nicht alle Sanie-
rungen mit Krediten finanziert,
oft wurde auf Sparbücher und
andere Rücklagen zurückgegrif-
fen“, berichtete Claudius Seidl.
Für die Banken sei es aber auch
nicht in erster Linie um das Kre-
ditgeschäft gegangen: „Wir pro-
fitieren indirekt natürlich auch
von den Aufträgen für das hei-
mische Handwerk, das zu unse-
ren langjährigen Kunden ge-
hört“, erklärte Josef Borchi.

Einig waren sich beim Ab-
schlussgespräch alle Teilnehmer
darin, die Thermografieaktion
auch in der nächsten Wintersai-
son wieder durchzuführen: „Wir
machen jetzt eine Sommerpause
und dann starten wir alle ge-
meinsam wieder durch“, versi-
cherte Landrätin Mayer. DK



17. 04. 2009 DIENSTLEISTUNG FÜR DIE KOMMUNALVERWALTUNGGZ 11

Mit Beratungsleistungen für rund 350 Kommunen sind wir
ein zuverlässiger Partner der öffentlichen Hand

+ Klima schützen
Kosten senken

Der kommunale Immobilienbestand ist der Schlüssel,
um Kosten zu senken und gleichzeitig mit gutem
Beispiel in Sachen Klimaschutz voranzugehen.
Wir beraten Sie gerne bezüglich energetischer
Sanierungs- und Optimierungsmaßnahmen.

• Bewirtschaften
• Bauen
• Beraten
• Benchmarken

www.bayernfm.de

Facility-Management
für Fürther Pyramide

BayernFM baut Präsenz in der
Metropolregion Nürnberg weiter aus

Die Bayern Facility Management GmbH betreut seit kurzem
eines der Wahrzeichen der Stadt Fürth: Den Gebäudekom-
plex in der Europa-Allee 1, der unter anderem die renom-
mierte Euromed-Clinic sowie das bekannte 4-Sterne Superi-
or Hotel Pyramide beherbergt.

Im Auftrag der Bavaria Immobilien-Beteiligungs-Gesellschaft
mbH & Co. Objekt Fürth KG übernahm die Bayern Facility Ma-
nagement GmbH (BayernFM) zum 01. März 2009 das techni-
sche und infrastrukturelle Facility Management für das 42.000
m² BGF große Areal. Im Bieterverfahren gelang es dem Münch-
ner Komplettdienstleister, dank eines überzeugenden Bewirt-
schaftungskonzepts und insbesondere der technischen Kompe-
tenz, sich gegenüber renommierten FM-Dienstleistern zu be-
haupten. Allein 23.000 m² BGF entfallen auf den Mieter Euro-
medClinic GmbH. Als größte Privatklinik Deutschlands bildet
sie unter dem Einsatz modernster Medizintechnik die gesamte
ambulante und stationäre Behandlungskette von der Prävention
über Diagnostik und Therapie bis hin zur Rehabilitation ab. Zur
Abrundung des Leistungsangebots unterstützen eine renommier-
te Rehabilitationseinrichtung und eine Apotheke das Dienstleis-
tungsangebot für alle Fragen der medizinischen Versorgung.

Ein weiterer Großmieter ist unter der architektonisch markan-
ten Glaspyramide untergebracht. Das gleichnamige 4 Sterne Su-
perior Hotel Pyramide bietet seinen Gästen auf ca. 7.300 m² BGF
rund 100 außergewöhnlich gestaltete Zimmer und 25 Tagungs-
räume mit insgesamt 1.230 m² sowie einen 690 m² großen Well-
ness-Bereich. Die vielfältige Gebäudenutzung und die speziellen
Bedürfnisse der Mieter, ein 24-Stunden Betrieb mit hoher Kun-
denfrequenz, eine komplexe Gebäudetechnik sowie eine konti-
nuierliche Energieoptimierung charakterisieren die Herausforde-
rungen, die die BayernFM und ihre Mannschaft vor Ort während
der nächsten drei Jahre bewältigen werden.

Die Bayern Facility Management GmbH ist ein gemeinsames
Tochterunternehmen der BayernLB und der Flughafen München
GmbH. Mit den vier Geschäftsfeldern Bewirtschaften, Bauen,
Beraten und Benchmarking bietet die BayernFM ihren Kunden
über den gesamten Objektlebenszyklus hinweg intelligente und
hochwertige FM Dienstleistungen. Transparenz schaffen, Maß-
nahmen definieren und Potenziale realisieren - diese Grundsätze
sind in sämtlichen operativen und beratenden Leistungen veran-
kert. Die BayernLB, die Flughafen München GmbH, die Öffent-
liche Hand sowie namhafte Großunternehmen aus dem Industrie-,
Finanz- und Dienstleistungssektor zählen mit einer bewirtschaf-
teten Gesamtfläche von rund 1,4 Mio. m² zum Kundenkreis der
BayernFM. Als zertifiziertes Unternehmen für Qualitäts- und
Umweltmanagement wird die Verantwortung gegenüber den
Kunden, den Mitarbeitern und der Umwelt täglich gelebt.

BayWa sucht Partner für Bau- und Gartenmärkte:

Sonderdividende nach
Rekordergebnissen

Lutz: „Einbindung in die Genossenschaftsorganisation ist ein Wettbewerbsvorteil“

Das Jahr 2008 war für den Handels- und Dienstleistungskon-
zern sowohl beim Umsatz als auch beim Ertrag in seiner 85-
jährigen Geschichte ein absolutes Rekordjahr. Denn das Un-
ternehmen hat sich in den wirtschaftlich schwierigen Zeiten
hervorragend geschlagen. Die Aktionäre werden deshalb ne-
ben der schon üblichen jährlichen Dividendenerhöhung um 2
Cent auf jetzt 34 Cent zusätzlich eine einmalige Sonderdivi-
dende von 6 Cent auf dann zusammen 40 Cent je Stückaktie
erhalten. Zwar werde, so Vorstandschef Klaus Josef Lutz, im
laufenden Jahr kaum das Niveau von 2008 zu erreichen sein,
aber 2009 werde wohl doch ein relativ normales Jahr werden,
vergleichbar etwa mit 2007. Man sehe jedenfalls mit verhalte-
nem Optimismus in die Zukunft.

Der Umsatz nahm um 21,7
Prozent auf 8,8 Milliarden Euro
zu. Zwei Drittel der Erlöse wur-
den in Deutschland, ein Drittel in
Österreich und Osteuropa erzielt.
Das Ergebnis der gewöhnlichen
Geschäftstätigkeit (EGT) legte
um 14,4 Prozent von 94 Millio-
nen auf 104 Millionen Euro zu.
Berücksichtigt man, dass 2007
ein außerordentlicher Ertrag von
21,1 Millionen Euro aus dem
Verkauf der Beteiligung an dem
österreichischen Snack-Herstel-
ler Kelly zur Verfügung stand,
betrug 2008 das EGT-Plus sogar
49 Prozent. Weil aber Verlust-
vorträge aufgebraucht waren,
fiel der Jahresüberschuss mit
71,8 Millionen Euro etwas ge-
ringer aus als im Jahr zuvor mit
76,7 Millionen. Das Eigenkapi-
tal konnte dennoch um 7,1 Pro-
zent auf 915,1 Millionen Euro
oder zu einer Eigenkapitalquote
von 29,8 Prozent aufgestockt
werden. Lutz: „Damit haben wir
unsere Zielquote von 30 Prozent
nahezu erreicht.“

Rekordpreise für Getreide

Träger des Erfolges waren ein
ungewöhnlich gutes Agrarge-
schäft mit zeitweiligen Rekord-
preisen für Getreide und der Be-
reich Energie mit dem außerge-
wöhnlich starken Anstieg der
Treibstoff- und Heizölpreise.
Auch die Sparte Technik hat sich
gut entwickelt, zumal die Land-
wirte investitionsfreudig waren.
So wurde im September 2008
mit 436 verkauften Schleppern
eine Höchstmarke gesetzt. Die
Sparte Technik erlebte einen
Turn around. Die weitere Kon-
zentration der Technik-Stationen
durch Ausdünnung der Standor-
te soll noch einmal überdacht
werden.

Stabile Entwicklung

Inzwischen machen sich sai-
sonal bedingte Schwankungen
im Agrar- und Mineralölhandel
bemerkbar, da sowohl die Ge-
treide- als auch die Ölpreise zu-
letzt rückläufig waren. Aber das
Geschäft werde wieder anzie-
hen, ist Lutz sicher. Das Unter-
nehmen werde sich stabil ent-
wickeln. Doch konkrete Progno-
sen wollte Lutz angesichts der
Wirtschaftskrise nicht geben.
Die BayWa werde die Auswir-
kungen der Krise in allen Seg-
menten spüren. Aber das Unter-
nehmen stehe stabiler da als die

meisten Branchen, denn die Tat-
sache, dass der Konzern mit der
Erfüllung der Grundbedürfnisse
der Bevölkerung wie Ernährung,
Wohnen, Wärme und Mobilität
beschäftig sei, mache ihn auch in
stürmischen Zeiten krisenfester.
Grundsätzlich will die BayWa
im Agrarbereich weiter expan-
dieren, vor allem in Osteuropa,
dies „aber konservativ und vor-
sichtig“.

Marktführer in NRW

Im BayWa-Segment Bau, wo
es um den Handel mit Baustof-
fen und das Geschäft der Bau-
und Gartenmärkte geht, sieht es
nicht ganz so gut aus, obwohl
der Umsatz um 6,5 Prozent auf
1,8 Mrd. Euro anstieg. Der Woh-
nungsbau ging nochmals zurück.
Das konnte durch ein Plus im
Wirtschaftsbau nicht ausgegli-
chen werden. Der Zuwachs
kommt denn auch überwiegend
aus Akquisitionen im Baustoff-
handel, vor allem in Nordrhein-
Westfalen, wo die BayWa inzwi-
schen Marktführer ist und künf-
tig auch alle Baustoff-Firmen
unter dem Namen BayWa führen
wird. Mit dem EGT im Bauseg-

ment ist Lutz weniger zufrieden,
denn nach einem Plus von 13,3
Millionen Euro im Jahr 2007, in
denen allerdings 5 Millionen Eu-
ro Buchgewinne aus Immobili-
enverkäufen steckten, gab es ei-
nen Verlust von 2,5 Millionen
Euro. Ausschlaggebend dafür
waren vor allem die Bau- und
Gartenmärkte. Lutz: „Hier sind
dringend Maßnahmen nötig. Wir
brauchen einem strategischen
Befreiungsschlag.“ Konkret: Die
BayWa sucht einen Partner, sei
es über ein Joint Venture, sei es
über eine Kooperation, „in der
auch andere Unternehmen die
Führung haben dürfen.“ Betrof-
fen wären 71 Märkte mit 300
Millionen Euro Umsatz.

Erneuerbare Energie

Nicht zuletzt auf Grund der ho-
hen Rohölpreise hat sich das Seg-
ment Energie sehr gut geschla-
gen. Forciert werden soll derAuf-
bau einer Green-Energy-Sparte,
in der das Geschäft mit erneuer-

60 Jahre Grundgesetz:

Vom Provisorium
zur Verfassung

Verlag C.H.Beck mit neuem GG-Kommentar zum Jubiläum

Obwohl das Grundgesetz (GG)
nur als Provisorium gedacht
war, feiert es in diesem Jahr
sein 60-jähriges Bestehen. Der
Verlag C.H.Beck hat anlässlich
des Jubiläums eine völlig neue
Kommentierung des Grundge-
setzes heraus gebracht.

Am 23. Mai 1949 punkt Mit-
ternacht trat das Grundgesetz für
die Bundesrepublik Deutschland
in Kraft. Der Name „Grundge-
setz“ sollte vor allem den vorü-
bergehenden Charakter des Ver-
fassungstextes deutlich machen,
der wegen der Teilung Deutsch-
lands ursprünglich nur als Provi-
sorium für Westdeutschland ge-
dacht war. In seinen ersten 40
Jahren erwies sich das Grundge-
setz allerdings als so erfolgreich,
dass es seit der Wiedervereini-
gung als gesamtdeutsche Verfas-
sung gilt.

Rund 60 mal wurde das
Grundgesetz zwischenzeitlich

geändert und hat sich trotz oder
gerade deswegen seit 60 Jahren
bewährt.

Im Verlag C.H.Beck hat das
Grundgesetz seit je her einen be-
sonderen Stellenwert, was durch
die Vielfalt Beck’scher Grundge-
setzkommentare deutlich wird.
Zum Jubiläum ist bei Beck ein
ganz neuer Kompakt-Kommen-
tar „Grundgesetz“ erschienen,
herausgegeben von Prof. Dr.
Helge Sodan. Zudem wurden in
diesem Jahr neu aufgelegt Sachs
„Grundgesetz“, 5. Auflage, Ja-
rass/Pieroth „Grundgesetz für
die BRD“, 10. Auflage und v.
Münch/Kunig „Grundgesetz-
Kommentar“, zweibändig in 6.
Auflage. Außerdem bei Beck:
Mangoldt/Starck „Das Bonner
Grundgesetz“, 5. Auflage 2005
in drei Bänden (Vahlen) und
Beck-Texte im dtv, Grundgesetz,
mit einem Vorwort von Udo di
Fabio, 41. Auflage, 2007.

Verfassungsgeschichte

Der inzwischen sechsbändige
Kommentar von Maunz/Dürig
stellt die umfangreichste juristi-
sche Erläuterung zum Grundge-
setz dar. In der 53. und 54. Er-
gänzungslieferung kommentiert
Altbundespräsident Roman Her-
zog mehrere Artikel, darunter zu
Bundesregierung und Bundes-
präsident. Die Verfassungsge-
schichte der Bundesrepublik
Deutschland behandelt das Werk
von Prof. Dr. Jörn Ipsen, „Der
Staat der Mitte“, das pünktlich
zum Jubiläum im Mai erschei-
nen wird.

baren Energien (Biogas, Solaran-
lagen, Holz-Pellets) konzentriert
werden soll. Bis 2001 soll dieses
Geschäft 170 Millionen Euro
Umsatz bringen. Im oberbayeri-
schen Raum will die BayWa von
der Staatsregierung Bohrlizenzen
erwerben, um im Bereich Geo-
thermie tätig zu werden.

Trennung vom Autohandel

Unter die sonstigen Aktivitäten
fallen bei der BayWa der Lebens-
mittelhandel in Österreich (Ybb-
staler Fruchtsaft-Konzentrat) und
der Handel mit BMW- und Audi-
Autos in 25 Niederlassungen in
Baden-Württemberg. VomAutoh-
andel möchte sich die BayWa
trennen. Mit möglichen Käufern
werde schon verhandelt.

Die BayWa fühlt sich finanzi-
ell gesund. Die Kreditlinien über
1,3 Milliarden Euro seien nur zu
60 Prozent ausgenutzt. Durch
die Einbindung in die Genossen-
schaftsorganisation stehe die Fi-
nanzierung auf soliden Beinen.
Das sei in diesen Unsicheren
Zeiten ein Wettbewerbsvorteil.
Man sei froh, dass genossen-
schaftliche Anker-Investoren ei-
ne Sperrminorität hielten. Lutz
fände es schön, wenn sich die
genossenschaftlichen Volks- und
Raiffeisenbanken noch stärker
als Aktionäre engagieren wür-
den, „denn die schwimmen zur
Zeit in Geld“. dhg

Mediation in
der Diskussion

Experten-Blog zur einvernehmlichen Konfliktlösung

Der Verlag C.H.Beck erweitert
seinen juristischen Fachblog. Ab
sofort können Fragen der einver-
nehmlichen Konfliktlösung im
neuen Experten-Blog „Media-
tion“ diskutiert werden. Die
Beiträge sind abrufbar unter
www.beck-blog.de. Eine Regis-
trierung ist nicht erforderlich.

Als ständige Experten des beck-
blogs „Mediation“ stehen der
Frankfurter Anwaltsmediator Dr.
Thomas Lapp und Prof. Dr. Step-
han Breidenbach von der Europa-
Universität Viadrina in Frankfurt
(Oder) den Blog-Usern Rede und
Antwort. Dr. Thomas Lapp ist un-
ter anderem Mitglied im ge-
schäftsführenden Ausschuss der
Arbeitsgemeinschaft Mediation
im Deutschen Anwaltverein. Pro-
fessor Breidenbach ist Lehrstuhl-
inhaber und Autor mehrerer
Bücher zum Thema Mediation.

Der beck-blog ist ein juristi-
scher Fachblog von Juristen für
Juristen. Maßgebende C.H.Beck
Autoren aus Wissenschaft, Kanz-
lei-Praxis und Gerichtsbarkeit
greifen aktuelle Themen auf, die
dann von Usern diskutiert werden
können. Unter Moderation der
beck-blog-Experten entstehen so
fundierte juristische Foren.

Mit dem neuen Experten-Blog
„Mediation“ deckt der beck-blog
inzwischen neun thematische
Schwerpunkte ab, darunter Ar-
beitsrecht, Mietrecht und Straf-
recht. Bereits in Vorbereitung be-
findet sich ein Fachblog zum Fa-
milienrecht.

„Neue Juristische Wochenschrift“ mit „Heft-ums-Heft“:

Fachzeitschrift erweitert Informationsteil
Die „Neue Juristische Wo-
chenschrift“ (NJW) aus dem
Verlag C.H.Beck baut ihren
Informationsteil „NJW-aktu-
ell“ weiter aus.

Seit diesem Monat enthält jede
Ausgabe noch mehr aktuelle
Rechtsthemen - als „Heft-ums-
Heft“. „Neben der gewohnten
guten Fachinformation bieten wir
mit unserem ,Heft-ums-Heft’-
Prinzip neuen Raum für Themen,
dieAnwälte interessieren und un-
terhalten.“erklärt Professor Dr.
Achim Schunder, Schriftleiter
der NJW. Neu ist die Rubrik „Im
Profil“. Dort stellt die NJW inter-
essante Kanzleien und spannen-
de Persönlichkeiten vor.

Auch die „Personalien“ wer-
den ausgeweitet. Ob in Anwalts-

kanzlei, Justiz, Unternehmen,
Verband oder Universität – die
NJW wird künftig über alles
Wissenswerte in personeller
Hinsicht berichten.

Neuerungen auf Website

Eine weitere Neuerung betrifft
die NJW-Homepage: Unter
www.njw.de wird in Kürze das
„Heft ums Heft“ der NJW für al-
le Abonnenten in elektronischer
Form zugänglich gemacht und
archiviert.

Die „Neue Juristische Wo-
chenschrift“ (NJW) gilt mit über
100.000 Lesern als die führende
Juristische Fachzeitschrift. Ihre
orange-rot leuchtenden Hefte er-
scheinen im 62. Jahrgang.
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Mit debeo Mietforderungen besser managen:

Für Miete reicht das Geld immer
Rendite großer Immobilienbestände stärken / Kündigungen von Mietern verhindern

81 Prozent der säumigen Mieter zahlen innerhalb von 30 Tagen
Den Öffentlichen Haushalten gehen jährlich Milliarden durch
nicht beigebrachte Mietschulden verloren. Vor allem Eigentü-
mer großer Bestände haben häufig zu kämpfen: Manche Immo-
bilie erwirtschaftet eine Rendite unterhalb der Erwartungen, die
Mietausfälle und fehlende Einnahmen durch leer stehende Woh-
nungen „verhageln“ die Kalkulation werthaltiger Bestände.
Aber eine innovative Dienstleistung verspricht hier Abhilfe.

„Unser Service stoppt Miet-
ausfälle und sorgt dafür, dass der
Anteil der Kündigungen im Be-
stand sehr deutlich sinkt“, sagt
Christian Seitz, Geschäftsführer
von debeo. Das Sonthofener Un-
ternehmen gehört zur Seitz Real
Estate Group und ist spezialisiert
auf das Management von Miet-
forderungen.

Best-Practice-Beispiel

Ein erfolgreicher Fall aus der
Praxis zeigt, wie debeo im
Dienst der Eigentümer die Zah-
len verbessert. 3.500 Wohnun-
gen hatte ein Investor in Nord-
deutschland übernommen, da-
von standen 420 Wohnungen
leer. Zudem zeigten die Bücher
der Mieterverwaltung dicke rote
Zahlen. „60.000 Euro neue, offe-
ne Mietforderungen, und das je-
den Monat“, berichtet Christian
Seitz über die Lage, bevor der
Dienstleister das Management
der Mietforderungen übernahm.

Ein reichliches Jahr später hat
sich das Blatt komplett gewen-
det. „Die monatlichen Mietrück-
stände haben wir auf 4.000 Euro
gedrückt“, freut sich der Unter-
nehmer für seinen Kunden. Zu-
dem sinken die Leerstandszah-
len kontinuierlich: „Ganze 110
Wohnungen stehen noch leer“,

meldet Seitz. Durch den Service
von debeo konnte die Zahl von
anfangs 50 Kündigungen im
Monat auf 20 abgesenkt werden.

Engmaschige Betreuung

Diese Zahlen stimmen jeden
Eigentümer größerer Immobi-
lienbestände freudig; alle für
das Management eines größeren
Wohnungsbestandes kritischen
Werte konnten deutlich verbes-
sert werden.

Wie erreicht debeo diese Er-
gebnisse? „Unser Schlüssel zum
Erfolg ist die engmaschige Be-
treuung säumiger Mieter“, sagt
Seitz. Bleibt eine Mietzahlung
am 03. des Monats aus, wird
debeo am 10. mandatiert. Das
Ziel lautet: den Mieter möglichst
schnell wieder zu einer regel-
mäßigen Mietzahlung führen. Er
erhält sofort eine Mahnung,
anschließend kontaktiert debeo
den Mieter immer wieder, erin-
nert im Zwei-Tages-Abstand an
die ausstehende Zahlung und er-
fragt den Stand der Dinge. „Auf
diese Weise erzeugen wir beim
Schuldner andauernde Dring-
lichkeit“, so Seitz. Steht die Mie-
te am 23. des Monats immer
noch zur Zahlung aus, wird der
Mieter für ein persönliches Ge-
spräch besucht.

Präsenz und Psychologie

Der Erfolg dieses Vorgehens
beruht auf einer Mischung aus
Präsenz und Psychologie. Weil
debeo den Schuldner nicht aus
den Augen lässt, gelingt es die-
sem nicht, sich durch Liegenlas-
sen der Forderung aus der Ver-
antwortung zu stehlen. Die Miet-
forderungsmanager machen sich
dabei eine wichtige Einsicht zu-
nutze: Wer als erster mahnt und
dranbleibt, kommt auch als er-
ster an sein Geld. „Für die Miete
reicht das Geld immer. Wir müs-
sen nur dafür sorgen, dass es
nicht vorher für andere Dinge
ausgegeben wird“, weiß der Un-
ternehmer aus Erfahrung. Es ge-
be kaum Menschen, die nicht
über ausreichend Einnahmen
verfügten, um die Miete zu be-
zahlen.

Sozialverträglichkeit

Die Betreung durch debeo
hilft ihm dabei. „Wir arbeiten so-
zialverträglich, wir bauen auf ein
kooperatives Verhältnis zu den
Mietern“, so lautet die Botschaft,
mit der sich der Immobilien-
Dienstleister eine Alleinstellung
am Markt sichert. Im Vorder-
grund der Arbeit mit den Mietern
steht die aktive Beratung - wenn
etwa ein akutes Liquiditätspro-
blem besteht, gibt es auch die
Möglichkeit, in Raten zu zahlen.
Mieter werden in ihrer Lage
nicht allein gelassen, ein mehr-
sprachiges Call-Center ruft die
Mieter an und nimmt sich aller

Fragen an. Die Telefone sind so-
gar dann noch besetzt, wenn die
Büros in den Wohnungsgesell-
schaften schon leer sind - abends
bis 22 Uhr und sogar an Wo-
chenenden!

Win-Win-Situation

Für die Beteiligten schafft die-
ses Vorgehen eine Win-Win-Si-
tuation. Der säumige Mieter
wird zu einem Zahlverhalten
zurückgeführt, das ihm Mahnbe-
scheid, Räumungsklage und Ver-
lust der Wohnung erspart. Dem
Vermieter wird das bestehende
Mietverhältnis erhalten und sta-
bilisert. Das steigert die Netto-
renditen in jedem Bestand.

Mit einer in Deutschland seit
mehr als drei Jahren bewährten
Praxis setzt debeo eine bekannte
betriebswirtschaftliche Weisheit
auch für Besitzer bedeutender
Wohnungsportfolios um: „Ge-
schäfte mit bestehenden Kunden
sind leichter als die Gewinnung
neuer Kunden.“ Jeder Mieter, der
wieder zahlt, ist ein Gewinn.
Denn die Alternative - Auflösung
des Mietverhältnisses und Suche
nach einem neuen Mieter - ist viel
teurer. „7.000 Euro kostet den Ei-
gentümer ein erzwungener Mie-
terwechsel. Makler, Leerstand,
Renovierung, all das summiert
sich bei einer Dreizimmerwoh-
nung zu Kosten, die die Höhe ei-
ner Jahreskaltmiete leicht über-
steigen können“, sagt Seitz.

Der Service von debeo macht
den Mieterwechsel in den meis-
ten Fällen überflüssig. Denn
durchschnittlich 81 Prozent der
Säumigen zahlen ihre Miete.
Das ist ein Plus von 30 Prozent-
punkten gegenüber dem sonst in
der Branche Üblichen. „Im kon-
ventionell geführten Mietver-
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Für alle Themen
des bayerischen Baurechts
Kernstück des Werks ist die ebenso

ausführliche wie gut strukturierte

Kommentierung der Bayerischen

Bauordnung mit Übersichten und

grafischen Darstellungen, den

Durchführungsbestimmungen

sowie dem Baugesetzbuch und

weiteren bundes- und landesrecht-

lichen Vorschriften. Abgedruckt und

teilweise erläutert werden darüber

hinaus alle sonstigen wichtigen

Vorschriften des bayerischen

Baurechts.

Zur neuen BayBO:
Mit Inkrafttreten der neuen

Bayerischen Bauordnung 2008

ist im bayerischen Baurecht eine

neue Ära angebrochen. Der Simon/

Busse wird seit Anfang 2008 kon-

tinuierlich auf das neue Recht

umgestellt. Zahlreiche zentrale

Vorschriften sind bereits eingehend

erläutert.

Aktuell
bietet das Werk den Stand

Februar 2009. Neu ist jetzt die

Kommentierung folgender Artikel:

■ Art. 3. Allgemeine Anforderungen

■ Art. 9. Baustelle

■ Art. 10. Standsicherheit

■ Art. 81. Örtliche Bauvorschriften

In den Band II (Anhang) wurden

die Technischen Baubestim-

mungen 2009 aufgenommen.

Bringt Ordnung ins Baurecht
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Fachmesse Freiraum 09
Am 23. und 24. April 2009 findet erstmalig die von der Godel-

mann KG initiierte Fachmesse FREIRAUM 09 in Högling/Ober-
pfalz statt. Im Mittelpunkt steht der fachliche Austausch zwi-
schen Planern und Vertretern der Kommunen, Garten- und Land-
schaftsbauern und dem Handel.

Mit Vorträgen, Workshops, Werksführungen und Ausstellun-
gen auf dem 25 Hektar großen Werksgelände geht das engagierte
Programm weit über konventionelle Hausmessen hinaus. Es bie-
tet Anregungen und Informationen für alle, die sich über aktuelle
Themen, Entwicklungen und Produkte in der Freiraumplanung
umfassend informieren wollen.

Themen, Foren, Workshops

Themenschwerpunkte sind „Mobilität und Siedlungsentwick-
lung“ sowie „Urbane Freiräume“. Dabei liegt ein besonderer Fo-
kus auf der Gestaltungsqualität öffentlicher Räume und den Po-
tenzialen von Nahmobilität im Umfeld von Bahnstationen.

Im Forum erwarten die Besucher namhafte Landschaftsarchi-
tekten wie Eelco Hooftman von Gross.max aus Edinburgh, Prof.
Regine Keller aus München und Regina Poly, Berlin, mit Infor-
mationen und Diskussionen zu aktuellen Aspekten der Freiraum-
planung. Der Werkstoff Beton mit seinen gestalterischen Mög-
lichkeiten steht im Mittelpunkt der praxisnahen Workshops zum
Freiraumgestaltung. Die Teilnahme ist kostenfrei.
Weitere Informationen: www.freiraum-godelmann.de

hältnis wird zu spät gemahnt und
zu schnell geklagt“, beschreibt
der debeo-Geschäftsführer die
Verhältnisse am Markt. Die tra-
ditionelle Mahn- und Klageab-
teilung habe ein standardisiertes
und automatisiertes Mahnver-
fahren, das zu viel Zeit verstrei-
chen lasse und nicht auf die indi-
viduelle Lage des Mieters einge-
he. Dessen Praxis sieht meist so
aus: Bald nach der ersten Mah-
nung bleibt er die zweite Mo-
natsmiete schuldig. Das führe
zu oft zu Mahnbescheid, Räu-
mungsklage und anschließender
Trennung von einem Mieter, mit
allen Folgekosten für den Ver-
mieter. Für debeo ist der harte ju-

ristische Weg nur die letzte Stufe
des Forderungsmanagements.

Bewährter Service

Der Service von debeo hat
sich den Markt bereits erobert.
Im Jahr 2005 gestartet, betreut
der Dienstleister mittlerweile ei-
nen Bestand von 155.000 Woh-
nungen und wächst kontinuier-
lich. Die Kunden von debeo
kommen aus allen Bereichen
der institutionellen Wohnungs-
wirtschaft: Finanz-Investoren
vertrauen ihr Forderungsmana-
gement ebenso debeo an wie
kommunale und städtische Wo-
hungsgesellschaften.

Individuelle
Ortspläne

Wie oft sucht man vergeb-
lich auf der Homepage einer
Gemeinde die Straße xy.
Schön, dass es auch anders
geht! Die MBM Landkarten-
technik, seit 1982 spezialisiert
auf die Herstellung kartogra-
phischer Produkte, ist Ge-
meinden für die Herstellung
ihrer Ortspläne bekannt. Rela-
tiv neu ist das Angebot, den
bei MBM Landkartentechnik
hergestellten Ortsplan auch
für den Internetauftritt der Ge-
meinde zu nutzen. Der Orts-
plan wird hierzu weiter ent-
wickelt, das heißt mit Zusatz-
funktionen wie interaktive
Straßensuche und Suche nach
öffentlichen Einrichtungen
versehen. Das Angebot für
das Internet ist ausbaufähig,
beispielsweise mit der Anzei-
ge von Hotels und Gaststätten,
Apotheken, Arztpraxen, Ge-
werbe oder auch Theater- und
Konzertveranstaltern. Diese
lassen sich dann mit dem ak-
tuellen Programm verlinken.
Was hat die Gemeinde davon?
Einerseits eine aktuelle Ge-
meindekarte für die Druckver-
sion mit allen gewünschten
Einträgen, andererseits diesel-
be Karte auf der Internetseite
der Gemeinde.

All das werbefrei, mit Zu-
satztools wie schneller Stra-
ßensuche und Suche nach öf-
fentlichen Einrichtungen. Das
kartographische Design ist
professionell und setzt dabei
die Wünsche des Auftragge-
bers in ein modernes Erschei-
nungsbild um. Die zeitgleiche
und damit kostengünstige Ak-
tualisierung von Druck- und
Internetversion garantiert,
dass beides auf demselben,
akuellen Stand ist.

Auf Wunsch erhält die Ge-
meinde auch das Copyright.
Die volle Funktionalität und
weitere Einzelheiten sind un-
ter www.yourmap.de/interak-
tiver Ortsplan einsehbar.

Zeil zur INTERREG Förderung:

Grenzregion Bayern -
Tschechien stärken

Der gemeinsame bayerisch-tschechische Begleitausschuss des
EU-Förderprogramms INTERREG hat 44 neue Projekte ge-
nehmigt. Bayerns Wirtschaftsminister Martin Zeil: „Mit den be-
reitgestellten 21,1 Millionen Euro EU-Mittel unterstützen wir
die gemeinsame Entwicklung in den Bereichen wirtschaftliche
Zusammenarbeit, Umwelt, Tourismus, Verkehr sowie allgemei-
ne und berufliche Bildung. Mit vereinten Kräften stärken wir
nachhaltig die Wettbewerbsfähigkeit der Grenzregion und sor-
gen für grenzübergreifende Kontakte und den Austausch von
guten Ideen und Erfahrungen.“

Das Gesamtvolumen der ge-
förderten Projekte beträgt rund
29,3 Millionen Euro. Die kon-
kreten Effekte des INTERREG-
Programms auf das Grenzgebiet
verdeutlicht das Projekt ‚Förde-
rung der touristischen Infrastruk-
tur im Einzugsgebiet des Dra-
chensees’. „Durch den Drachen-
see bei Furth im Wald konnte der
Hochwasserschutz verbessert wer-
den. Jetzt wollen wir die Attrak-
tivität des Gebietes auch für Fe-
riengäste erhöhen“, so Zeil.
Hierzu wird am Drachensee ein
Servicegebäude für Besucher
und Wassersportler sowie eine
Umweltstation zur grenzüber-
greifenden Umweltbildung er-
richtet. Darüber hinaus sind neue
Rad- und Wanderwege, ein
Lehrpfad und mehrere Rastplät-
ze im Einzugsgebiet des Dra-
chensees vorgesehen.

Europäische Kulturwege

Mit dem Projekt ‚Via Nova -
Pilgerweg Bayerischer Wald -
Böhmerwald’ wird eine INTER-
REG-Maßnahme aus dem baye-
risch-österreichischen Grenz-
raum nun auch für das baye-
risch-tschechische Grenzgebiet
fortgesetzt. „INTERREG bietet
eine tolle Chance, mit verschie-
denen Nachbarländern gleichzei-
tig gemeinsame Projekte zu rea-
lisieren.“, erklärt Wirtschaftsmi-
nister Zeil. So erweitere man den
Pilgerweg, der von Metten in
Niederbayern nach St. Wolfgang
in Österreich führt, um einen
weiteren Zweig, der von Vils-

hofen ausgeht. Daneben werden
Pilgerführer geschult und Wege
ausgestaltet, um den Tourismus
in der Region zu beleben.

Gemeinsame
kulturelle Wurzeln

Das Projekt ‚Europäische Kul-
turwege’ informiert über die ge-
meinsamen kulturellen Wurzeln
und stärkt die europäische Inte-
gration. Im Projektteil ‚Industrie
und Kultur’werden die Wechsel-
beziehungen zwischen Kultur
und Wirtschaft mit verschiede-
nen Veranstaltungen aufgezeigt.
„Mit einer funktionierenden und
innovativen kulturellen Basis
können wir auch die wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit der Regi-
on voranbringen. Gerade in Zei-
ten des Strukturwandels müssen
wir uns darüber im Klaren sein,
wie wichtig das Handwerk und
die Industrie ist, damit sich der
bayerisch-tschechische Grenz-
raum optimal entwickeln kann“,
betonte Zeil.

Das Ziel 3-Programm Bay-
ern-Tschechien 2007-2013 (IN-
TERREG IV A) ist Bestand-
teil des Europäischen Fonds für
regionale Entwicklung EFRE
und bereits das vierte EU-Pro-
gramm zur Stärkung des ge-
meinschaftlichen Grenzraums.
Gemeinsame, zweisprachige
Projektanträge können bei den
jeweils zuständigen Regierungs-
bezirken in Bayern, den tsche-
chischen Bezirken und für
Kleinprojekte bei den Euregios
gestellt werden.
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Auseinandersetzung mit der Presse in einer Katastrophensituation:

Wenn die Kamerateams einfallen
Erfahrungen und Ratschläge des Bad Reichenhaller

Altoberbürgermeisters Wolfgang Heitmeier
Die Frage „Wer macht Kommunalpolitik – der Bürgermeister
oder der Lokalredakteur?“ wurde beim abschließenden The-
menkomplex des Kommunalpolitischen Forums der Akademie
für Politische Bildung in Tutzing aufgeworfen (wir berichteten).
In seinem Impulsreferat befasste sich Reichenhalls Altoberbür-
germeister Wolfgang Heitmeier mit der Frage, was passiert,
„wenn internationale Kamerateams nach einer Katastrophe in
eine Stadt einfallen“.

Zum Hintergrund: Wolfgang
Heitmeier errang überregionale
Bekanntheit durch den Einsturz
der Eislaufhalle Bad Reichenhall
am 2. Januar 2006, bei dem 15
Menschen ums Leben gekom-
men waren. Zu jener Zeit war er
amtierender Oberbürgermeister
und wurde von Teilen der über-
regionalen Medien scharf ange-
griffen. Im April vergangenen
Jahres fand Heitmeiers Verneh-
mung vor dem Landgericht
Traunstein statt. Dort wies der
inzwischen abgewählte Rathaus-
chef jegliche Mitverantwortung
an der Katastrophe von sich.

Starke Medienkonkurrenz

Wie Heitmeier in seinem Sta-
tement eingangs feststellte, weist
die heutige Medienlandschaft ei-
nige Besonderheiten auf, die die
Berichterstattung nachhaltig prägt.
Zunächst beeinflussten eine
stark gewachsene Medienanzahl
und damit Konkurrenz das Ge-
schäft. Hinzu komme, dass die
Festanstellung bei Journalisten
zunehmend dem flexiblen Mo-
dell mit Freiberuflern weicht, d.
h. der Zwang zu Aufsehen erre-
genden Berichten wächst, um
Geld zu verdienen. Die Bericht-
erstattung folge den Kriterien
„schneller als Mitbewerber und
möglichst knackig und mit Auf-
reissern“, womit eine tiefgreifen-
de Recherche vermehrt in den
Hintergrund trete.

Themen und Ereignisse ver-

fügten über eine geringe Halb-
wertszeit und keinen nachhalti-
gen Aufmerksamkeitswert, wes-
halb sie schnell abgearbeitet
werden müssten, bevor das The-
ma beim Kunden „out“ ist, so
Heitmeier. Bild- und tongebende
Medien griffen vermehrt und
sehr rasch zu „Brennpunkten“,
„Spezial“, „Hintergründe“ etc.,
was dem Zuschauer letztlich ver-
tiefende (Hintergrund-) Erkennt-
nis vorgaukle. Indes stärke der
zeitliche Druck die unvollständi-
ge, oberflächliche und ebenso
spekulative Berichterstattung.

Wunsch nach Exklusivität

Im Katastrophenfall bedeutet
dies laut Heitmeier konkret, dass
bei medienwirksamen Ereignis-
sen Heerscharen von Journali-
sten und Medienleuten auftau-
chen (beim Reichenhaller Hal-
leneinsturz waren 37 Kameras
und 160 Journalisten vor Ort).
Nachdem alle möglichst exklu-
siv bedient werden wollen, die-
ses Ansinnen aber seriöse Pres-
sestellen nicht leisten können,
suchten sich die Journalisten ih-
re eigene Exklusivität mit Inter-
views, Umfragen,Meinungsbil-
dern oder durch selbsternannte
„Fachleute“.

Negativberichterstattung

Der Alt-OB machte einen
„deutlichen Hang zur populären
Geschichte“ aus, die - möglichst

emotional besetzt - über Ange-
hörige, Nachbarn oder gängige
Vorurteile gestrickt werde. Im
Konkurrenzkampf führe dies zu
absurden Ergebnissen wie dem
Kauf von Bildern und Inter-
views, in denen der Befragte dar-
um gebeten werde, nur Negati-
ves zu berichten. Da die Ermitt-
lung von Sachverständigen und
der Polizei oder der Staatsan-
waltschaft im Ergebnis nicht ab-
gewartet werden könne, nähmen
die Medien die Rolle des Aufklä-
rers ein. In der Berichterstattung
werde von anderen abgeschrie-
ben; zudem würden Details, die
in die (eigene) Geschichte pas-
sen, überzeichnet, um sich vom
Vorlagengeber zu unterscheiden.
Durch Duplizierung würden
„Fragezeichen-Berichte“ zu Tat-
sachen; wo Fakten fehlen, werde
dies durch nicht gekennzeichne-
te Meinungen (von der Straße,
von Experten etc.) ersetzt.

Flexible Reaktion

Für den Katastrophenfall gab
Heitmeier den Kommunalpoliti-
kern folgende Strategien mit auf
den Weg: „Krisenmanagement
und wirksame Pressebegleitung
steht und fällt mit Professio-
nalität!“ Krisenmanagement sei
zu 70 % Kommunikation und
Kommunikationsmanagement,
20 % seien exakte Vorbereitung,
10 % konsequentes Abarbeiten
einer guten Vorplanung und fle-
xibles Reagieren auf neue Kon-
stellationen. Für (extreme) Kri-
sensituationen sei zu überlegen,
ob und woher man gegebenen-
falls professionelle Unterstüt-
zung gerade im Umgang mit den
Medien kurzfristig erhalten kann.
Wichtig sei die Pflege eines gut-
en Verhältnisses zur regionalen,

Angebot der Akademie für Verwaltungs-Management:

Pressewerkstatt für die öffentliche Verwaltung
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit wird zunehmend zum ent-

scheidenden Faktor für den Erfolg oder Misserfolg überzeugen-
den Handelns in der modernen öffentlichen Verwaltung. Presse-
arbeit muss inhaltlich und formal hoch qualifiziert erfolgen, wenn
die gewünschte Wirkung erzielt werden soll. Was zählt ist die
Praxis. Das nötige Rüstzeug dafür vermittelt die Bayerische Aka-
demie für Verwaltungs-Management in ihrer Pressewerkstatt
nach dem Motto: „Learning by doing“.

Die Pressewerkstatt ist ein Programm, das 2009/2010 erstmalig
in Bayern für Kommunale Mandatsträger und verantwortliche
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus Pressestellen der öffentli-
chen Verwaltung durchgeführt wird und aus folgenden fünf zu-
sammenhängenden Elementen besteht: 1. Spontane und planbare
Öffentlichkeitsarbeit, 2. Rhetorik intensiv, 3. Umgang mit der
Presse in Krisensituationen, 4. Medientraining, 5. Erfahrungsaus-
tausch und Konzeptentwicklung.

Das Programm dauert insgesamt zehn Tage, es werden maxi-
mal 14 Plätze angeboten. Trainer und Trainerinnen für dieses Pro-
gramm sind erfahrene Medien- und Marketingexperten mit fun-
dierten Erfahrungen aus der öffentlichen Verwaltung.
Weitere Informationen bei Daniela Setz, Tel.: 089/ 21 26 74 – 30,
eMail: setz@verwaltungs-management.de DK

aber auch zur überregionalen
Presse. Dies ist nach Heitmeiers
Einschätzung „nicht nur eine
Aufgabe der Pressestelle, son-
dern auch eine persönliche Auf-
gabe“.

Gesicherte Erkenntnisse

Im Katastrophenfall gelte es,
die Pressevertreter rund um die
Uhr zu begleiten und regelmäßig
Pressekonferenzen abzuhalten,
in denen den Journalisten stets
aktuelle und ausreichende Nah-
rung gegeben wird. Darüber hin-
aus sollten Interviewwünsche
soweit wie möglich berücksich-
tigt werden. Persönliche Betrof-
fenheit und Mitgefühl gehöre zur
Kommunikation nach außen.
Auch sollten trotz hohen Drucks
nur absolut gesicherte Erkennt-
nisse mitgeteilt werden. Vor-
schnelle Erklärungen (siehe
Winnenden - „Tatankündigung
im Chat“) brächten sofortigen
Glaubwürdigkeitsverlust als „In-
formant“, der zur Verselbständi-
gung der Medien bei der Recher-
che führt. Zudem eröffne dies ei-
nen neuen negativen Neben-
kriegsschauplatz unter dem Mot-
to „Medien decken auf.“

Wichtig sei eine aktive Nut-
zung des eigenen Internetauf-
tritts mit sofortigem Umstellen
auf „Aktuelles“ als Startseite,
Kurzinfo über den Vorfall und
Einstellen der abgegebenen
Presseerklärungen, betonte der
Alt-OB. Somit bestehe die
Chance, die öffentliche Meinung
durch Fakten und gesicherte Er-
kenntnisse zu stabilisieren.

Einer spricht nach Außen

Als interne Grundsätze in der
Krise hob Wolfgang Heitmeier
zunächst die Klärung der eige-
nen Rolle hervor. Es stelle sich
die Frage, ob möglicherweise

ein Kausalbeitrag zur Entste-
hung des Unglücks durch die ei-
gene Institution besteht und ob
intensiv abgewogen werden
muss, wer permanenter An-
sprechpartner für die Medien ist
(Pressesprecher oder Bürgermei-
ster). In jedem Fall müsse klar
sein, „dass nach außen von An-
fang an nur einer spricht“.

Bei längeren Krisen empfehle
sich das sofortige Inkrafttreten
„einer für den Ernstfall klaren
Aufgaben- Personal- und Ablauf-
organisation, die eingeübt ist,
rasch steht und eine interne, ent-
scheidungsstarke Führungsspit-
ze für den inneren Betrieb hat“.
Die Erreichbarkeit für interne
Kommunikation sei sicherzu-
stellen, auch müsse das Persön-
lichkeitsrecht der Opfer und vom
Unglück Betroffener geschützt
werden. Außerdem müssten ggf.
Mitarbeiter (betroffenes Personal

und Personal in Einsatzorganisa-
tion) vor Medienbesuchen abge-
schirmt werden.

Professionalität

„Kommunikation“, so Heit-
meiers abschließender Appell,
„geht nicht nur nach außen, son-
dern auch nach innen.“ „Verges-
sen Sie deshalb nicht Ihre Mitar-
beiter in der Kommunalverwal-
tung selbst, Ihre Vertreter im Amt
und die Fraktionen/Mitglieder in
den Räten! Stellen Sie sich auf ei-
ne ‚Invasion’ ein, die sich nur be-
dingt bedienen lässt.“ Notwendig
sei eine eigene Professionalität,
die sich zweifellos vorbereiten
und trainieren lasse. Eine verläss-
liche Strategie - auch gegen über-
bordende Eigendynamik wie Vor-
verurteilungen oder Schuldigen-
feststellung - könne freilich auch
er, Heitmeier, nicht bieten. DK

Initiativversammlung der Bürgerstiftung Rosenheim:

Stiften macht Spaß
„Ich freue mich, welche großen Kreise die Bürgerschaftsidee in
kürzester Zeit in Rosenheim schon gezogen hat“, so Bürgermeis-
ter Anton Heindl bei seinem Grußwort zur Initiativversamm-
lung der Bürgerstiftung. Heindl rief alle anwesenden Bürger auf
zu stiften, „denn wir brauchen die gemeinsame Kraft der Bür-
gerInnen in Rosenheim zur Bewältigung der Aufgaben“, so
Heindl weiter. „Als attraktive, vielfältige Stadt, gibt es in Rosen-
heim bereits einige Stiftungen, und die Bürgerstiftung ist eine
gute Ergänzung zu den bereits bestehenden Stiftungen“.

Moderatorin und Stifterin Öz-
lem Zenker konnte in Rosen-
heim zum zweiten Mal Professor
Dr. Pfeiffer, Leiter des Krimino-
logischen Instituts Niedersach-
sen begrüßen. Pfeiffer hat mit
seinem Kommen sein Verspre-
chen beim 2. Eltern-Kind-Tag
im Herbst 2008 eingelöst, die
Rosenheimer Bürgerinnen und
Bürger bei der Gründung einer
Bürgerstiftung zu unterstützen.

„Stiften macht Spaß“ so Pro-
fessor Pfeiffer bei seiner spannen-
den Erzählung von der Gründung
der ersten Bürgerstiftung in
Deutschland im Jahr 1997 in
seinem eigenen Wohnzimmer,
„aber es braucht am Anfang viel
Zeit, so Pfeiffer weiter, denn, „die

erste Million ist die schwerste“.
Die Bürger der Stadt müssen

zunächst Vertrauen in die Aktio-
nen und Projekte einer Bürger-
stiftung gewinnen. Pfeiffer schil-
derte verschiedene Projekte, die
erfolgreich in Deutschland von
Bürgerstiftungen initiiert und un-
terstützt werden.

Förderung sozial
Benachteiligter

Durch ehrenamtliche Lern-
paten und die gezielte Förderung
von Migrantenkinder ist zum
Beispiel der Anteil der türki-
schen Jugendlichen an den höhe-
ren Schulabschlüssen in Hanno-
ver deutlich gestiegen. In Ham-

burg hatte die Bürgerstiftung al-
te Instrumente gesammelt. Kin-
der aus sozial benachteiligten
Familien erhalten nun ehrenamt-
lich von Bürgern Musikunter-
richt. „Über eine Bürgerstiftung
können Bürger aus der Bürger-
mitte heraus die Stadt verän-
dern.“ „Stiften macht Spaß, weil
Stifter Menschen treffen und
neue Menschen kennenlernen.
Es wird nicht nur darüber gere-
det, was getan werden soll, son-
dern es werden Dinge getan.“

In einer Bürgerstiftung kann
man nicht nur stiften, sondern
auch spenden oder die Bürger
können sich ehrenamtlich in ei-
nem Projekt engagieren.

Engagement willkommen

Wenn die Bürgerstiftung Ro-
senheim 5-jähriges Bestehen fei-
ert, versprach Professor Pfeiffer
die Festrede in Rosenheim zu
halten. Bis dahin empfahl er den
Aktiven nach dem kleinen Prin-
zen von Antoine de Saint-Exu-
pery: „Wenn Du ein Schiff bauen
willst, so trommle nicht Männer
zusammen, um Holz zu beschaf-
fen, Werkzeuge vorzubereiten,
dieArbeit einzuteilen undAufga-
ben zu vergeben, sondern lehre
die Männer die Sehnsucht nach
dem endlosen weiten Meer!“

Willi Schmid, 1. Vorsitzender
des Stadtteilvereins Miteinander
e.V. bedankte sich bei Professor
Pfeiffer für den wundervollen
Vortrag und bei der Soziale Stadt
für die Unterstützung: „Alle Bür-
ger, die stiften wollen, spenden
wollen, sich ehrenamtlich enga-
gieren wollen, Ideen haben oder
informieren wollen sind herzlich
willkommen und können sich
bei uns melden.“

guten Bankberater?“

buch heute noch sicher?“
„Wo bekomme ich eine „Mit welcher Anlagestrategie erziele ich die beste Rendite?“
?“ faire Beratung?“ „Wird sich der Finanzsektor wieder erholen?“

und unter meinem
am sichersten?“

wieder eine gute Rente?“

„Welche Anlageform ist für mich am besten?“

„Wie kann ich die Finanzkrise umgehen?“

ch mit meiner Altersvorsorge um?“
en guten Bankberater?“ „Wird sich der Finanzsektor wieder erholen?“
auch in 20 Jahren noch was wert?“

Sparkassen-Finanzgruppe

Die, die immer für einen da
sind, kann man nicht kaufen.
Zum Beispiel Familie, Freunde
oder die Sparkasse.
Durch ihre kommunale Bindung sind Sparkassen die Institute aller Bürgerinnen und Bürger. Sie orientieren
sich an den Interessen der Gemeinschaft. Daher dürfen sie auch nicht von anderen Banken übernommen wer-
den, die nur die Rendite ihrer Aktionäre steigern wollen. Die kommunale Trägerschaft ist die Grundlage dafür,
dass sich die Sparkassen überall in Deutschland für die wirtschaftliche Entwicklung vor Ort engagieren kön-
nen.

DemWohlstand ihrer Region und den dort lebenden Menschen verpflichtet: die Sparkassen. Gut für Sie – und
gut für die Region.

Anworten zur Finanzkrise.

Stellen Sie uns jetzt Ihre Frage
n –

in Ihrer Sparkasse oder online
unter

www.gutfuerdeutschland.de

Die Mitglieder der Bürgerstiftung Rosenheim bei der Initiativ-
versammlung ihres Zusammenschlusses .
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Neuwahlen bei der Günzburger KPV:

Bestätigtes Führungstrio
In seine zwölfte Wahlperiode als Kreisvorsitzender der Kommu-
nalpolitischen Vereinigung der CSU (KPV) geht Hans Joas. Der
Gundremminger Kreisrat begleitet seit 1986 dieses Amt. Zuvor
war er bereits neun Jahre Schriftführer. Das Führungstrio bilden
weiter die Bürgermeister Hans Klement (Ichenhausen) und Ger-
hard Glogger (Balzhausen). Zu Beisitzern gewählt wurden Ro-
land Kempfle (Burtenbach), Robert Hartinger (Münsterhausen),
Matthias Kiermasz (Günzburg), Peter Walburger (Ursberg),
Robert Strobel (Bibertal), Gabriele Wohlhöfler (Breitenthal), Ge-
org Schwarz (Thannhausen) und Ilse Thanopoulos (Wiesenbach).

326 Mitglieder zählt der
Günzburger KPV-Kreisverband.
Mit Genugtuung konnte auf den
Ausgang der Landrats- und
Kreistagswahlen 2008 zurückge-
blickt werden. Hubert Hafner
hatte trotz Gegenkandidat eines
der besten Landratsergebnisse
eingefahren. Die CSU-Fraktion
behauptete die absolute Mehr-
heit obwohl es mehr Wahlvor-
schläge und mehr Kandidaten
gab. Unter Betrachtung des Aus-
gangs der Landtags- und Be-
zirkstagswahl kurze Zeit später
ist das Ergebnis noch viel höher
und als herausragend zu bewer-
ten. Ausschlaggebend war eine

gute Leistungsbilanz und ein ge-
schlossenes Auftreten vor Ort.

Blickpunkt 60 plus

Im zweiten Teil der Veranstal-
tung setzten sich die Günzbur-
ger Kommunalpolitiker mit
dem Thema „Blickpunkt 60
plus: Seniorenfreundliche Poli-
tik als kommunale Aufgabe“
auseinander. Tatsache ist: Die
über 60-Jährigen werden im
Jahre 2030 über 40 Prozent der
Gesellschaft ausmachen. Der
Landkreis Günzburg hat bereits
ein seniorenpolitisches Konzept,
die Große Kreisstadt Günzburg

richtet einen Arbeitskreis „60+“
ein, in Krumbach sollen u.a.
außergewöhnliche Wohnungen
für Menschen aller Altersgrup-
pen entstehen. Ein Impulsrefe-
rat zur Thematik „Blickpunkt
60 plus“ hielt Peter Bauch, ehe-
mals wissenschaftlicher Mitar-
beiter im Deutschen Bundestag
im Auftrag der Hanns-Seidel-
Stiftung.

Bevölkerungsentwicklung

„Jeder Kommunalpolitiker
sollte sich die Bevölkerungsent-
wicklung in seiner Kommune
einmal genau ansehen“, so der
Referent. Entkernung insbeson-
dere von Ortsmitten sind offen-
sichtlich. Einkaufsmärkte sie-
deln an den Rändern. Doch wie
kommt ein nicht mehr so mobi-
ler Mensch dort hin?

Es reicht nicht, wenn die öf-
fentlichen Verkehrsmittel in der
Früh und abends verkehren.
Kürzere Taktfrequenzen sind er-
forderlich. Fahrkarten gibt es
am Automat. Doch wer erklärt
die Funktionsweise? Mit der
Größe der Beschriftung geht es
im Supermarkt weiter. Zu klein
geschrieben für Sehbehinderte.
Zu eng gestellte Regale, Begeg-
nungen von Geh- und Einkaufs-
wagen fast unmöglich. Fährt
man mit dem PKW sind die
Parkflächen ebenfalls zu eng
bemessen.

Wo und in welchen Abstän-
den sind Ruhebänke aufge-
stellt? Stehen diese ständig im
Schatten und sind dem Wind

ausgesetzt? Seniorenbeiräte
sollten diese kritisch unter die
Lupe nehmen und die Kommu-
nen deren Rat einholen und
auch beachten. Wie wäre es mit
einem „Senioren-TÜV“? stellte
Peter Bauch in den Raum.
Wichtig ist auch die Entflech-
tung des Verkehrs. Das Klingeln
eines eiligen Radlers wird oft
nicht gehört. Wenn dann die
Leine des geliebten Vierbeiners
noch den Weg kreuzt, ist das
Malheur vorprogrammiert.

Kommunikation zwischen
den Generationen

Wann finden Veranstaltungen
für Senioren statt, wie lange
dauern diese und wie steht es
dort mit der Lautstärke und dem
Verstehen? Sind die Toiletten
auch für Gehbehinderte gut zu
erreichen? Eine besondere Lan-
ze brach Peter Bauch für die
Kommunikation zwischen den
Generationen. Nicht mit dem
„Essen auf Rädern“ zu allein-
stehenden Menschen sondern
Vereinsamte „auf Rädern“ zu-
sammen zum Essen bringen,
lautete sein Vorschlag.

Potenziale der Älteren

Schließlich ging es noch um
das Nutzen der Potentiale der äl-
teren Generation: Senioren hel-
fen Senioren. Auch im Alter ist
geistige Anregung und Fortbil-
dung angesagt. Aber auch hier
geht es um die Erreichbarkeit
und den Zeitpunkt des Angebo-
tes. Warum also nicht regelmäßig
eine „Seniorenecke“ in der Ta-
gespresse, um auf das zweifellos
zum Teil schon vorhandene An-
gebot aufmerksam zu machen
und zu informieren. hj

V. l.: Das wiedergewählte KPV-Führungstrio Hans Klement,
Hans Joas und Gerhard Glogger.

8. Regionalkonferenz Niederbayern, Oberpfalz, Pilsen:

Stärkere Vernetzung im Visier
Positiv fällt die Bilanz aus, die die Organisatoren der 8. Regio-
nalkonferenz zur Kooperation zwischen Niederbayern, Ober-
pfalz und Pilsen gezogen haben. Man wolle die drei Regionen
bei Kultur, Tourismus und Wirtschaft noch weiter miteinander
vernetzen, lautete die Botschaft.

Rund 200 Vertreter aus Politik,
Verwaltung und Wirtschaft hat-
ten unter der Leitung von Regie-
rungspräsidentin Brigitta Brun-
ner zusammen mit Regierungs-
präsident Heinz Grunwald und
dem stellvertretendem Pilsener
Regionspräsidenten Ivo Grüner
an der zweitägigen Konferenz in
Regensburg teilgenommen.

Nach dem wichtigsten Ereignis
für das Zusammenwachsen des
Kooperationsgebietes - der Öff-
nung der Grenze in Zuge der Er-
weiterung des Schengenabkom-
mens am 21. Dezember 2007 - ist
die Fortführung der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit
mit Hilfe der Ziel 3–Förderung
der Europäischen Union unter
Kofinanzierung des Freistaates
Bayern und der Tschechischen
Republik gesichert. Mit neuem
Schwung geht es nun in Richtung
Entwicklung eines gemeinsamen
Aktionsraumes.

Es werde dabei ganz wesentlich
darauf ankommen, sich zwischen
den europäischen Metropolen als
zukunftsorientierte Gemeinschaft
für eine grenzüberschreitende
Kooperation zu verstehen, waren
sich die Konferenzteilnehmer ei-
nig. Diejenigen Bereiche, von de-
nen die Kooperation einen hohen
Mehrwert erwarten lässt, sollen
für gemeinsame Projekte unter-
stützt werden.

Ziel ist zunächst die weitere
Vertiefung der Zusammenarbeit
innerhalb des Kooperationsrau-
mes, der wie kein anderer zwi-
schen den Metropolen in der Mit-
te Europas liegt und über große
Potenziale sowie eine hohe regio-
nale Vielfalt vom Donauraum im
Süden über das „Grüne Dach Eu-
ropas“ in seiner Mitte und alt in-
dustrialisierte, wieder aufstreben-
de Räume im Norden und Osten
sowie über bedeutende Zentren
und charakteristische ländliche
Regionen verfügt.

Für die kommenden Jahre
zeichnen sich bedeutsame Ent-
wicklungen ab, die es erforder-
lich machen werden, dass sich
der Kooperationsraum noch bes-
ser positioniert. Die anstehenden
Herausforderungen verlangen
eine gemeinsame Bewältigung.

Die anwesenden Vertreter des
Kooperationsraumes setzten sich
dafür ein, sowohl in den bisheri-
gen Themenfeldern Kultur,
Landwirtschaft, Tourismus, Um-
welt, Verkehr und Wirtschaft
Synergien zu nutzen als auch
insbesondere die Zusammenar-
beit in den Bereichen berufliche
Bildung und Schulen, Gesund-
heitswesen sowie teilräumliche
Regionalentwicklung stärker zu
vertiefen und gemeinsame Pro-
jekte zu befördern.

Die Schaffung eines integrier-
ten Bildungs- und Wissen-
schaftsraumes, die Weiterent-
wicklung eines nachhaltigen
Tourismus, Fragen der künftigen
Ausgestaltung der Infrastruktur
insbesondere im Zuge des Aus-
baus der transeuropäischen Net-

ze (z. B. Schienenkorridor Prag
– Pilsen - Regensburg – Mün-
chen bzw. Pilsen – Amberg
–Nürnberg) und die Integration
in den Wirtschaftsraum der Do-
nauanrainer stellen strategische
Zukunftsaufgaben für einen ge-
meinsamen Lebens- und Wirt-
schaftsraum dar. DK

Werden am Welttag des Buches informieren: Die Bibliotheks-
leiterin Evelyn Leippert-Kutzner (links) und der Familienbe-
auftragte Günter Katheder-Göllner. Bild: Leitner

Landratsamt Donauwörth:

Vorlesen begeistert Kinder
Lesepatenprojekt informiert Kindergärten und Schulen

Praxiserfahrungen aus erster Hand

Im September 2008 startete eine Arbeitsgruppe im Lokalen
Bündnis für Familie das Projekt „Lesepaten“. Innerhalb weni-
ger Wochen meldeten sich allein durch einige Presseberichte
und durch Mund-zu-Mund-Propaganda zahlreiche Freiwillige,
die bereit waren, Kindern im Alter von 3 bis 10 Jahren vorzule-
sen - motiviert von nachdenklich stimmenden Meldungen über
die Sprach- und Lesekompetenz des Nachwuchses hierzulande.

Heute, ein halbes Jahr später,
stehen rund 50 Lesepatinnen
und Lesepaten einsatzbereit. Ei-
nige von ihnen sind bereits in
Büchereien, Schulen und Kin-
dergärten aktiv.

Nun werden zwei Infoveran-
staltungen für Schulen und Kin-
dergärten angekündigt, bei de-
nen das Projekt Lesepaten vor-
gestellt werden soll. Am 23.
April 2009 – dem „Welttag des
Buches“ – in der Stadtbiblio-
thek Donauwörth und am 28.
April 2009 in der Stadtbiblio-
thek Nördlingen können sich
Erzieherinnen, Elternbeiräte so-
wie Lehrerinnen und Lehrer
darüber schlau machen, wie es
gelingt, Lesepatinnen und Lese-
paten in den Alltag eines Kin-
dergartens bzw. einer Schule
einzubauen.

Warum Vorlesen für
Kinder so wichtig ist

„Das Vorlesen und das ge-
meinsame Lesen mit Erwachse-
nen motiviert Kinder, selbst zu
Büchern zu greifen. Es fördert
die sprachliche Entwicklung der
Kinder, und sie nehmen es mit
Begeisterung auf“, berichtet
Evelyn Leippert-Kutzner, die
Leiterin der Stadtbibliothek in
Donauwörth. Ein wichtiger
Aspekt des Lesepaten-Projekts
ist deshalb, Kindern erst einmal
einen unbeschwerten, spieleri-
schen Zugang zu Sprache zu eb-

nen, ihnen die Lust am Lesen zu
vermitteln.

Welche Erfahrungen gibt es
bereits mit dem Einsatz von Le-
sepaten? Wie gelingt es, Vorle-
sen in den Tagesablauf von
Schule und Kindergärten einzu-
bauen? Antworten auf diese und
weitere Fragen gibt es bei den
Infoveranstaltungen aus erster
Hand: Erzieherinnen, Schullei-
terinnen und aktive Lesepaten
berichten aus ihrem Vorleseall-
tag und vor allem über ihre Er-
kenntnisse und Erlebnisse mit
den Kindern. „Es läuft super.
Die Kinder sind begeistert“, er-
zählt eine Kindergartenleiterin.
„Deshalb wollen wir dieses An-
gebot noch ausbauen z.B. ein
spezielles Nachmittagsangebot
für Vorschulkinder.“

Individuelle Lösungen

Auch in Schulen ist der Ein-
satz von Lesepaten möglich und
lohnenswert. „Es gibt mittler-
weile so viele gute Praxisbei-
spiele, dass eigentlich für jede
Schule eine geeignete Lösung
zu finden sein müsste“, meint
der Familienbeauftragte Günter
Katheder-Göllner. Er koordi-
niert nicht nur das Bündnis für
Familie, sondern derzeit auch
die Vermittlung der Lesepatin-
nen und Lesepaten. Dass auch
ohne Vermittlungsstelle bereits
etliche Lesepateneinsätze zu-
stande gekommen sind, darüber

ist er ganz froh, denn: „Die be-
ste Werbung ist die von Mund
zu Mund!“.

Katheder-Göllner hofft, dass
in vielen Kindergärten und
Schulen zukünftig vorgelesen
wird. Wie es funktioniert, erfah-
ren interessierte Erzieherinnen,
Elternbeiräte sowie Lehrerinnen
und Lehrer am 23. April in der
Stadtbibliothek Donauwörth.
Der Beginn ist um 15.00 Uhr,
die Teilnahme ist kostenlos, ei-
ne vorherige Anmeldung ist er-
forderlich.

Anmeldung und weitere In-
formationen u. a. bei Günter
Katheder-Göllner, Familienbe-
auftragter und Bündniskoordi-
nator (Tel. 0906/74198 oder per
eMail: familienbeauftrager@lra-
donau-ries.de).

E.ON Bayern präsentiert oberpfälzer Hausbuch:

Von Fronleichnam bis Martini
Regensburg. (osr) Jetzt ist das oberpfälzer Jahr vollständig.
Nach dem weihnachtlichen Hausbuch von Kathrein bis Licht-
mess und dem österlichen von Fastnacht bis Pfingsten haben
Erika und Dr. Adolf J. Eichseer jetzt als dritten Band „Ober-
pfälzer Leben“ herausgegeben, das Hausbuch von Fronleich-
nam bis Martini. Es folgt dem Jahreskreis der Kirche und dem
traditionellen bayerischen Bauernkalender und bringt, wie es
Bezirkstagspräsident Franz Löffler formulierte, „die kulturel-
le Vielfalt unserer Heimat klar zum Vorschein“.

E.ON Bayern sei bekannt
dafür, dass die Idee vom gesell-
schaftlichen Engagement eine
feste Verankerung besitze, sagte
Regionalleiter Christoph Hen-
zel bei der Begrüßung. In Zu-
kunft werde das Unternehmen
den Bereichen Kultur, Brauch-
tum und Tradition verstärkt sein
Augenmerk widmen, denn die-
se seien „Lebens- und Überle-
bensmittel für eine Region. Dar-
aus schöpfen wir Kraft, Selbst-
bewusstsein und Identität.“

Lückenloses Gesamtwerk

Die Eheleute Eichenseer hät-
ten als Herausgeber die Beiträ-
ge vieler Autoren gesammelt,
geordnet und zu einem Gesamt-
werk verbunden, „das nichts
auslässt“, lobte der Grafenauer
Morsak-Verleger Burkhart Cor-
ding. „Wer nach Traditionen

und Bräuchen der Oberpfalz
sucht, sie begreifen und auf-
rechterhalten will, wird in die-
sem Buch fündig.“ Heimat sei
für die Autoren ein Gestaltungs-
auftrag. Sie sähen Heimat als
das, was vertraut sei und wo
man sich geborgen fühle.

Aus Sorge vor dem Verges-
senwerden hätten er und seine
Frau einschlägiges Material
konsequent gesammelt, nannte
Adolf Eichenseer einen Beweg-
grund für die Arbeit. Dem Titel-
bild von Günter Moser aus dem
Freilandmuseum Neusath fol-
gen auf 616 Seiten Beiträge von
Autoren aus der ganzen Ober-
pfalz, darunter auch des heuti-
gen Papstes Benedikt.

Der Mensch im Mittelpunkt

In „Oberpfälzer Leben“ wird al-
tes und neues Brauchtum in volks-
kundlichen und kulturgeschichtli-
chen Abhandlungen, literarischen
Beiträgen, Sagen, Märchen, Le-
genden, Anekdoten, Liedern, Re-
densarten, Lebensweisheiten und
Bildern lebendig. Über das Jahres-
brauchtum mit seinen Festen,
Festspielen und Märkten hinaus
beinhaltet es brauchtümliche For-
men des Lebens von derWiege bis
zur Bahre sowie von einigen Be-
rufsgruppen und Vereinen. Dazu
gibt es im praktischen Teil zahl-
reiche Kinderspiele, Anleitungen
zum Basteln, Kochrezepte und
Wissenswertes über heimische
Heilpflanzen.

In unterhaltsamer Weise zeigt
das Hausbuch, wie manAlltag und
Festtag in der Sommer- und
Herbstzeit wieder einfallsreicher,
traditionsbewusster und menschli-
cher gestalten kann.
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„Es ist immer wieder er-
staunlich, wie leicht man sich
durch das Aussprechen von
Selbstverständlichkeiten ins
Gespräch bringen kann, wenn
es nur gut getimt ist und man
den Nerv der Zeit trifft.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, lehn-
te sich nach der Lektüre eines
Feuilletons zurück, das ausge-
hend von einer Buch-Bespre-
chung die Deutschen auffor-
derte, mehr Zeit und Lust auf
Gespräche zu verwenden.

Ein solcher Appell erstaunt ja auf den ersten
Blick in einem Land, das manchmal beängsti-
gend geschwätzig daherkommt. Musiksender,
die früher den Autofahrern einen Mix aus Hits
und Werbung servierten, quälen ihre Hörer heu-
te durch dauerquasselnde Moderatoren-Duos
und Radio-Talkshows zur Primetime, bei denen
man dann erfährt, an welchen Stellen der
Mensch überall gepierced sein kann oder wie

eine viermonatige Eisenbahnreise durch Indien
abläuft. Überhaupt Talkshows: Kein Format
wurde schon so oft tot gesagt und bei vielen
Sendungen hat man den Eindruck, als wäre das
Yellow-Press-Schicksal der Moderatorin in-
teressanter als die Sendung. Schließlich ist es
per se noch keine gute Unterhaltung, wenn sich
Leute unterhalten. Aber dennoch stolpert man
beim abendlichen Zappen bei rund einem Drit-
tel der Sender auf einen Stuhlkreis von Plauder-
taschen mit höchst unterschiedlichen Promi-
oder Relevanzfaktoren.

Vielleicht sind aber genau die Talkshows ein
Zeichen für die beklagte Krise des öffentlichen
Gesprächs in Deutschland. Diese Sendungen
ähneln ja manchmal eher einem medialen Dia-
log der Tauben, bei dem man den Eindruck hat,
die „Diskutanten“ scheren sich nicht den Deut
um den Standpunkt des Nachbarn, sondern wol-
len nur ihre Sicht der Welt autistisch absetzen.

Verloren geht dabei natürlich das Wissen um
die geistesgeschichtliche Bedeutung des Ge-
sprächs, des Dialogs, der Diskussion, des Dis-
puts. Große Gedanken wurden seit den Zeiten
der Antike in Büchern, in Reden aber ebenso
gut in Gesprächen formuliert. Denn manche Ar-

gumente werden erst scharf
und tief, wenn sie sich an
anderen reiben und messen
können. Aufzeichnungen von
Tischgesprächen historischer
Persönlichkeiten geben uns
Nachgeborenen Einblicke in
die Gedankenwelten von Ge-
nies ebenso wie von apokalyp-
tischen Schuften. Als literari-
sche Gattung gibt es einmalige
Gestaltungsspielräume wie zum
Beispiel als „Gespräch mit ei-

nem Verstorbenen“, wenn der Autor tatsächli-
che Zitate neu mischen und diesen damit eine
andere Bedeutungstiefe geben kann. Aber auch
der belanglose Smalltalk auf der Party, der
Ratsch am Wochenmarkt oder die Unterhaltung
am Tresen haben wichtige soziale Funktionen,
indem sie Menschen zusammen und einander
näher bringen.

Und das Bedürfnis nach Gedankenaustausch,
nach Kommunikation mit anderen, ist ja überall
spürbar. Die Leute schreiben Blogs, twittern
was das Zeug hält, teilen sich wahllos aller Welt
mit. Warum dabei die Scheu vor dem Gegen-
über, vor der spontanen Antwort, der schlagfer-
tigen Erwiderung?

Eine Renaissance des klassischen Gesprächs
hat wohl zur Vorbedingung, dass die Gesprächs-
partner den bei vielen Zeitgenossen verbreiteten
Hedonismus zügeln, sie bereit sind, dem ande-
ren wirklich zuzuhören, auf ihn einzugehen und
durch eine wohlüberlegte Antwort ernst zu neh-
men. Darin läge übrigens auch eine Chance für
unsere Sprache, damit mit ihr wieder sorgsamer
umgegangen wird.

Mein Chef, der Bürgermeister, hat schon im-
mer das Gespräch gepflegt. Wenn er zu einer
politischen Veranstaltung „Der Bürgermeister
im Gespräch“ lädt, dann hält er keine langen
Reden oder Monologe, sondern diskutiert wirk-
lich mit den Leuten und lässt sie auch zu Wort
kommen. Damit zeigt er den Bürgern nicht al-
lein seine Wertschätzung, sondern er bekommt
auch mit, was draußen wirklich gedacht wird.
Insofern hat der Schriftsteller und Philosoph
Ernst Jünger Recht, wenn er auf dem heutigen
Kalenderblatt bemerkt: „Ein gutes Gespräch ist
der Kompromiss zwischen Reden und Zuhören.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Vom Umgang
mit Sprache

Mittelfränkischer Geriatrietag:

Keine Angst vor dem Alter
Angst vor dem Pflegeheim? Das soziale Netz wird immer
durchlässiger, der Generationenauftrag greift nicht mehr.
Können kleine Pflegeheime in einer überschaubaren Größe
existieren? Auf diese Fragen versuchte der 17. Mittelfränki-
sche Geriatrietag in Nürnberg Antworten zu finden.

Die Eröffnung nahmen Irm-
gard Orterer, die Vorsitzende
des Geriatrie-Fördervereins so-
wie der Schirmherr, Bezirks-
tagspräsident Richard Bartsch
vor. Anschließend beschäftigte
sich Prof. Dorothea Geuthner,
die Vizepräsidentin der Evange-
lischen Fachhochschule Nürn-
berg, mit der „Angst im Alter“.
Dr. Christine Zimmermann vom
Geriatriezentrum Neuburg/Do-
nau stellte Trainingsprogramme
zur „Gesundheitsförderung im
Alter“ vor. Welche Angebote
für ältere Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen der „Weg-
weiser Gerontopsychiatrie Mit-
telfranken“ enthält, verdeutlich-
te Meike Lezius von der Geron-
topsychiatrischen Fachkoordi-
nation Mittelfranken.

Wichtige Maxime

9.200 alte Menschen leben
derzeit in den 230 Pflegeheimen
Mittelfrankens. Bald werden es
noch mehr sein, weil die Zahl
der Senioren in den nächsten
Jahren deutlich wachsen wird
und derzeit in jedem Landkreis
ein bis zwei neue Pflegeheime
entstehen. Richard Bartsch,
Vorsitzender der Arbeitsge-
meinschaft Geriatrie in Bayern,
sieht diese Entwicklung mit
Sorge. Nicht nur er beklagt,
dass sich bei all jenen, die sich
um die Versorgung der alters-
kranken Menschen kümmern
sollen, eine wichtige Maxime
noch nicht durchgesetzt hat -
dass nämlich vor der Pflege al-
les getan werden sollte, um
durch Rehabilitations-Behand-
lungen die Selbstständigkeit der
betagten Patienten zu erhalten
oder wieder herzustellen. Viel
zu viele Patienten gingen nach

einem Aufenthalt im Kranken-
haus sofort in Pflege, so Bartsch.

Dass dies auch massive fi-
nanzielle Auswirkungen nach
sich zieht, liegt auf der Hand:
Von den 19.200 Pflegepatienten
im Regierungsbezirk sind 4300
auf Sozialhilfe angewiesen. Für
den Bezirk Mittelfranken be-
deutet dies eine Brutto-Bela-
stung von derzeit 88 Millionen
Euro jährlich. Zieht man ab,
was Pflegekasse und Angehöri-
ge zuschießen, bleiben immer
noch 44 Millionen Euro, die der
Steuerzahler in Mittelfranken
für diesen Zweck aufbringen
muss.

Mögliche Einsparungen

Wären künftig mehr betroffe-
ne Senioren in der Lage, sich
daheim wenigstens teilweise
wieder alleine zu versorgen,
könnten nach Meinung von Ex-
perten Millionen eingespart
werden. Angehörige, Mitarbei-
ter in den Krankenhäusern und
auch Pflegeversicherungen
müssten allerdings noch viel in-
tensiver das Ziel „Reha vor
Pflege“ anvisieren - zumal es
gerade in Mittelfranken gut aus-
gebaute Strukturen gibt. Elf
ortsnahe Einrichtungen zählt
Richard Bartsch auf; in jeder
Stadt, in jedem Landkreis böten
sie den Senioren ihre Dienste an
„und es gibt kaum Wartelisten“.

Pflegestützpunkte

Eine deutlich spürbare Ver-
besserung erwartet sich der Be-
zirkstagspräsident, der sich seit
fast 20 Jahren speziell auf dem
Gebiet der Geriatrie engagiert,
von den Pflegestützpunkten, die
noch in diesem Jahr in Bayern

entstehen sollen. Derzeit wird
noch um die Details der Struk-
turen gerungen.

Unterdessen hat der Verband
der bayerischen Bezirke darauf
hingewiesen, dass er zusammen
mit der Landesarbeitsgemein-
schaft der öffentlichen und frei-
en Wohlfahrtspflege eine Wei-
terentwicklung des sozialräum-
lichen Managements für erfor-
derlich hält. Verbandspräsident
Manfred Hölzlein betonte in
diesem Zusammenhang, dass
dieses Management alle verfüg-
baren Ressourcen ergebnisori-
entiert erschließen werde. Ge-
meint sind hier: alle klinisch,
professionell, ehrenamtlich,
nachbarschaftlich und bereichs-
übergreifend kooperierende
Partner - von den Krankenkas-
sen über die Ärzte, die Einglie-
derungshilfe, Altenpflege bis
hin zur Angehörigenselbsthilfe.
In diesem Zusammenhang kann
hier u. a. an die Reform der
Pflegeversicherung mit erwei-
terten „Demenzleistungen“ und
Pflegestützpunkten angeknüpft
werden.

Depression und Demenz

Neuere Studien gehen davon
aus, dass 20 bis 40 Prozent aller
65-Jährigen an einer behand-
lungsbedürftigen psychischen
Erkrankung leiden. Im Vorder-
grund stehen dabei Depressio-
nen und demenzielle Erkran-
kungen, gefolgt von Persön-
lichkeitsstörungen, wahnhaften
Störungen und Abhängigkeits-
erkrankungen. In Zahlen ausge-
drückt: Mindestens 17 Prozent
aller Menschen über 65 Jahre in
Deutschland sind an einer mit-
telschweren bis schweren De-
menz oder an einer Depression
erkrankt.

Runde Tische

Wie Verbandsvizepräsident
Günther Denzler hervorhob, ge-
be es Runde Tische, an denen
Träger von Pflegeheimen mit
gerontopsychiatrischen Statio-
nen oder gerontopsychiatrischen
Heimen gemeinsam mit der
akutmedizinischen Versorgung,
also den Gerontopsychiatern
und Geriatern aus den Bezirks-
krankenhäusern die Überleitung
in die Pflege organisieren und
nach neuen Versorgungsmög-
lichkeiten suchen.

Der Verband der bayerischen
Bezirke und die Bezirke be-
mühten sich sehr um ein ho-
hes Niveau der medizinischen
Versorgung alter Menschen.
Auch wenn die bayerischen Be-
zirkskrankenhäuser zahlreiche
Geriater beschäftigten, so tun
sie dies im Zusammenhang mit
dem Sicherstellungsauftrag der
gerontopsychiatrischen sta-
tionären und teilstationären Ver-
sorgung. DK

Oberfränkische Landräte:

Informationsfahrt nach Brüssel
Der Bezirksverband Oberfranken des Bayerischen Landkreista-
ges hat unter Vorsitz von Landrat Reinhard Leutner (Lichten-
fels) in Brüssel aktuelle kommunalpolitische Fragen erörtert. Die
oberfränkische Delegation, der auch Regierungspräsident Wil-
helm Wenning und das Geschäftsführende Präsidialmitglied des
Bayerischen Landkreistages Johannes Reile angehörten, wurden
in der Bayerischen Vertretung durch die Leiterin, Ministerialdi-
rigentin Heidrun Piwernetz, herzlich willkommen geheißen.

Der Leiter des Brüsseler Büros
des Deutschen Sparkassen- und
Giroverbandes, Dr. Lothar Blatt-
von Raczeck informierte die
Landräte über aktuelle Chancen
und Herausforderungen für die
Sparkassen innerhalb der Eu-
ropäischen Union. Weitere The-
men waren das EU-Vergaberecht
mit denAuswirkungen der Recht-
sprechung des Europäischen Ge-
richtshofes auf die Kommunen
und die interkommunale Zusam-
menarbeit.

Über die Zukunft der EU-Re-
gionalpolitik und die damit ver-
bundenen Chancen für Ober-
franken referierte der zuständige
Abteilungsleiter der Europäi-
schen Kommission Christopher
Todd von der Generaldirektion
Regionalpolitik. Die für Ober-
und Unterfranken zuständige
Europaabgeordnete Dr. Anja
Weisgerber begrüßte die Delega-
tion aus Oberfranken im Eu-
ropäischen Parlament. Hier wur-
den aktuelle Auswirkungen der
EU-Gesetzgebung in der Praxis
diskutiert. Themen waren un-
ter anderem die EU-Dienstlei-
stungsrichtlinie, die Arbeits-
zeitrichtlinie und aktuelle Pro-
bleme beim Verbraucherschutz.

Höhepunkt des Besuches war
ein Besuch der oberfränkischen
Landräte und des Regierungsprä-
sidenten im Berlaymont-Gebäude

der Europäischen Union. Der Vi-
zepräsident der Europäischen
Union, Günter Verheugen hat es
sich nicht nehmen lassen, die
oberfränkische Delegation per-
sönlich zu begrüßen.

Wirtschafts- und Finanzkrise

Anschließend stand Vizepräsi-
dent Günter Verheugen im Konfe-
renzraum der Europäischen Kom-
mission den Landräten Rede und
Antwort zu aktuellenThemen.Vor
allem wurden die Auswirkungen
der Wirtschafts- und Finanzkrise

angesprochen, aber auch Entschei-
dungen der EU-Kommission mit
ihrenAuswirkungen auf die Kom-
munalpolitik ausführlich disku-
tiert. Kommissionsvizepräsident
GünterVerheugen kannte viele der
anwesenden Landräte noch aus
seiner Tätigkeit als Bundestagsab-
geordneter in Oberfranken.

Ein Besuch bei der Interessen-
vertretung der Bayerischen Kom-
munen in Brüssel rundete das Be-
suchsprogramm ab. Andrea Geh-
ler und Natalie Häusler vom Eu-
ropabüro informierten die Land-
räte sehr anschaulich über die
Einordnung der kommunalen Da-
seinsvorsorge mit den kommuna-
len Zuständigkeiten in das EU-
Wettbewerbsrecht. Speziell wur-
de hier die Situation der kommu-
nal geführten Krankenhäuser in-
nerhalb des gemeinsamen Mark-
tes angesprochen.

Allianz gegen Rechtsextremismus:

Aktion statt Reaktion
Im Nürnberger Rathaus sind rund 300 Vertreter von etwa 140
nordbayerischen Kommunen zusammengekommen, um über ei-
ne Allianz gegen Rechtsextremismus zu diskutieren. Der Bürger-
meister von Gräfenberg, WernerWolf, sagte, Franken sei zu einem
Hauptaktionsgebiet der Rechtsextremisten geworden. In der ober-
fränkischen Gemeinde marschieren regelmäßig Neonazis auf.

„Wir sind uns der großen Ge-
fahr einer schleichenden Verbrei-
tung rechtsextremistischen Ge-
dankengutes bewusst“, meinte
Wolf bei seiner Begrüßung.
Rechtsextremismus sei in der
Mitte der Gesellschaft angekom-
men. Davor dürfe man nicht län-
ger die Augen verschließen. Jede
Gemeinde könne von derartigen
Aktivitäten getroffen werden.
Laut Wolf stellt eine Einschrän-
kung des Versammlungsrechtes
kein geeignetes Mittel dar, um
Rechtsextremismus einzudäm-
men. Stattdessen seien alle Bür-
ger in der Pflicht, die Demokra-
tie zu verteidigen.

Langfristige Strategie

„Der Rechtsextremismus war
in Franken schon immer gut
aufgestellt“, betonte Hans Hes-
selmann, Leiter des Menschen-
rechtsbüros der Stadt. In der
Tradition der NSDAP sähen
sich auch heute noch viele Na-
zis. „Es ist wichtig, eine langfri-
stige Strategie zu entwickeln,
um der Ideologie entgegenzu-
wirken“, so Hesselmann. De-
mos bildeten dabei nur die Spit-
ze des Eisbergs: „Schlimmer
sind die Biedermänner, die
Wölfe im Schafspelz – vor al-
lem, wenn sie Jugendliche mit
Freizeitangeboten ködern.“

Bei der Gründungsveranstal-

tung diskutierten die Vertreter
von Gemeinden und Bürgeri-
nitiativen vor allem Möglich-
keiten der engeren Zusammen-
arbeit. Den Initiatoren geht es
vor allem um Prävention. Die
Gemeinden sollten nicht nur
reagieren, wenn Neonazis Auf-
märsche anmelden. Sie sollten
vielmehr präventiv Jugendliche
vor rassistischem Gedankengut
schützen, forderte Hesselmann.
Für Herbst etwa ist geplant, alle
Schulleiter der Region einzula-
den, um sie gegen Rassismus an
Schulen zu sensibilisieren.

Problem öffentlich machen

Obwohl sich Hans Hessel-
mann und Simone Richter – Lei-
terin der Projektstelle gegen
Rechtsextremismus des Bayeri-
schen Bündnisses für Toleranz –
über den regen Zulauf freuen,
hoffen sie auf weitere Kommu-
nen. Noch fehlte vielen der Mut,
ihr Problem öffentlich zu ma-
chen: „Wir wollen Aufklärung
betreiben, dass es nichts An-
rüchiges ist, offen mit rechtsex-
tremistischen Aktivitäten in der
Gemeinde umzugehen“, hob Si-
mone Richter hervor. Viele
meinten, wenn sie das Problem
benennen, würde das Nazis erst
recht anziehen. „Das Gegenteil
ist der Fall“, sagte Richter.

Die Aufgaben der Geschäfts-

stelle teilen sich derzeit das
Nürnberger Menschenrechts-
büro und das Bayerische Bünd-
nis für Toleranz in Bad Alexan-
dersbad. Ein gewähltes Koordi-
nierungsgremium aus Kommu-
nalpolitik, Kirchen, Bürger-
initiativen und Verbänden soll
bis zum Sommer einen fes-
ten organisatorischen Rahmen
schaffen.

Die „Allianz gegen Rechtsex-
tremismus in der Metropolre-
gion“ wurde gegründet, weil
immer wieder nordbayerische
Gemeinden wie Gräfenberg
oder Warmensteinach gegen
Neonaziaufmärsche kämpfen.
Nürnbergs Oberbürgermeister
Ulrich Maly fordert in diesem
Zusammenhang, dass sich die
Bürgermeister selbst an die
Spitze der Gegenbewegungen
stellen sollten anstatt das Pro-
blem zu verharmlosen. KI

Neu aufgelegte Broschüre des Bezirks Oberbayern:

„Hilfe zur Pflege“
Informationen zur Sozialhilfe

in stationären Pflegeeinrichtun-
gen gibt die überarbeitete Hand-
reichung „Hilfe zur Pflege“ des
Bezirks Oberbayern. Über die
Hilfe zur Pflege hinaus werden
Leistungen der Pflegeversiche-
rung und andere Sozialleistun-
gen erklärt.

Die knapp 40-seitige Bro-
schüre enthält Grundwissen
zum Thema Sozialhilfe und be-
antwortet die Frage, wie Ein-
kommen und Vermögen für die
Hilfe zur Pflege eingesetzt wer-
den und wer im Ernstfall unter-
haltspflichtig ist. Zahlreiche Be-

rechnungsbeispiele veranschau-
lichen die unterschiedlichen fi-
nanziellen Konstellationen.

Zuständig für die Ge-
währung von Sozialhilfe für
Menschen, die teil- oder voll-
stationär Leistungen in Alten-
und Pflegeheimen in Anspruch
nehmen, sind die sieben baye-
rischen Bezirke. Dabei nehmen
die Leistungen der sog. Hilfe
zur Pflege bedeutenden Raum
ein – allein der Bezirk Ober-
bayern hat im Jahr 2008 ca.
134 Millionen Euro netto für
diese Art der Sozialhilfe aufge-
wandt.
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Vorschau auf GZ 9
In unserer Ausgabe Nr. 9, die am 30. April erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunalfinanzen
Wasser . Abwasser
Kommunale Baupolitik
Kommunalfahrzeuge

Zum 60. Geburtstag von Landrat Roland Schwing:

„Das Glas ist immer halb voll“
„Nur wer an die Zukunft glaubt, glaubt auch an die Gegen-
wart.“ Dieses brasilianische Sprichwort hat sich Miltenbergs
Landrat Roland Schwing auf die Fahnen geschrieben. Am
19. April feiert er seinen 60. Geburtstag.

Roland Schwing, gelernter
Diplom-Wirtschaftsingenieur,
ist seit 1986 Landrat des Land-
kreises Miltenberg. Sport steht
im Mittelpunkt seiner Freizeit,
obwohl ihm die Arbeit nur noch
Zeit zum gelegentlichen Tennis-
und Fußballspiel lässt. Neben
vielen Vereinsmitgliedschaften
brachte ihm sein Amt als Land-
kreischef neue Positionen. Be-
sonders am Herzen liegt dem
Jubilar die Vertretung des Krei-
ses im Innovationsring „Kreis-
verwaltung der Zukunft“ des
Deutschen Landkreistages. Seit
1997 ist Schwing auch Leiter
des Innovationsrings des Bayeri-
schen Landkreistages, einem
Zusammenschluss von 21 baye-
rischen Landkreisen. Im Mai
2002 schließlich wurde er zum
Vizepräsidenten des Bayeri-
schen Landkreistages gewählt.

Vertrauen gewinnen

Landrat Schwing wirbt für
Vertrauen, Optimismus und
Kreisbewusstsein. Dies seien
die entscheidenden Vorausset-
zungen für eine gute Zukunft
des Landkreises Miltenberg.
Mit großer Sorge beobachtet er
freilich die immer weiter zu-
rückgehende Wahlbeteiligung.
Leider sei in Deutschland keine
Begeisterung mehr für die De-
mokratie zu spüren. Dies sei ei-
ne bedenkliche und gefährliche
Entwicklung. Deshalb sei es
notwendig, dass die Menschen
wieder Vertrauen gewinnen. Die
Politik sei aufgefordert, durch

glaubwürdiges Handeln die
Menschen zu überzeugen.

Mehr Optimismus

Optimismus sei auch wichtig
für das von der Weltfinanz- und
Wirtschaftskrise geprägte Jahr

„Glas immer halb voll und nicht
halb leer“ sei.

Warnung vor
„lokalen Kirchtürmen“

Wieder gestärkt werden müs-
se das Kreisbewusstsein inner-
halb der kommunalen Familie.
Mit Sorge betrachtet der Milten-
berger Landrat die Entwick-
lung, dass die „längst abgebaut
geglaubten lokalen Kirchtürme“
langsam wieder zum Vorschein
kommen.

Der Landkreis könne nur so
stark sein wie die Summe der
32 Städte, Märkte und Gemein-
den. Das Ziel „gleichwertige
Lebensbedingungen im Land-
kreis“ bedeute nicht „gleiche
Lebensbedingungen in jeder
Gemeinde“. Dies sei nicht zu
verwirklichen. Der Landkreis
Miltenberg benötige sowohl die
„Geschäftsmeile Maintal“ als
auch die „landschaftlich reiz-
vollen sowie intakten Erho-
lungs- und Rückzugsgebiete der
Naturparke Spessart und Oden-
wald“. Eine „Auflösung der
kreisweiten Solidarität“ würde
zu einer Schwächung des Land-
kreises Miltenberg im interna-
tionalen Wettbewerb führen.

Generationengerechtigkeit

Landrat Schwing weist auch
auf die Generationengerechtig-
keit hin. Bei allen Entscheidun-
gen und Notwendigkeiten der
Gegenwart müssten die Auswir-
kungen auf die künftige Gene-
ration berücksichtigt werden.
Dies gelte für die Verschuldung
des Landkreises Miltenberg ge-
nauso wie für andere Bereiche,
wie zum Beispiel den Zustand
aller Kreiseinrichtungen.

Gerade im kommunalen Be-
reich seien negative Auswirkun-
gen so gering wie möglich zu
halten, erläutert der Jubilar.
Deswegen beteilige sich der
Landkreis auch mit zusätzlichen
Investitionen am Konjunktur-
programm II des Bundes. Insge-

samt seien im Haushalt 2009
13,8 Millionen Euro Investitio-
nen vorgesehen. „Das ist das
kommunale Konjunkturpro-
gramm des Landkreises Milten-
berg“, betont Schwing. Denn da-
mit würden auf jeden Fall auch
Arbeitsplätze im mittelständi-
schen Bereich gesichert. Was die
Wirtschaft augenblicklich benö-
tige, seien „Aufträge, Aufträge
und nochmals Aufträge“.

Verschuldung senken

Mit Blick auf die Zukunft
prognostiziert der Landkreis-
chef eine sinkende Steuerkraft
des Landkreises, steigende Un-
terkunftskosten und niedrigere
Ausgleichszahlungen des Frei-
staates Bayern bei Harz IV so-
wie höhere Jugendhilfekosten.
Dennoch bleibe es das erklär-
te Ziel, die Verschuldung des
Landkreises Miltenberg unter
die Schwelle von 40 Millionen
Euro zu senken. Dadurch werde
Spielraum für die nächste Gene-
ration geschaffen.

Kompetenzregion

Dass sich der Bayerische Un-
termain, der östliche bayerische
Teil des Rhein-Maingebietes,
immer mehr als Kompetenzre-
gion für Hochtechnologien eta-
bliert, ist mit ein großes Ver-
dienst des Miltenberger Land-
rats, der sich stets für optimale
Rahmenbedingungen eingesetzt
hat. Auch soziale Konzepte wie
das Projekt Notinsel, das unter
seiner Schirmherrschaft steht,
liegen Schwing am Herzen. Be-
reits rund ein halbes Jahr nach
dessen Beginn im Herbst 2008
wurde das Projekt in mehr als
der Hälfte der Städte und Ge-
meinden im Landkreis Milten-
berg umgesetzt.

Projekt Notinsel

Beim Projekt Notinsel han-
delt es sich um ein großes Netz-
werk von Läden und Geschäf-
ten, die Kindern in Gefahr einen
Zufluchtsort bieten. Die Läden
signalisieren ihre Hilfsbereit-
schaft mit dem Notinsel-Sym-
bol an ihrer Türe. Kinder kön-

Roland Schwing.

2009. Hinzu komme, dass die
Bürgerinnen und Bürger ständig
durch neue Prognosen verunsi-
chert würden. Er, Schwing, ha-
be den Eindruck, dass es einen
„Wettstreit um die schlechtes-
ten Nachrichten“ gebe. Weniger
„Statistikgläubigkeit“ sei wün-
schenswert. Viel wichtiger sei
die alte Lebensweisheit, dass
„in jeder Krise auch eine Chan-
ce“ stecke. Er wünsche sich bei
den Bürgerinnen und Bürgern
viel Optimismus, damit das

nen sich aber auch an das Perso-
nal wenden, wenn es um kleine-
re, alltägliche Probleme handelt
– beispielsweise einen vergesse-
nen Haustürschlüssel. Das Pro-
jekt soll ein besonderes Zeichen
für Kinderfreundlichkeit und
Kinderschutz sein.

Kreismülldeponie als
wichtige Investition

Aktuell darf sich Schwing
über eine wichtige Investition in
die Infrastruktur des Landkrei-

ses freuen: die Erweiterung der
Kreismülldeponie Guggenberg.
Symbolisch gab er vor kurzem
den Startschuss zu der rund 2,84
Millionen Euro teuren Erweite-
rung. Wie Roland Schwing aus-
führte, werde es immer schwieri-
ger, neue Standorte für Abfallent-
sorgungsanlagen zu finden. „Mit
den Standorten Erlenbach und
Guggenberg haben wir dieses
Problem gelöst und dieAbfallent-
sorgung auf Jahrzehnte gesi-
chert“, so die erfreuliche Bilanz
des Landrats. DO.

Pfaffenhofener Landrat Josef Schäch:

Vorläufige
Amtsenthebung

Wegen des Verdachts auf gravierende Verstöße gegen Haus-
haltsbestimmungen ist der Landrat des Landkreises Pfaffen-
hofen/Ilm, Josef Schäch, vorläufig des Dienstes enthoben wor-
den. Die Vorwürfe fallen in den Zeitraum 1990 bis 2008, als der
Politiker der Freien Wähler Bürgermeister von Wolnzach war.

Wie die Landesanwaltschaft
Bayern mitteilte, wird dem
früheren Bürgermeister der
Marktgemeinde Wolnzach un-
ter anderem vorgeworfen, ge-
meinsam mit dem Kämmerer
des Orts maßgeblich an ver-
steckten Kreditaufnahmen von
zeitweise bis zu fünf Millionen
Euro mitgewirkt zu haben.
Außerdem soll Schäch davon
gewusst haben, dass sich sein
Kämmerer aus der Gemeinde-
schatulle bedient hat, um damit
zwei Privatautos zu finanzie-
ren. Die entsprechenden Zah-
lungsanordnungen in Höhe von
insgesamt 31.000 Euro tragen
allesamt Schächs Unterschrift.

Disziplinarklage

Wegen dieser Vorkommnis-
se, durch die die Marktge-
meinde Zinsschäden von über
200.000 Euro erlitt, wird die
Landesanwaltschaft nun eine
Disziplinarklage erheben. Be-
reits im vergangenen Novem-
ber war gegen Schäch ein Dis-
ziplinarverfahren wegen des
Verdachts von Dienstvergehen
eingeleitet worden.

Ein Anwalt des 62-jährigen
Landrats kündigte bereits an,
vor dem Verwaltungsgericht
umgehend gegen die Dien-
stenthebung vorzugehen. Er
sagte, der Kämmerer habe das
Geld ohne Wissen seines Vor-
gesetzten abgezweigt. Dies ha-
be der frühere Kämmerer auch
in seiner eidesstattlichen Er-
klärung dargelegt. Hinsichtlich
der versteckten Kreditaufnah-
men erklärte der Anwalt, mit
dem Geld seien Investitionen
bezahlt worden. Es sei nicht
darum gegangen, sich persön-
lich zu bereichern.

Offener Brief

Derweil schrieb Schäch in ei-
nem offenen Brief, er habe in all
seinem Handeln an das Wohl
der Bürger gedacht. In einem
Schreiben, veröffentlicht auf
seiner Internetseite, heißt es:
„Anscheinend sind Formalien
heute wichtiger als Probleme zu
lösen.“ Die Dienstgeschäfte im
Pfaffenhofener Landratsamt
führt bis auf weiteres Schächs
bisheriger Stellvertreter Anton
Westner. DK
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